
NR.1 I. QUARTAL 1983 Z 20020 F 

Forschung • Technik • Organisation • Recht 
Themen dieses Heftes: Die Nordatlantik-Pakt-Organisation (NATO) - Entste­
hungsgeschichte, Strukturen und Organisation· Militärische Aspekte des Lasers· 
Vorsorge für Notstände und Katastrophen in der öffentlichen Wasserversorgung· 
Zu den Wirkungen des Rettungsdienstes· USA/UdSSR: Das Zivilverteidigungs­
programm . Schutz vor Schadwirkungen im Katastrophen- und Verteidigungsfall . 
Regionale und kommunale Energieplanung . Blockkurs Katastrophenmedizin . 
Der nachträgliche Einbau von Hausschutzräumen . Neue ABC-Abwehr· Planung 
und Ausführung von Großschutzräumen in Tiefgaragen Teil VI . Spektrum 



Gerhard Wettig 

Konflikt 
und 

Kooperation 
zwisehen 

OstnndWest 
Entspannung in Theorie und Praxis 

Außen- und sicherheitspolitische Analyse 

ISBN 3-7894-0082-3 
Paperback, 220 Seiten, 38,- DM 

Neuerscheinung bei OSANG 



4 Editorial - Impressum 

5 Zahlreiche Veröffentlichungen 
der letzten Jahre über die Si­

cherheitspolitik der Bundesrepublik 
Deutschland beschäftigen sich mit 
der militärischen und zivilen Vertei ­
digung im westlichen Bündnis. Die 
Schwerpunkte dieser Publikationen 
liegen meist bei der Einbettung der 
deutschen Sicherheits- und Verteidi ­
gungspolitik in die Nordatlantik­
Pakt-Organisation. 
Dr. Dr. Ulrich Eichstädt schildert: 
Entstehungsgeschichte, Struktu­
ren und Organisation der NATO 
(TeilII) 

11 Die deutsche Übersetzung 
der englischen Bezeichnung 

für LASER kann mit Lichtverstär­
kung durch erzwungene Strahlene­
mission wiedergegeben werden. Der 
Laser stellt einen speziellen Genera­
tor von Lichtwellen dar, dessen 
Funktionsprinzip auf der Ausnut­
zung quantenmechanischer Effekte 
beruht. Das Prinzip der erzwunge­
nen Strahlenanregung wurde bereits 
im Jahre 1917 von Albert Einstein 
erkannt, eine technische Nutzung 
dieser Erscheinung wurde aber erst 
lange naeh dem Zweiten Weltkrieg 
erzielt. 
Dr. Gerald Kamelander untersucht 
die Möglichkeiten dieser Großtech­
nologie in militärischer Anwendung. 
Militärische Aspekte des Lasers. 

15 Vorsorge fü r Notstände 
u nd Katastrophen in der 

öffentlichen Wasserversorgung i t 
in der Bundesrepublik eine Pflicht­
aufgabe der Gemeinden . 
Die öffentliche Wasserver orung er­
folgt in Friedenszeiten auf der 
Grundlage des Wasserhaushaltsge­
setzes. Der Wasserhaushalt fällt nach 
Artikel 70 des Grundgesetzes in die 
Zuständigkeit der Länder, dem 
Bund steht lediglich das Recht zum 
Erlaß von Rahmenrichtlinien zu . In 
den letzten zwei Jahrzehnten wur­
den von den Wasserversorgungsun­
ternehmen erhebliche Anstrengun­
gen unternommen, um die durch­
schnittlich 140 Liter Was er, die pro 
Kopf der bundesrepublikanischen 
Bevölkerung verbraucht werden, be­
reitzustellen. Wolfram Such be­
richtet. 
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22 Die Anforderungen des Bür-
gers an das System der gesell­

schaftlichen Gesundheitsvor- und 
-fürsorge sind in der Vergangenheit 
ständig gewachsen. 
Neben den medizinischen und öko­
nomischen Aspekten des Rettungs­
dienstes betrachtet Gernot Riediger 
die über die Rettungsfunktion hin­
aus bedeutsame gesellschaftspoliti­
sche Dimension. 
Zu den Wirkungen des Rettungs­
dienstes 

32 Ein Systemvergleich bei den 
Aufwendungen der beiden 

Supermächte für die zivile Verteidi­
gung ist ebenso reizvoll wie schwie­
rig: Unterlagen und Zahlen aus dem 
östlichen Bereich sind fast nicht zu 
erhalten. So wird es für den kundi­
gen Betrachter vorrangige Aufgabe 
sein, Tendenzen und Schwerpunkte 
in der sowjetischen Zivilverteidigung 
aufzuzeigen, wo er auf amerikani­
scher Seite mit detaillierten Fakten 
dienen kann. Aus der Österreichi­
sehen Militärischen Zeitschrift. 
USA/UdSSR - Das Zivilverteidi­
gungsprogramm 

34 Da ungeschützte Menschen 
durch die Schadwirkungen 

bei Katastrophen oder durch die 
Waffen im Verteidigungsfall verletzt 
oder getötet werden können, müssen 
zur Abwehr passive Schutzvorkeh­
rungen erstellt werden. 
Dr. Heinz Schlesinger: 
Schutz vor Schadwirkungen im 
Katastrophen- und Verteidigungs­
fall 

41 Um die verfügbaren Energie-
quellen rationell nutzen zu 

können, hat die Firma Dornier neue 
Verfahren und Instrumentarien ent­
wickelt, die der Forderung von Öf­
fentlichkeit und Planungsbehörden 
nach wirtschaftlicher und sicherer 
Energieversorgung nachkommen. 
Dr. Uwe Eekener schildert diese 
Aufgaben der 
Regionalen und kommunalen 
Energieplan ung. 

43 In einem konzentrierten Pro-
gramm mit dem Grundwis­

sen, der Basisinformation, legt Prof 
Dr. Rolf Lanz die Besonderheiten 
der medizinischen Aspekte beim 
Massenanfall dar. Kenntnisse der 
Notfallhilfe vorausgesetzt, erläutert 
der Kurs die Grundbegriffe, die Be­
drohungsformen, die psychischen 
Auswirkungen und die Taktik und 
Technik der Wundbehandlung. 
Blockkurs Katastrophenmedizin 

48 Die Deutsche Schutzbauge-
meinschaft e. V. gibt dem in­

teressierten Bürger eine kleine Infor­
mationsschrift in die Hand, die ihm 
Wege zum 
Nachträglichen Einbau von Haus­
schutzräumen zeigt. 

50 Die atomare Aufrüstung im 
Bereich der nuklearen takti-

schen und nuklearen strategischen 
Waffen wird in Ost und West disku­
tiert und publiziert, weniger aber die 
zunehmende biologische und chemi­
sche Aufrüstung. Helmut Stelzmül­
ler zeigt neue ABC-Bedrohungsfor­
men auf (vor allem B- und C-Bedro­
hung), die sich ständig anpassende, 
wirkungsvoller werdende Schutz­
maßnahmen erfordern. 
ABC-Abwehr. 

56 Otto Sehaible beschreibt die 
Planung und Ausführung 

von Großschutzräumen in Tiefga­
ragen (Teil V). 

63 Spektrum 

Unser Titelbild zeigt einen Strö­
mungsprüfer für Luft, der vor allem 
zur Prüfung der Gasdichtigkeit von 
Toren in Großschutzräumen ver­
wendet wird. 
Foto: Drägerwerk A . G., Lübeck 
Foto Seite 22: dpa 
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Editorial 
Es scheint, als gäbe es für die Zukunft der Menschheit 

keine Alternative zu der Feststellung, daß sie unaufhaltsam 
dem Untergang durch einen Atomkrieg zutreibe. Einem 
Untergang, aus dem es kein Entrinnen gäbe. Es scheint, 
wenn die Befürworter des Ablehnens zum Beispiel ärztlicher 
Fortbildung in Katastrophenhilfe recht behielten, daß es nur 
noch Resignation geben kann. Denn sollte dennoch einer 
überlebt haben, gäbe es für ihn keine Hilfe zum Weiterle­
ben. Und so bliebe tatsächlich nur der Ausweg, wie er 
immer wieder, und immer wieder neu, vorgestellt wird: 
lieber rot als tot. 1m weihnachtlichen Fernsehgespräch mit 
Carl-Friedrich von Weizsäcker wurde der kompetente Wis­
senschaftler auch zu dieser Einstellung der Mensch«:n 
befragt, und er konnte nicht ausschließen, daß Menschen 
sich in die Hoffnung flüchten, das Unterordnen unter das 
Rot könnte ihr Überleben sichern. Andere meinen zu dieser 
Version: lieber rot und tot. Und wieder andere sehen Hoff­
nung für ein Überleben der Menschheit auch und vielleicht 
gerade trotz der vorhandenen Atomwaffen, deren abschrek­
kende Wirkung bislang einen 38;äbrigen Frieden garantiert 
habe. 

Hoffnung setzt Carl-Friedrich von Weizsäcker in die 
Arbeit der Zeit am Menschen und dessen physikalischen, 
chemischen und technischen Entdeckungen und Erfindun­
gen. Und er brachte ein Beispiel von eingehender Anschau­
lichkeit: Große Städte hatten im Mittelalter einen Wall, 
innerhalb dessen die Menschen dicht gedrängt, aber 
geschützt zusammenlebten. Ohne diesen steinernen Wall 
wären sie hoffnungslos ihren Feinden preisgegeben gewesen. 
Mit der Erfindung des Schießpulvers und der Entwicklung 
von Schußwaffen, die sich damals so entsetzlich ausnahmen 
wie Atomwaffen heute, waren diese schützenden Wälle 
sinnlos geworden, denn die Mauern konnten zerstört wer­
den und boten keinen Schutz mehr. So siedelten die Städter 
sich mutig auch außerhalb der Mauern an und versuchten, 
durch Gesetze für das Zusammenleben die Mauern zu erset­
zen und Streitigkeiten ohne Waffen kraft der Gesetze zu 
regeln. Das Experiment gelang - mit der Zeit. So war die 
schreckliche Erfindung schließlich die Ursache für die zwin­
gend notwendige Friedenssicherung geworden und für eine 
Abkehr vom Einsatz von Kanonen. 

Solange ein solches Umdenken der Menschen aber nicht 
vollzogen ist, solange sie noch auf "Schutzwälle" (Schutz­
räume) angewiesen sind, brauchen sie diese. 

Eines Tages - so hoffen wir zu Beginn des neuen Jahres -
werden unsere friedfertigen Nachfahren staunen über die 
Tatsache, daß wir Menschen des 20. Jahrhunderts uns 
Schutzräume gegen Auswirkungen von Atomwaffenexplo­
sionen gebaut haben; eines Tages, wenn die Zeit das 
Umdenken und Andershandeln am Menschen vollzogen 
haben wird ... 

Die Redaktion 
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Die Nordatlantik-Pakt-Organisation 
Entstehungsgeschichte, 
Strukturen und 
Organisation 
der 10 

Ulrieh Eiehstädt 

11 . Der Nordatlantik­
Vertrag 

1. Betrachtet man den Text des Nordat­
lantik-Vertrages, so fällt zunächst seine 
außerordentlich knappe und klare Fas­
sung auf. Die Beschränkung auf prinzi­
pielle Regelungen erwies sich in den 
mehr als 30 Jahren der Geltung des Ver­
trages als großer Vorteil. Sie erl aubte es, 
das Bündnis flexibel zu halten und vor 
allem seine Organisation den wechseln­
den Anforderungen der Gesamtsitua­
tion anzupassen, ohne daß der Vertrag 
revidiert zu werden brauchte . Von einer 
Änderung abgesehen, gilt heute noch 
die Ursprungsfassung l6

. 

2. Der Nordatlantik-Vertrag besteht 
aus einer Präambel und 14 Artikeln, von 
denen jedoch vier lediglich formale Fra­
gen regeln. 

a) Die Präambel legt die gemeinsamen 
Überzeugungen und Wertvorstellungen 
der Vertragspartner fest. Es sind dies 

• ihr Glaube an die Ziele und Grund­
sätze der Satzung der Vereinten Natio­
nen und ihr Wunsch, mit allen Völkern 
und allen Regierungen in Frieden zu 
leben, 

• ihre Entschlossenheit, die Freiheit, 
das gemeinsame Erbe und die Zivilisa­
tion ihrer Völker, die auf den Grundsät-

zen der Demokratie, der Freiheit der 
Person und der Herrschaft des Rechts 
beruhen, zu gewährleisten, 

• ihr Bestreben, die innere Festigkeit 
und das Wohlergehen im nordatlanti­
schen Gebiet zu fördern und 

• ihre Entschlossenheit, ihre Bemü­
hungen für die gemeinsame Verteidi­
gung und für die Erhaltung des Friedens 
und der Sicherheit zu vereinigen. 

Diese Präambel knüpft an die Einleitung 
des Brüsseler Vertrages von 1948 an, 
präzisiert diese aber und hebt noch stär­
ker auf die Satzung der Vereinten Na­
tionen ab. 

Aus der Präambel werden bereits die 
Hauptmerkmale des Vertrages sichtbar. 
Er begründet im Rahmen der Charta der 
Vereinten Nationen ein Bündnis, das 
die Verteidigung der westlich-demokra­
tischen Lebensform zum Gegenstand 
hat. Ähnlich wie der Brüsseler Vertrag 
von 1948 ist der Nordatlantik-Vertrag 
kein reines Militärbündnis zur Verhin­
derung oder zur Abwehr eines Angriffs. 
Seine Zielsetzung ist vielmehr weiterge­
hend. 

b) Artikel 117 definiert sodann die 
Grundprinzipien, die von den Signatar­
staaten in ihren internationalen Bezie­
hungen zu beachten sind, um eine Ge­
fährdung des Friedens und der interna­
tionalen Sicherheit zu vermeiden. 

Teiln 

Die Partner verpflichten sich, in Über­
einstimmung mit der Satzung der Ver­
einten Nationen, jeden internationalen 
Streitfall, an dem sie beteiligt sind, auf 
friedlichem Wege zu regeln, so daß der 
Friede, die Sicherheit und die Gerech­
tigkeit nicht gefährdet werden. Sie ver­
einbaren, sich in ihren internationalen 
Beziehungen jeder Gewaltandrohung 
oder Gewaltanwendung zu enthalten, 
die nicht mit den Zielen der Vereinten 
Nationen vereinbar sind. 

Diese Bestimmung ist eine Wiederho­
lung der Paragraphen 3 und 4 des Arti­
kels II der Charta der Vereinten Natio­
nen. Sie macht nochmals das Bemühen 
deutlich, jede irrige oder böswillige In ­
terpretation des Vertrages zu unterbin­
den und ihn übergeordneten internatio­
nal vereinbarten Normen zu unter­
stellen. 

c) In Artikel II verpflichten sich die 
Signatarstaaten, zur weiteren Entwick­
lung fried licher und freundschaftlicher 
Beziehungen beizutragen. Sie wollen ih­
re freien Einrichtungen festigen, ein 
besseres Verständnis für die Grundsätze 
herbeiführen, auf denen diese Einrich­
tungen beruhen, und die Voraussetzun­
gen für die innere Festigkeit und das 
Wohlergehen fördern. Die Partner ver­
einbaren außerdem Bestrebungen, Ge­
gensätze in ihrer internationalen Wirt­
schaftspolitik zu beseitigen und die 
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wirtschaftliche Zusammenarbeit ZWI­
schen einzelnen oder allen Partnern zu 
fördern. 

Artikel II umreißt damit die von den 
Mitgliedstaaten in ihren internationalen 
Beziehungen zu verfolgenden Ziele und 
die sich daraus ergebenden Verpflich­
tungen . Diese sollen sowohl nach außen 
als auch nach innen wirken . Insofern 
enthält diese Bestimmung zwei unter­
schiedliche Aspekte. Auf Außenwir­
kung zielen vor allem die Entwicklung 
friedlicher internationaler Beziehungen 
und das Bemühen, ein besseres Ver­
ständnis für die Grundsätze der westli­
chen Gesellschaftsordnung herbeizu­
führen. Auf Innenwirkung sind vor al­
lem die Verpflichtungen abgestellt, die 
eigenen freien Einrichtungen zu festigen 
und Gegensätze in der Wirtschaftspoli­
tik zu beseitigen. Die Verknüpfung bei­
der Gesichtspunkte erklärt sich wohl 
aus Artikel I der Charta der Vereinten 
Nationen, dem diese Bestimmung des 
NATO-Vertrages nachgebildet wurde. 
Sie ist die Grundlage für eine umfassen­
de Zusammenarbeit auf allen nichtmili­
tärischen Gebieten. 

d) In Artikel 111 vereinbaren die Mit­
gliedstaaten »einzeln oder gemeinsam 
durch ständige und wirksame Selbsthilfe 
und gegenseitige Unterstützung die 
eigene und die gemeinsame Wider­
standskraft gegen bewaffnete Angriffe« 
zu erhalten und fortzuentwickeln, um 
die Ziele des NATO-Vertrages besser 
zu verwirklichen. 

Auf dieser Regelung beruhen die Ab­
stimmung der militärischen Planung 
und Ausbildung, gemeinsame Program­
me im Bereich der Rüstungsproduktion 
und der Infrastruktur, aber auch die 
verschiedenen Formen von Ausrü­
stungs- und Militärhilfe. Auch die zivile 
Verteidigung wird von dieser Bestim­
mung mitumfaßt, da sie ebenfalls der 
Erhaltung und Fortentwicklung der 
eigenen und der gemeinsamen Wider­
standskraft dient. 

Die 
Konsultationsverpflichtung 

der Mitgliedstaaten 

e) Nach Artikel IV werden die Mit­
gliedstaaten einander konsultieren, 
wenn nach Auffassung eines von ihnen 
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die Unversehrtheit des Gebietes, die 
politische Unabhängigkeit oder die Si­
cherheit eines Vertrags partners bedroht 
ist. 

Nach der Fassung dieser Bestimmung 
kann die Konsultation von jedem Mit­
gliedstaat, also nicht unbedingt nur von 
dem jeweils bedrohten, verlangt 
werden. 

Die praktische Ausfüllung des Art. IV 
wirft immer wieder Probleme auf. Un­
zweifelhaft hat jeder Mitgliedstaat das 
Recht, seine Partner im Bündnis zu 
konsultieren. Die wichtigere Frage ist 
aber, ob und wann er zu einer derarti­
gen Konsultation verpflichtet ist. Die 
Konsultation umfaßt ja nicht nur die 
gegenseitige Information, sondern auch 
den Meinungsaustausch mit den Regie­
rungen anderer Mitgliedstaaten, ehe 
eigene Entscheidungen getroffen wer­
den. Nur in den eng begrenzten Fällen 
des Artikels IV, d. h. für den Fall einer 
Bedrohung eines Mitgliedstaates, Ist 
diese Verpflichtung zwingend. 

Mit der Frage der Konsultationsver­
pflichtung wurde die NATO erstmals 
nach der Suez-Krise von 1956 konfron­
tiert. Der Ausschuß der sog. »Drei Wei­
sen« arbeitete daraufhin einen Bericht18 

aus, der die Notwendigkeit enger Kon­
sultationen herausstellte und Grundzü­
ge für ihre Realisierung entwickelte. 
Der NATO-Rat verabschiedete diesen 
Bericht im Dezember 1956. Danach 
sollten die Mitgliedstaaten den NATO­
Rat über jede Entwicklung unterrich­
ten, die die Interessen der Allianz ein­
deutig berührte. Sie sollten möglichst 
keine Politik in derart wichtigen Fragen 
betreiben, ohne ihre Partner zu konsul­
tieren. Damit war die Konsultationsver­
pflichtung der Mitgliedstaaten bereits 
erheblich ausgeweitet worden. 

Viele Jahre später ging die bei der Ta­
gung der Staats- und Regierungschefs 
der NATO am 10. Juni 1982 veröffent­
lichte Bonner Erklärung19 noch darüber 
hinaus. In ihr betonten die Regierungs­
chefs ihr Interesse an Frieden und Si­
cherheit auch »in anderen Regionen der 
Welt«. Sie vereinbarten, sich in geeigne­
ter Weise über Ereignisse in diesen Re­
gionen, die sich auf die Sicherheit des 
Bündnisses auswirken können, zu kon­
sultieren und dabei die gemeinsam iden­
tifizierten Ziele zu berücksichtigen. 

Noch eindeutiger kommt die Entwick­
lung der Konsultationspflicht in dem 
von der Bonner Konferenz am gleichen 
Tage verabschiedeten »Dokument über 
die integrierte Verteidigung des Bünd­
nisses«2o zum Ausdruck. 

So ist die politische Konsultation im 
Bündnis im Laufe der Zeit - trotz man­
cher Mißhelligkeiten - über die enge 
Fassung des Artikels IV des NATO­
Vertrages hinaus immer weiter entwik­
kelt worden. 

Die 
Beistandsverpflichtungen 

des Nato-Vertrages 

f) Artikel V ist das Kernstück des Ver­
trages. Er bestimmt, daß ein bewaffne­
ter Angriff gegen einen oder mehrere 
Mitgliedstaaten in Europa oder Nord­
amerika als ein Angriff gegen alle ange­
sehen wird. Durch diese Fassung wird 
die Solidarität des Bündnisses nach 
außen herausgestellt. 

Der Artikel legt sodann die Verpflich­
tungen der Mitgliedstaaten im Falle 
eines bewaffneten Angriffs fest. Danach 
hat jeder von ihnen der oder den ange­
griffenen Vertragsparteien Beistand zu 
leisten. Jeder Mitgliedstaat hat unver­
züglich für sich und im Zusammenwir­
ken mit anderen Signatarstaaten diejeni­
gen Maßnahmen zu treffen, die er für 
erforderlich erachtet, um die Sicherheit 
des nordatlantischen Gebietes wieder­
herzustellen oder zu erhalten. Dies 
schließt auch die Anwendung von Waf­
fengewalt ein . 

Diese Fassung ist erheblich weicher als 
etwa der Wortlaut des Artikels V des 
Vertrages über die Westeuropäische 
Union i. d. F. vom 23. Oktober 195421 . 
Danach haben nämlich die Vertragspart­
ner dem Angegriffenen »alle in ihrer 
Macht stehende militärische und sonsti­
ge Hilfe und Unterstützung« zu leisten. 
Nach Artikel V des NATO-Vertrages 
steht es dagegen jedem Staat frei, die 
von ihm für erforderlich gehaltenen 
Schritte zu unternehmen. Diese können 
- je nach Ziel und Umfang der Aggres­
sion - von unterschiedlichen Arten der 
Unterstützung bis zum vollen Einsatz 
des militärischen Potentials reichen. 



Trotz mancher Zweifel, zu denen dieser 
Wortlaut Anlaß geben könnte, ist damit 
doch jede Automatik vermieden und ein 
Höchstmaß an Flexibilität für politisch­
militärische Reaktionen sichergestellt. 

Der Wortlaut des Artikels V ordnet fer­
ner jede Maßnahme zur Beistandslei­
stung dem in Artikel 51 der Charta der 
Vereinten Nationen verankerten Recht 
auf individuelle und kollektive Selbst­
verteidigung zu. Er bestimmt deshalb 
auch, daß dem Sicherheitsrat der Ver­
einten Nationen unverzüglich von je­
dem bewaffneten Angriff und den dar­
aufhin getroffenen Gegenmaßnahmen 
Mitteilung zu machen ist. Die Maßnah­
men sind einzustellen, sobald der Si­
cherheitsrat die notwendigen Schritte 
unternommen hat, um den internationa­
len Frieden und die Sicherheit wieder 
herzustellen und zu erhalten. Auch die­
se Passagen spiegeln das Bemühen der 
Signatarstaaten wider, alle Regelungen 
des NATO-Vertrages in Einklang mit 
der Satzung der Vereinten Nationen zu 
halten. 

Festlegung des Nato­
Territoriums 

g) Artikel VI ist die einzige Bestim­
mung des Nordatlantik-Vertrages, der 
in der Zeit seiner Geltung geändert wur­
de. Er umreißt den Anwendungsbereich 
des vorstehend behandelten Artikels V, 
also das durch den Vertrag geschützte 
NATO-Territorium. 

Nach der Ursprungsfassung von 1949 
galt als bewaffneter Angriff i. S. des Ar­
tikels V jeder bewaffnete Angriff 

• auf das Gebiet einer der Vertragspar­
teien in Europa oder Nordamerika, 

. auf die algerischen Departements 
Frankreichs, 

• auf die Besatzungsstreitkräfte eines 
Partners in Europa, 

• auf die der Gebietshoheit eines Part­
ners unterstehenden Inseln im nordat­
lantischen Gebiet nördlich des Wende­
kreises des Krebses oder 

• auf die Schiffe oder Flugzeuge eines 
der Partner in diesem Gebiet. 

Diese Fassung des Artikels VI wurde 
durch das Protokoll über den Beitritt 
Griechenlands und der Türkei vom 
22. Oktober 1951 (in Kraft ab 18. 2. 
1952) geändert22

. Zum einen wurde das 
gesamte Hoheitsgebiet der Türkei, also 
auch die in Kleinasien gelegenen Provin­
zen, miteinbezogen . Zum anderen wur­
den einIge Klarstellungen vorge­
nommen. 

Artikel VI lautet danach: 
»Im Sinne des Artikels V gilt als bewaff­
neter Angriff auf eine oder mehrere Par­
teien jeder bewaffnete Angriff 

(1) auf das Gebiet eines dieser Staaten in 
Europa oder Nordamerika, auf die alge­
rischen Departements Frankreichs, auf 
das Gebiet der Türkei oder auf die der 
Gebietshoheit eines der Vertrags partner 
unterstehenden Inseln im nordatlanti­
schen Gebiet nördlich des Wendekreises 
des Krebses; 

(2) auf die Streitkräfte, Schiffe oder 
Flugzeuge eines Vertragsstaates, wenn 
sie sich in oder über diesen Gebieten 
oder einem anderen eu ropäischen Ge­
biet, in dem einer der Partner bei In­
krafttreten des Vertrages eine Besatzung 
unterhält, oder wenn sie sich im Mittel­
meer oder im nordatlantischen Gebiet 
nördlich des Wendekreises des Krebses 
befinden. « 

Am 16. Januar 1963 gab dann der fran­
zösische Vertreter im NATO-Rat eine 
Erklärung über die Auswirkungen der 
Unabhängigkeit Algeriens auf den 
NATO-Vertrag ab23

• Der NATO-Rat 
stellte daraufhin fest, daß die Vorschrif­
ten des Vertrages, soweit sie die frühe­
ren algerischen Departements Frank­
reichs betrafen, mit Wirkung vom 3. 7. 
1962 gegenstandslos geworden sind. 

Da das Protokoll über den Beitritt Spa­
niens vom 10. Dezember 1981 (in Kraft 
ab 30. Mai 1982) Artikel VI unverän­
dert ließ, ist davon auszugehen, daß die 
spanischen Enklaven in Nordafrika 
nicht in den Anwendungsbereich des 
NATO-Vertrages einbezogen worden 
sind. 

Die Bedeutung des Artikels VI des 
NATO-Vertrages liegt in der Festle­
gung des Raumes, für den die Beistands­
verpflichtungen des Artikels V gelten. 
Dies schließt jedoch nicht aus, daß die 
Organe des Bündnisses sich auch mit 

NATO 

Ereignissen befassen , die sich außerhalb 
dieses Raumes abspielen. 

In diesem Zusammenhang gilt es, noch 
einmal auf das bereits erwähnte »Doku­
ment über die integrierte Verteidigung 
des Bündnisses« zurückzukommen, das 
die Staats- und Regierungschefs bei der 
NATO-Gipfelkonferenz in Bonn am 
10. 6. 1982 verabschiedeten24

. Es hebt 
hervor, daß Entwicklungen außerhalb 
des NATO-Gebietes lebenswichtige In­
teressen der Allianz bedrohen können 
und deshalb zur Konsultation zwingen. 
Es läßt aber auch klar erkennen, daß die 
insoweit verfolgte Politik, insbesondere 
die Dislozierung von Streitkräften 
außerhalb des NATO-Gebietes, eIDe 
nationale Entscheidung darstellt. 

Aus diesem Dokument wird deutlich, 
daß sich die militärische Zusammenar­
beit im Bündnis auf das NATO-Terri­
torium beschränkt, das politische Inter­
esse der Allianz aber weit darüber hin­
aus geht. Soweit NATO-Staaten außer­
halb dieses Raumes Verpflichtungen 
eingehen oder militärische Dislozierun­
gen vornehmen, leisten sie zwar im Ein­
zelfall einen Beitrag zur Sicherheit des 
Westens, handeln aber in nationaler 
Verantwortung. Die Notwendigkeit 
einer Änderung des Artikels VI läßt sich 
daraus nicht ableiten. 

h) Artikel VII hebt die Vereinbarkeit 
des Vertrages mit der Charta der Ver­
einten Nationen hervor. 

Er stellt fest, daß der NATO-Vertrag 
weder die Rechte und Pflichten der 
Partner aus der Satzung der Vereinten 
Nationen noch »die in erster Linie be­
stehende Verantwortlichkeit des Sicher­
heitsrates für die Erhaltung des interna­
tionalen Friedens und der internationa­
len Sicherheit« berührt. Auch soll der 
Vertrag nicht anders ausgelegt werden 
können. 

i) In Artikel VIII erklärt jeder Signatar­
staat, daß er keine internationalen Ver­
pflichtungen gegenüber anderen habe, 
die den Bestimmungen des NATO-Ver­
trages widersprechen. Darüber hinaus 
vereinbaren die Partner, auch in Zu­
kunft keine derartigen Verpflichtungen 
einzugehen. 

j) Artikel IX enthält die einzige Bestim­
mung des Vertrages, die sich mit der 
Organisation des Bündnisses befaßt. 
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Danach errichten die Vertrags partner 
einen Rat, in dem jeder von ihnen ver­
treten ist. Der Rat prüft alle Fragen, die 
die Durchführung des Vertrages betref­
fen. Sein Aufbau ist so zu gestalten, daß 
er jederzeit schnell zusammentreten 
kann . Soweit erforderlich, errichtet der 
Rat nachgeordnete Stellen. Er hat insbe­
sondere einen Verteidigungsausschuß 
einzusetzen, der Maßnahmen zur 
Durchführung der Artikel III (Verteidi­
gungsanstrengungen im Frieden) und V 
(Beistandsklausel) zu empfehlen hat. 

Diese Bestimmung ist den Regelungen 
des Brüsseler Vertrages von 1948 nach­
gebildet, der einen Konsultativrat der 
Außen minister und gleichfalls einen 
Verteidigungsausschuß vorsah. 

Wichtigster Bestandteil des Artikels IX 
ist aber die Ermächtigung des Rates, 
nach geordnete Stellen einzusetzen. Auf 
dieser Regelung beruht die gesamte im 
Laufe der Jahre entwickelte Organisa­
tion des Bündnisses. Dies gilt für die 
Einsetzung von Ausschüssen und Ar­
beitsgruppen ebenso wie für den Auf­
bau der militärischen Kommandostruk­
tur und die Errichtung des Internationa­
len Sekretariates. 

Diese Ermächtigung erlaubte es, den 
Vertrag von allen organisatorischen Ein­
zelheiten freizuhalten, aber auch die 
Struktur der Allianz den jeweils gegebe­
nen Erfordernissen flexibel anzupassen. 

k) Artikel X befaßt sich mit den Mög­
lichkeiten einer Ausweitung des Bünd­
nisses. 

Danach können die Mitgliedstaaten 
durch einstimmigen Beschluß jeden an­
deren europäischen Staat zum Beitritt 
einladen, wenn dieser in der Lage ist, 
die Grundsätze des NATO-Vertrages 
zu fördern und zur Sicherheit des nord­
atlantischen Gebietes beizutragen. Jeder 
so eingeladene Staat kann dann durch 
Hinterlegung seiner BeitrittSurkunde 
bei der amerikanischen Regierung Mit­
glied der NATO werden. Die USA un­
terrichten ihrerseits alle Mitgliedstaaten 
von diesem Vorgang. 

Praktische Bedeutung erlangte diese Re­
gelung 1951 /52 beim Beitritt Griechen­
lands und der Türkei, 1953/ 55 im Falle 
der Bundesrepublik Deutschland und 
1981 /82 beim Beitritt Spaniens. 
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I) Artikel XI enthält Bestimmungen 
über die Ratifizierung des Vertrages 
nach den verfassungsmäßigen Verfahren 
der Mitgliedstaaten, über die Hinterle­
gung der Ratifikationsurkunden bei der 
Regierung der USA und über das In­
krafttreten des Vertrages. 

Diese Regelung spielt heute nur noch 
für die Ratifizierung der Beitrittsproto­
kolle weiterer Staaten eine Rolle. 

m) Artikel XII behandelt die Möglich­
keit einer Vertragsänderung. Er be­
stimmt, daß die Mitgliedstaaten nach 
zehnjähriger Geltungsdauer oder zu je­
dem späteren Zeitpunkt auf Verlangen 
eines der Partner beraten, ob sie den 
Vertrag ändern wollen. 

Sieht man von der Änderung des Arti­
kels VI (Anwendungsbereich) im Jahre 
1952 ab, so hat sich bisher keine Not­
wendigkeit einer Überprüfung oder An­
passung des Vertrages ergeben. 

n) Artikel XIII regelt die Kündigung des 
NATO-Vertrages. Danach kann jeder 
Mitgliedstaat aus dem Vertrag ausschei­
den, sobald 20 Jahre nach Vertragsab­
schluß vergangen sind, d. h. nach dem 
24. August 1969, und er seine Kündi­
gung mit einer Frist von einem Jahr der 
Regierung der USA mitteilt. 

Von dieser Möglichkeit hat jedoch bis­
her kein Mitgliedstaat Gebrauch ge­
macht. 

0) Artikel XIV bestimmt endlich, daß 
der englische und der französische 
Wortlaut in gleicher Weise maßgebend 
sind und daß das Original des Vertrages 
in den Archiven der amerikanischen Re­
gierung hinterlegt wird. 

(3) Die Analyse des Nordatlantik-Ver­
trages zeigt, daß die NATO ein Bündnis 
zur Verteidigung jener Werte und Frei­
heiten ist, die für demokratische Gesell­
schaften von grundlegender Bedeutung 
sind25

. Ihre Verteidigungsvorkehrungen 
sind im Einklang mit der Charta der 
Vereinten Nationen ausschli eß lich dar­
auf gerichtet, die territoriale Unver­
sehrtheit und die Unabhängigkeit der 
Mitgliedstaaten der Allianz gegen jede 
Bedrohung von außen zu schützen. 

Demgemäß stellt der Nordatlantik-Ver­
trag den Rahmen für eine umfassende 

Zusammenarbeit der Partnerstaaten dar. 
Der Vertrag ist die Grundlage einer 
ständigen gemeinsamen Kooperation 
und Konsultation über politische, mili­
tärische, w irtschaftliche, finanzielle und 
soziale Fragen. Seine besondere Bedeu­
tung erhält er durch ' die Verpflichtung 
der Mitgliedstaaten zu eigenen und ge­
meinsamen militärischen und zivilen 
Verteidigungsanstrengungen und zur 
gegenseitigen Beistandsleistung. 

Der NATO-Vertrag begründet eine in ­
stitutionelle Verbindung gleichberech­
tigter souveräner Staaten, die sich zu 
ihrer Selbstbehauptung miteinander ver­
bündet haben. Anders als die seinerzeit 
gescheiterte EVG und die heutige EG ist 
die NATO daher keine supranationale 
Organisation mit eigener Rechtspersön­
lichkeit. 

Demgemäß sieht der NATO-Vertrag 
auch keine Mehrheitsbeschlüsse des Ra­
tes und der von ihm eingesetzten nach­
geordneten Organe mit bindender Wir­
kung für die Minderheit vor. Alle Ent­
scheidungen müssen vielmehr einstim­
mig getroffen werden oder erfordern 
doch zumindest die Zustimmung der 
betroffenen Staaten. Damit sind die Be­
schlüsse des Rates und seiner nachge­
ordneten Gremien von den Entschei­
dungen der jeweiligen Regierungen der 
Mitgliedstaaten abhängig, die aber bei 
ihrer Beschlußfassung den politischen 
Sinn und die Zielsetzung des Bündnisses 
zu beachten haben. Die Vertreter der 
Mitgliedstaaten im Rat und den Aus­
schüssen nehmen mithin die Belange ih­
rer Regierungen wahr und üben natio­
nale Befugnisse im Interesse der gesam­
ten Allianz aus. 

Besondere Bedeutung erlangt die Mit­
wirkung der Nationen für die Finanzie­
rung der NATO-Organisation und ih­
rer Aufgaben, da das Bündnis über kei ­
ne eigenen Finanzm ittel verfügt. Es ist 
vielmehr auf Finanzbeiträge der einzel­
nen Mitgliedstaaten angewiesen. Für ge­
meinsame Projekte, die der Verteidi­
gung dienen, kommen ebenfall s die ein­
zelnen Nationen nach miteinander ver­
einbarten Quoten auf. 

Schließlich unterhält die NATO auch 
keine eigenen Streitkräfte. Die einzelnen 
Mitgliedstaaten entscheiden darüber, ob 
und welche Verbände sie zur gemeinsa-



men Verteidigung zur Verfügung halten 
und im Ernstfall der NATO-Führung 
unterstellen wollen und können. Dem­
gemäß sind die einzelnen Mitgliedstaa­
ten für die Aufstellung, Ausrüstung, 
Bewaffnung und Ausbildung der Streit­
kräfte verantwortlich. Sie tragen auch 
die damit verbundenen Kosten. 

Streng genommen kann also die NATO 
als Organisation keine selbständige 
Sicherheitspolitik betreiben und keine 
eigenständigen Verteidigungsanstren­
gungen unternehmen. Ihre Bemühun­
gen laufen vielmehr stets auf verstärkte 
Anstrengungen der einzelnen Nationen 
im Interesse der gemeinsamen Sicherheit 
hinaus. Der Schwerpunkt der Tätigkeit 
der Bündnisorgane liegt daher in der 
Initiierung und Harmonisierung der Si­
cherheits- und Verteidigungspolitik der 
Mitgliedstaaten und der Erarbeitung ge­
meinsamer Programme und Pläne. 

Trotz zahlreicher internationaler Krisen 
und mannigfacher Probleme läßt sich 
feststellen, daß die NATO immer wie­
der in der Lage war, die aufkommenden 
Schwierigkeiten zu bewältigen . 

Seit mehr als dreißig Jahren hat das 
Bündnis seinen Hauptzweck, nämlich 
die Erhaltung des Friedens in Freiheit, 
für alle seine Mitgliedstaaten erfüllt. Der 
Abschluß des NATO-Vertrages war da­
für die entscheidende Voraussetzung. 

(wird fortgesetzt) 

Anmerkungen 

16 Text nach NATO-Handbuch, Brüssel 1979, 
S. 9 H. 

17 zum Folgenden wie Anmerkung 16 und 
NATO-Facts and Figures, o.a.O., S. 23 H. 

18 Text in NATO-Facts and Figures, a.a.O., 
S. 303 H. 

19 abgedruckt im Bu ll etin vom 30. 6. 1982, 
S. 580 H., ZiH. 5 e 

20 abgedruckt im Bulletin vom 30. 6. 1982, 
S. 583, letzter Absatz 

21 BGB11955, TeillI , S. 283 H. 
22 Wortlaut in NATO-Handbuch 1960, S. 16 H. 
23 vgl. dazu NATO-Handbuch 1979, S. 10, Fuß-

nOte 2 
24 vgl. Anmerkung 20 
25 vgl. dazu Abschlußkommunique der Nuklea­

ren Planungsgruppe der NATO vom 25. 3. 
1982, herausgegeben vom BMVgllPS vom 
25. 3. 1982 
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Wehrbereitschaft und Kriegsangst 
in Europa 

Im Februar 1982 wurde in sieben euro­
päischen Ländern sowie in den Vereinigten 
Staaten von den Gallup-Meinungsfor­
schungsinstituten die Haltung der Gesamt­
öffentlichkeit in den wesentlichen aktuel­
len sicherheitspolitischen Fragen unter­
sucht. Das Verhältnis zu den USA und zur 

Meinung über Sehr gute Meinung 
die Vereinigten Gute Meinung 
Staaten 

Eher schlechte Meinung 

Sehr schlechte Meinung 

Weiss nicht 

Meinung über Sehr gute Meinung 
die Sowjetunion Gute Meinung 

Eher schlechte Meinung 

Sehr schlechte Meinung 

Weiss nicht 

Vertrauen in Sehr grosses 
die Nato Grosses 

Nicht grosses 

überhaupt keines 

Weiss nicht 

eH 
BereItschaft zur Russische Herr-
militärischen schaft akzeptieren 8 
Verteidigung Das Land militä-

risch verteidigen 77 

Weiss nicht 15 

Sowjetunion wurde ebenso ergründet wie 
die Bereitschaft, sich im Fall eines Angriffs 
militärisch zur Wehr zu setzen, das Ver­
trauen in die Schutzfunktion der Nato oder 
die Folgen der Verwirklichung des Nato­
Nachrüstungsbeschlusses für die eigene Si­
cherheit. 

eH B DK D F GB 

7 9 9 14 5 10 18 

56 40 37 59 50 36 45 

30 16 27 19 25 31 15 

4 6 12 5 7 13 6 

3 29 15 3 13 I1 16 

eH B DK D F GB 
I I I 1 2 2 3 

12 10 9 19 11 12 10 

48 30 40 54 41 32 36 

35 31 34 23 32 42 32 

4 28 16 4 14 12 19 

eH B DK D F GB 

4 7 15 16 5 12 16 

27 36 38 45 34 44 33 

46 24 22 29 29 25 19 

12 9 9 6 9 10 9 

II 24 16 4 23 8 23 

B DK D F GB I USA 

14 17 19 13 12 17 6 

45 51 74 57 75 48 83 

41 32 7 30 13 35 II 

B DK D F GB USA 

Folgen der Erhöhte Risiken eines Angriffs 24 21 27 24 42 14 
Statlonlerung Gewährleistet besseren Schutz 
amerlkanlscher 

25 29 41 31 29 55 

21 24 28 23 24 19 

30 26 3 22 5 12 

Nuklearraketen Im Keine Wirkung 
betreffenden Land -W-e-is-s-n-i-ch-t-..:.--------------------

Angaben in Prozent der Befragten (Aus Nr. 4/82) jst • 

ASMZ Nr. 11 /1982 
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Verdienstkreuz für Rolf Osang 
An seinem 65. Geburtstag, dem 17. Januar 1983, wurde dem 
Begründer und Herausgeber der Zeitschrift 
»Zivilverteidigung«, dem Verleger Rolf Osang, das ihm 
vom Bundespräsidenten verliehene Verdienstkreuz am 
Bande des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutsch­
land vom Oberbürgermeister der Stadt Bonn, Dr. Daniels, 
übergeben. 

Unser FotO zeigt links den Oberbürgermeister der Stadt Bonn mit 
dem von ihm geehrten Verleger Rolf Osang 

Aus der Laudatio, gehalten vom Oberbürgermeister, 
zitieren wir: 

»Herr Osang hat sich durch sein langjähriges persönli­
ches und berufliches Engagement um die Erhaltung 
der demokratischen Grundordnung der Bundesrepu­
blik Deutschland besondere Verdienste erworben. 

Herr Osang arbeitet im Rahmen der Öffentlichkeits­
arbeit der Bundeswehr intensiv mit dem Bundesmini­
sterium der Verteidigung zusammen und hat eine 
ungewöhnliche Bereitschaft gezeigt, als Staatsbürger 
Beiträge zur politischen Bildung, namentlich zur Ver­
tretung der sicherheitspolitischen Zielsetzung der 
Bundesrepublik Deutschland gegenüber den jüngeren 
Staatsbürgern, zu leisten. 

Herr Osang hat sich zudem in ungewöhnlich hohem 
Maße für die Belange des humanitären Zivilschutzes 
eingesetzt und insoweit als Verleger oftmals finan­
zielle Risiken auf sich genommen, die nur mit seinem 
ideellen Engagement zu erklären sind. 
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Mit dem Geehrten im Alten Rathaus Bonn: (von li .) Ministerial­
direktor Wedler, DirektOr Schuch, Präsident Dr. Dr. Eichstädt, 
Präsident Dr. Kolb 

Seit 1970 gibt er die Zeitschrift »Zivilverteidigung« 
heraus. Diese Fachzeitschrift findet große Beachtung, 
da sie dank der Beiträge von namhaften Autoren dem 
staatlich und gesellschaftlich so wichtigen humanitä­
ren Anliegen des Schutzes der Zivilbevölkerung in 
kritischer, wissenschaftlich unanfechtbarer Weise ein 
Forum der Kommunikation eröffnet. 
Darüber hinaus hat er sich im sozialen Bereich durch 
sein journalistisches Wirken und persönliches Eintre­
ten für die Ziele des von den humanitären Hilfsorgani­
sationen getragenen Katastrophenschutzes sowie 
durch seine publizistische Förderung des Selbstschut­
zes der Bevölkerung hervorgetan. 
Allein seinem persönlichen Engagement ist es außer­
dem zu verdanken, daß vor Jahren das >Osang-Coun­
cil< als wissenschaftlicher Gesprächskreis über Fragen 
der Sicherheits- und Europapolitik ins Leben gerufen 
und dadurch eine Basis für höchstqualifizierte wissen­
schaftlich-politische Diskussionen für Angehörige der 
meinungsbildenden Berufe und Schichten geschaffen 
wurde.« 



Militärische Aspekte 

des LASERS 
Gerald Kamelander 

Das Wort LASER ist die Abkürzung für die englische Bezeichnung Light 
Amplifteation by Stimulated Emission of Radiation, also Lichtverstärkung 

durch erzwungene Strahlenemission. Der Laser stellt einen speziellen Generator 
von Lichtwellen dar, dessen Funktionsprinzip auf der Ausnutzung quanten­

mechanischer Effekte beruht. Obwohl das Prinzip der erzwungenen Strahlen­
anregung, auf dem die Lasertechnik basiert, bereits imJahre 1917 von Albert 
Einstein erkannt worden war, konnte eine technische Nutzung dieses Phäno­

mens erst lange nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs erzielt werden. 

D er erste Schritt in der Entwicklung 
des Lasers erfolgte durch C. H . Townes 
und Mitarbeiter im Jahre 1954 durch 
den Bau des Ammoniak-Maser-Oszilla­
tors. Bald darauf konnten N. S. Basov 
und A. M. Prokhorov in der UdSSR 
ebenfalls Erfolge auf diesem Gebiet auf­
weisen. Alle drei Forscher bauten ihre 
Erfindungen in den darauffolgenden 
] ahren aus und erhielten im Jahre 1964 
dafür den Nobelpreis . 

Seit dieser Zeit hat sich die Lasertechnik 
rasant weiterentwickelt, wobei immer 
neue Wellenlängen bereiche erschlossen 
und höhere Leistungen erreicht werden 
konnten. Mit der technischen Entwick­
lung nahmen auch die Anwendungs­
möglichkeiten zu, die von der Nach­
richtentechnik über Physik, Chemie 
und Astronomie bis zur Medizin 
reichen. 

Es zeigt sich also, daß die Lasertechnik 
dem Menschen große Möglichkeiten 
eröffnet und deshalb einen großen Fort­
schritt darstellt. Dabei kann angenom­
men werden, daß sich die Bedeutung 
dieser Technologie in nicht zu ferner 
Zukunft ~ervie lfachen wird. Bei allen 

bedeutenden Erfindungen und Techno­
logien liegt es am Menschen, dieses ihm 
in die Hand gegebene Werkzeug zu sei­
nem Nutzen oder zur Zerstörung zu 
verwenden. Der Laser bildet keine Aus­
nahme, da auch diese Technologie in 
taktische und strategische Überlegungen 
miteinbezogen werden kann . Auch die 
Herstellung bzw. Perfektionierung vor­
handener Waffensysteme kann mit dem 
Laser erreicht bzw. erleichtert werden. 
Es zeigt sich, daß unter Umständen Rü­
stungspolitik und Verteidigungsdoktri­
nen auf Grund der Lasertechnik neu 
überdacht werden müssen. Aus diesem 
Grund könnte ein Überblick über einige 
militärische Asp.ekte des Lasers von In­
teresse sem. 

Eigenschaften des 
Lasers 

Da Laser komplizierte Systeme darstel­
len, die auf atomphysikalischen bzw. 
quanten mechanischen Prinzipien beru­
hen, ist eine technische Beschreibung, 
selbst in schematischer Form, aus Platz­
gründen hier nicht möglich. Es wird 
lediglich festgehalten, daß es sich bei 

einem Laser um einen Leichtgenerator 
handelt, der durch Überlagerung vieler 
Wellenzüge Lichtbündel hoher Lei­
stungsdichte erzeugt. Das Wesen des 
Lasers liegt darin, daß er imstande ist, 
überlagerungsfähige (kohärente) Licht­
wellen zu erzeugen, wozu normale 
Lichtquellen nicht in der Lage sind. 

Unter Licht sind elektromagnetische 
Wellen zu verstehen, die durch die Wel­
lenlänge bzw. durch die Frequenz, also 
die Zahl der Schwingungen pro Sekun­
de, charakterisiert sind. Das sichtbare 
Licht überdeckt nur einen kleinen Aus­
schnitt des elektromagnetischen Spek­
trums und liegt im Frequenzbereich 
zwischen 4 .10 14 Hz und 8,5 . 10 14 Hz I). 

An den oberen Frequenzbereich schlie­
ßen sich die ultravioletten Strahlen und 
schließlich die Röntgenstrahlen an. In 
Richtung niederer Frequenzen, d. h. 
kleiner als 4.10 14 Hz, liegt das Spek­
trum des ultraroten Lichtes. 

Wie erwähnt, beruht die Laserfunktion 
auf der atomaren bzw. molekularen 

t ) Die Einheit der Frequenz ist t Hz (1 Herz) und 
bedeutet eine Schwingung pro Sekunde. 
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Laser 

Struktur des Lasermediums, nach dem 
das Gerät benannt wird. D emnach gibt 
es Gaslaser, Flüssigkeitslaser, Festkör­
perlaser, Halbleiterlaser etc. Sehr wich­
tige Beispiele sind die CO,-Laser (Gasla­
ser) und die Rubinlaser (Festkörperla­
ser). Trotz gemeinsamer physikalischer 
Prinzipien sind die einzelnen Laserarten 
sowohl in physikalischer als auch in 
technischer Hinsicht voneinander sehr 
verschieden. Einen Überblick über die 
einzelnen Laserarten geben Ref [1 J und 
Ref[2]. 

Charakteristisch für jedes Laserlicht 
sind seine hohe Bündelschärfe, seine 
außerordentliche Intensität und seine 
spektrale Reinheit. 

Unter spektraler Reinheit oder Mono­
chromasie versteht man, daß Laserlicht 
nicht aus einer Überlagerung mehrerer 
Wellen, sondern aus einer einzigen, 
durch Wellenlänge bzw. Frequenz ein­
deutig definierten Wellenart besteht, die 
durch die Natur des Lasermediums fest­
gelegt ist. Die spektrale Reinheit in 
Kombination mit hoher Frequenz eröff­
net revolutionierende Anwendungs­
möglichkeiten des Lasers in der Nach­
richtentechnik. Der übertragbare Nach­
richten inhalt kann im Vergleich zu den 
derzeit verwendeten Mikrowellen um 
viele Größenordnungen erhöht werden. 

Die hohe Bündelschärfe bedeutet, daß 
sich Laserlichtbündel auch auf lange Di­
stanzen nur schwach aufweiten, insbe­
sondere wenn geeignete Fokussierungs­
maßnahmen getroffen werden. Durch 
diese Eigenschaft werden beispielsweise 
Signalübertragungen im Weltraum er­
möglicht. 

Laserlicht läßt sich auf sehr kleine Flä­
chen konzentrieren, was zu außeror­
dentlich hohen Energieintensitäten 
führt. Auf diese Weise können mit Hilfe 
von Laserüchtimpulsen Temperaturen 
von mehreren Millionen Grad Celsius 
erreicht werden. 

Alle diese Eigenschaften haben dem La­
ser ein weites Spektrum von Anwen­
dungsmöglichkeiten eröffnet. Dazu ge­
hören vor allem neue Methoden in der 
Materialbearbeitung, in der Spannungs­
optik und in der Spektralanalyse. Be­
deutsam sind auch die Anwendungs­
möglichkeiten in der Medizin (Chirur­
gie, Akupunktur). Die Lasertechnologie 
trifft sich mit der Kerntechnik bei der 
neuen Methode der Kernfusion und der 
Isotopentrennung. Im folgenden so ll 
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Abbildung I : 

Verschmelzung eines Oeuteriumkcrnes (0) und eines Tritiumkernes (T) . Es ents tehen ein 
Heliumkern (He) und ein sehr energiereiches Neutron (n). 

über einIge militärische Anwendungs­
möglichkeiten der Lasertechnik berich­
tet werden. 

Militärische Nutzung 
der Laserfusion 

Kernenergie kann nicht nur durch Spal­
tung schwerer, sondern auch durch Ver­
schmelzung leichter Kerne gewonnen 
werden. Zur technischen Realisierung 
dieser zweiten Möglichkeit werden ge­
genwärtig in vielen Ländern große 
Anstrengungen unternommen. Siehe 
Ref[3]. 

Als Beispiel für eine Fusionsreaktion 
wird in Abbildung 1 die Verschmelzung 
zweier Wasserstoffisotope, nämlich 
Deuterium (D) und Tritium (T) darge­
stellt. Durch diese Fusionsreaktion ent­
steht ein Heliumkern sowie ein Neu­
tron . Die freigesetzte Reaktionsenergie 
wird den beiden Reaktionsprodukten 
als kinetische Energie mitgegeben. 

Zur Einleitung dieser Reaktion sind ex­
trem hohe Temperaturen erforderlich, 
weshalb man auch von thermonuklearen 
Reaktionen spricht. Bei den thermonu­
klearen Sprengkörpern werden diese 
Temperaturen durch Zündung eIner 
Spaltbombe erreicht. Zur zivi len Nut-

zung der Fusionsenergie werden gegen­
wärtig mehrere Möglichkeiten unter­
sucht. Eine dieser Möglichkeiten ist die 
sogenannte Laserfunktion. Hier werden 
aus einem Deuterium-Tritium-Gemisch 
bestehende Kügelchen durch Laserim­
pulse aufgeheizt und zur Detonation ge­
bracht. Durch rasch aufeinanderfolgen­
de Zündungen soll eine quasistationäre 
Energiegewinnung möglich sein. Ge­
genwärtig ist die Laserfusion noch im 
Planungs- und Entwicklungsstadium. 
Es wird sicherlich noch einige Zeit ver­
gehen, bis Demonstrationsanlagen mit 
einer positiven Energiebilanz vorgestellt 
werden können. 

Physikalisch kann die Laserfusion je­
doch als Modell auch für eine große 
thermonukleare Detonation angesehen 
und zum Studium zahlreicher physikali­
scher Prozesse herangezogen werden, 
sofern sich Ähnlichkeitsgesetze finden 
lassen, die den Unterschieden in der 
Detonationsstärke Rechnung tragen. 

Auf diese Weise können physikalische 
Modelle und Rechenverfahren geprüft 
werden, ohne daß unterirdische Kern­
waffenversuche erforderlich sind. Es 
wäre daher möglich, die unterirdischen 
Kernwaffentests, deren Nachteile insbe­
sondere in ihren hohen Kosten, ihrer 



Unreproduzierbarkeit und in ihren 
Rückwirkungen auf die Umwelt liegen, 
nach und nach durch Laborversuche zu 
ersetzen. Der Nachteil dieser Zukunfts­
perspektive liegt jedoch vermutlich dar­
in, daß auch nach einem internationalen 
Vertrag über ein totales Kernwaffentest­
verbot weiterhin Untersuchungen und 
Weiterentwicklungen von nuklearen 
Sprengkörpern möglich sind. 

Isotopentrennung 

Sowohl zur friedlichen als auch zur mi­
litärischen Nutzung':') der Kernspaltung 
ist die Isotopentrennung von großer Be­
deutung. Durch die Isotopentrennung 
ist es möglich, den Anteil des spaltbaren 
Uranisotops U23S, der im Natururan 
weniger als ein Prozent beträgt, zu er­
höhen. Uran für Leichtwasserreaktoren 
wird auf ca. 3 bis S % angereichert, 
während Kernwaffen hoher Qualität 
Anreicherungen von über 90 % benöti­
gen. In beiden Fällen kommt der Tech­
nik der Isotopentrennung, die gegen­
wärtig auf dem Zentrifugen- und dem 
Diffusionsverfahren basiert, Schlüssel­
stellung zu. Die Errichtung von Iso­
topenseparationsanlagen erfordert nicht 
nur großes technisches Wissen, sondern 
auch enorme Investitionskosten und ho­
hen Energieeinsatz. Aus diesen Grün­
den sind Isotopentrennanlagen den gro­
ßen Industriestaaten vorbehalten. Dies 
bedeutet für kleinere Staaten eine we­
sentliche Erschwernis, in den Besitz von 
Kernwaffen zu gelangen. 

Aufgrund des hohen Energieverbrauchs 
und der Errichtungskosten von Isoto­
pentrennanlagen sind Bestrebungen im 
Gange, neue Technologien zur Isoto­
pentrennung zu finden. Es wurde vor 
kurzem eine Möglichkeit aufgezeigt, 
mit Hilfe von Laserstrahlen U raniso­
tope zu trennen. Dies geschieht im Prin­
zip dadurch, daß das Urangemisch zu­
nächst verdampft und eine Isotopenart 
unter Ausnutzung der sogenannten Iso­
topieverschiebung mittels Laserstrahlen 
ionisiert und mit magnetischen Feldern 
separiert wird. In Re! 4 wird vermutet, 
daß dieses Verfahren unter wesentlich 
geringerem finanziellen und technologi-

") Grundsätzlich ist es auch möglich, Reaktoren 
mit Natururan zu betreiben und daraus Pluto­
nium für Kernwaffen zu gewinnen . Die Quali­
tät derartiger Sprengkörper ist jedoch schlecht 
und ihr Anwendungsbereich daher limitiert. 

schen Aufwand möglich sei. Es gibt 
Grund zur Annahme, daß die Entwick­
lung dieser neuen Separationstechnolo­
gie in einigen Ländern gute Fortschritte 
gemacht hat. 

Die Isotopentrennung könnte also, 
wenn die Erwartungen mancher Exper­
ten zutreffen, im Fall einer friedlichen 
Nutzung der Kernenergie zur Senkung 
des Energiepreises führen. Militärisch 
gesehen besteht die Befürchtung, daß 
diese Anwendung des Lasers auch klei­
nen Staaten den Eintritt in den Klub der 
Atommächte erleichtert. 

Laser zur Abwehr von 
Flugobjekten 

Bisher wurden Beispiele für die mittel­
bare militärische Verwendung gegeben. 
Im folgenden wird beschrieben, wie der 
Laser als Waffe eingesetzt werden kann . 
Es ist in erster Linie daran gedacht, die 
Laserwaffe zur Abwehr gegen Flugzeu­
ge, Raketen und Satelliten einzusetzen. 
Dies setzt das Vorhandensein von 
Hochleistungslasern voraus. 

Die naheliegende Anwendung liegt in 
der Flugzeugabwehr. Bereits existieren­
de Lasersysteme sind höchstwahr­
scheinlich in der Lage, etwa das Plexi­
glas eines Cockpits zu zersprengen oder 
elektronische Einrichtungen eine~ Flug­
zeuges zu beschädigen. 

Besonderes Interesse kommt jedoch der 
Bekämpfung von kernwaffenbewehrten 
Raketen und Satelliten zu. Darunter fal­
len insbesondere die Interkontinentalra­
keten (ICBM) und die Geschosse mit 
Mehrfachsprengköpfen (MIR V). Ein 
Abwehrsystem gegen derartige Waffen 
würde nach dem gegenwärtigen Stand 
der Technik auf verschiedenen Typen 
von Antiraketen basieren, die den ein­
zelnen Phasen der Flugbahn angepaßt 
sind. Dies sind die Antriebsphase, die 
ballistische Phase außerhalb der Erdat­
mosphäre, der Wiedereintritt in die At­
mosphäre und die Endanflugphase. Jede 
dieser vier Phasen stellt demnach eine 
Verteidigungszone dar. Die Abwehrra­
keten würden dabei zum Teil von Satel ­
liten, zum Teil von Bodenstationen ab­
gefeuert und geleitet werden. 

Die Realisierung eines derartigen Pro­
jektes würde die Errichtung eines Net­

' zes von Satelliten und Bodenstationen 
zusammen mit der dazu notwendigen 

Laser 

technischen und organisatorischen In ­
frastruktur sowie Kosten erfordern, die 
selbst für eine Großmacht schwer zu 
verkraften sind. Ein derartiges System 
wäre sicherlich geeignet, Raketensilos 
zu schützen, jedoch kaum in der Lage, 
Großstädten und Ballungsräumen einen 
ausreichenden Schutz zu verleihen. Der 
wesentlichste Grund liegt darin, daß es 
unmöglich ist, eine so große Anzahl von 
Abwehrraketen vorzusehen, wie dies 
zur Begegnung eines Großangriffes auf 
ausgedehntere Gebiete erforderlich 
wäre. 

Die Schwierigkeit, angreifende Ge­
schosse durch Antiraketen abzuwehren, 
liegt grundsätzlich in der Knappheit der 
dazu zur Verfügung stehenden Zeit­
spanne und in der aus Kostengründen 
bedingten Beschränkung in der Zahl der 
zu installierenden Abwehrraketen. Die 
Möglichkeit, daß die Zahl der angreifen­
den Geschosse die Abwehrkapazität 
überschreitet, könnte kaum ausge­
schlossen werden und stellt daher jedes 
auf dieser Technik beruhende Abwehr­
system in Frage. Ein umfassender 
Schutz gegen nukleare Großangriffe 
kann offensichtlich nur durch Übergang 
zu einer völlig neuen Technologie ge­
währleistet werden. Ein brauchbares 
Abwehrsystem müßte in der Lage sein, 
eine gleichsam unbeschränkte Zahl von 
Schüssen abzufeuern. Die Zeitspanne 
zwischen der Entdeckung angreifender 
Flugobjekte und deren Zerstörung sollte 
um viele Größenordnungen kleiner 
sein, als dies beim jetzigen Stand der 
Fall ist. 

Es ist denkbar, das diesen bei den grund­
legenden Kriterien mit Hilfe der Laser­
technologie entsprochen werden kann . 
Die Abwehr beruht auf der Zerstörung 
der Leit- und Zündeinrichtung von 
Flugkörpern durch äußerst energierei­
che Laserimpulse, die sich ja mit Licht­
geschwindigkeit fortpflanzen . Es beste­
hen durchaus Chancen, daß derart lei ­
stungsstarke Laser entweder bereits exi­
stieren oder doch in absehbarer Zukunft 
hergestellt werden können . 

Der Röntgenlaser Re! [51 wäre für diese 
Zwecke von besonderem Interesse. Es 
handelt sich hier um eine Abart des 
chemischen Lasers, bei dem die in einer 
chemischen Reaktion freiwerdende 
Energie in Laserstrahlung umgewandelt 
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Abbildung 2: 

Schema eines Röntgenlasersatelliten 
L = Laserstab, H = nuklearer Sprengkörper, 
F = Flugkörper, v = Visierlinie 

wird. Als Lasermedium wird ein spe­
zieller Kristallstab verwendet, in dessen 
Achsenrichtung sich der Impuls aus­
breitet. Wenn die chemische Reaktion 
sehr heftig, also detonationsartig ab­
läuft, so entstehen äußerst energiereiche 
Impulse. 

Man kann sich vorstellen, daß an Stelle 
von chemischen auch nukleare Detona­
tionen treten könnten. Auf diesem 
Grundgedanken beruht nun das Kon­
zept eines Röntgensatelliten, das im fol­
genden skizziert werden soll. Siehe Ab­
bildung 2. 

Ein Satellit trägt eine große Anzahl von 
Laserstäben, die radial angeordnet sind. 
Im Zentrum des Satelliten befindet sich 
ein nuklearer Sprengkörper, der als 
Energiequelle für die Laserstäbe dienen 
soll. Der Satellit ist ferner mit einem 
Infrarot-Teleskopsystem ausgestattet, 
das in der Lage ist, andere Flugkörper 
aufzudecken und zu verfolgen. Die La­
serstäbe werden durch Zielvorrichtun­
gen auf diese Flugkörper gerichtet. Im 
geeigneten Augenblick erfolgt die Deto­
nation des nuklearen Sprengkörpers. 
Dabei werden Laserimpulse ausgelöst, 
die zur Zerstörung der Zielflugkörper 
führen. Wenngleich auch der Röntgen ­
lasersateLlit nach einmaligem Einsatz auf 
Grund der Nukleardetonation zerstört 
wird, ist er in der Lage, eine große 

14 

----- ~ 
----~ 

Anzahl von Raketen zu gleicher Zeit 
unschädlich zu machen. Auf diese Wei­
se könnten auch große Gebiete durch 
eine geringe Anzahl solcher Satelliten 
geschützt werden. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist das 
Konzept des Röntgenlasersatelliten Ge­
genstand intensiver Untersuchungen in 
den Vereinigten Staaten. Es ist auch be­
kannt geworden, daß in der Sowjet­
union Laser entwickelt wurden , die in 
der Lage sind, Raketen und Aufklä­
rungssatelliten vom Boden aus zu zer­
stören . 

Sollte es den Supermächten gelingen, die 
Laserwaffe technisch zu perfektionie­
ren, so könnte diese neue Technologie 
revolutionierende Auswirkungen auf 
die Verteidigungsdoktrinen der Atom­
mächte und auf deren Rüstung haben. 

Der Laser als direkte 
Waffe 

Auch Laser mit relativ geringer Lei­
stung, wie sie bereits jetzt etwa zur Ent­
fernungsmessung verwendet werden, 
können selbst bei kilometerweit ent­
fernten Personen, die in den Strahlen­
gang geraten, zu schweren Netzhaut-

schäden, ja zur Erblindung führen. Mit 
zunehmenden Laserleistungen wird 
selbstverständlich das Spektrum der 
Verletzungsmöglichkeiten erweitert. Es 
scheint jedoch äußerst unwahrschein­
lich, daß Waffensysteme, die auf der 
direkten Laserwirkung beruhen, ent­
wickelt werden, da der dazu erforderli­
che Aufwand in einem schlechten Ver­
hältnis zum erziel baren Effekt stünde. 
Bereits bestehende Waffen, wie bei­
spielsweise chemische Kampfstoffe, 
könnten kaum vom Laser an Wirksam­
keit und Flexibilität übertroffen 
werden. 

Zusammenfassung 

Wie fast jede Großtechnologie ist auch 
die Lasertechnik für militärische Zwek­
ke nutzbar. Wenn auch der Laser kaum 
als direkte Waffe in Frage kommt, so ist 
damit zu rechnen, daß diese Technolo­
gie die Rüstung stark beeinflußt. Es 
wurde im vorliegenden Beitrag gezeigt, 
daß die Laserfusion zu einem relativ 
unaufwendigem Studium thermonu­
klearer Detonationen benutzt werden 
kann. Die Isotopentrennung durch La­
ser könnte kleineren Staaten die Pro­
duktion qualitativ hochwertiger Kern­
waffen erlauben . Die Lasertechnik er­
schließt weiters Möglichkeiten für eine 
wirksame Abwehr von Interkontinen­
talraketen und anderen Flugkörpern. 
Dies könnte zu revolutionierenden 
Konsequenzen für die Verteidigungs­
doktrinen der Supermächte fü hren. 

* * * 
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Die Sicherstellung und der Schutz der Trinkwasserversorgungfür die Bevölke­
rung der Bundesrepublik gehören zu den wichtigsten Aufgaben der Daseinsfür­

sorge in Gegenwart und Zukunft. Das gilt gleichermaßen unter normalen 
Verhältnissen, bei möglichen Notständen und Katastrophen sowie im 

Verteidigungsfall. 

Vorsorge für Notstände 
und Katastrophen in der 

öffentlichen 
Wasserversorgung 

Organisation der 
~asserversorgung 

D ie Was erversorgun g ist in der Bun­
desrepublik ei ne Pflichtaufgabe der Ge­
meinden. Das ist Ausdruck des in Arti ­
kel28 des Grundgesetzes, in den Län­
derverfassungen und Gemeindeordnun­
gen verankerten Grundsatzes der kom­
munalen Selbstverwaltung. Diesen öf­
fentlichen Auftrag im Sinne des Wohles 
der Allgemeinheit erfüllen Versorgungs­
unternehmen unterschiedlicher Rechts­
form und Trägerschaft. 

Rechtsgrundlagen 

Die Wasserversorgung bildet einen Teil 
der Wasserwirtschaft und des Wasser­
haushalts, die nach Artikel 70 des 
Grundgesetzes (GG) in die Zuständig­
keit der Bundesländer fallen und für die 
gemäß Artikel 75 Nr. 4 GG dem Bund 
lediglich das Recht zum Erlaß von Rah ­
menvorschriften zusteht. So erfolgt die 

Wolfram Such 

öffentliche Wasserversorgung in Frie­
denszeiten auf der Grundlage des Was­
serhaushaltsgesetzes I, der in dessen 
Ausfüllung ergänzend von den Ländern 
erlassenen Wassergesetze und einer Rei­
he von Spezial bestimmungen, die hin­
sichtlich der Wasserqualität und zur lau ­
fenden hygienischen Überwachung un ­
seres Lebensmittels N r. 1 Regelungen 
enthalten sowie der öffentlichen Was­
serversorgung bestimmte Sorgfalts­
pflichten auferlegen 2•s. 

Stand der 
~asserversorgung 

Von den Wasserversorgungsunterneh­
men sind besonders in den zwei zurück­
liegenden Jahrzehnten, vor allem in den 
ländlichen Räumen teilweise mit erheb­
licher Unterstützung durch Bund und 
Länder, große Anstrengungen unter­
nommen worden, um auch unter extre­
men Bedingungen eine jederzeit nach 
Menge, Güte und Druck ausreichende 
Versorgung sicherzustellen. 

Den umfangreichen Investitionen, z. B. 
rd . 2,6 Mrd DM allein im Jahre 1980, ist 

es zu verdanken, daß selbst während 
länger andauernder Trockenperioden, 
in denen die Anlagen und Einrichtungen 
der öffentlichen Wasserversorgung 
höchsten Beanspruchungen ausgesetzt 
sind, in der Bundesrepublik nur verhält­
nismäßig selten echte Versorgungseng­
pässe auftreten. Jederzeit gutes und hy­
gienisch einwandfreies Trinkwasser gilt 
als Selbstverständlichkeit und bedeutet 
ein Stück Lebensqualität. Der durch­
schnittliche tägliche Wasserverbrauch je 
Einwohner in der Bundesrepublik ist 
inzwischen auf nahezu 140 Liter ange­
stiegen (Bild 1). Besonders in großstäd­
tischen Verbrauchsgebieten liegt der 
Wasserverbrauch teilweise noch erheb­
lich höher. So gilt heute die Wasserver­
sorgung in der Bundesrepublik unter 
normalen Verhältnissen, abgesehen von 
einzelnen lokalen Versorgungsschwie­
rigkeiten, an deren Beseitigung gearbei­
tet wird, im wesentlichen als gesichert. 
Die Bundesrepublik verfügt, bezogen 
auf ihr gesamtes Territorium, über aus­
reichende Wasserressourcen. Allerdings 
bedürfen die Erhaltung und nachdrück­
liche Verbesserung der Gewässergüte 
intensiver Anstrengungen der Verant­
wortlichen. 
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Wasserversorgung 

Überregionale 
Wassersicherstellung 

Die bisherige Entwicklung der Was er­
versorgung in der Bundesrepublik war 
häufig gekennzeichnet durch den Über­
gang von bereits weitgehend ausgenutz­
ter eigenständiger Was ergewinnung der 
einzelnen Unternehmen, ohne Möglich­
keit einer Erweiterung, zu überge­
meindlichen Zu ammenschlüs en In 

Wasserbeschaffungsverbänden. Hier­
durch wurden die gemeinsame Er chlie­
ßung und Nutzung auch entfernterer 
leistungsfähiger Wasservorkommen 
möglich. Die Gründung und der weitere 
Ausbau von Gruppen- und Fernwasser­
versorgungen dienten der Verwirkli­
chung von der Zukunftssicherung die­
nenden Vorhaben und haben ein hohes 
Maß an Versorgungssicherheit ge­
schaffen. 

Als Bei piel für die in allen Bundeslän­
dern geplanten und verwirklichten 
großräumigen wasserwirtschaftlichen 
Vorhaben soll Baden-Württemberg die­
nen. Der ausgedehnte Wirtschaftsraum 
am mittleren Neckar mit dem besonde­
ren Bevölkerungs- und Industrie­
schwerpunkt um die Landeshauptstadt 
Stuttgart liegt im Regenschatten von 
Schwarzwald sowie Vogesen und ist 
deshalb ein ausgesprochen nieder­
schlagsarmes Gebiet. Der Wasserman­
gel in diesem Ball ungsraum wird noch 
verstärkt durch die ungünstigen Unter­
grundverhältnis e. Aufgrund einer früh­
zeitig entwickelten weit ichtigen Kon­
zeption erfolgt die Wasserversorgung 
weiter Teile von Baden-Württemberg 
heute aus leistungsfähigen Wa servor­
kommen an seiner Peripherie durch die 
beiden großen Zweckverbände Boden­
see-Wasserversorgung und Landeswas­
serversorgung. Der Zweckverband Bo­
densee-Wasserversorgung (BWV) in 
Stuttgart, das größte Fernwasserver or­
gungsunternehmen der Bundesrepublik, 
im Jahre 1954 gegründet, liefert heute an 
seine Mitglieder, das sind rd. 65 Städte 
und Gemeinden owie weitere 19 Was­
server orgungs-Zweckverbände mit ins­
gesamt etwa 2,5 Mio Abnehmern, bis zu 
7755 Liter je Sekunde aus dem Boden­
see gewonnenes und aufbereitetes 
Trinkwasser über 2 Haupttransportlei­
tungen mit einem Durchmesser von bis 
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Durchschnittl. Wasserverbrauch 1980 

Trinken und Kochen 3 - 6 1 

Körperpflege (ohne Baden) 10 - 15 1 

Wäschewaschen 

Geschirrspülen 

WC 
Baden und Duschen 

Wohnungsreinigung , Gartenpflege 

insgesamt: 

20 - 40 1 

10 - 15 1 

20 - 40 I 
30 - 50 I 
5 - 15 1 

138 11 Person· Tag 

Bild I : Durchschnittlicher Wasserverbr.uch in der Bundesrep ublik im J.hre 1980 und 
Verteilung auf die einzelnen Verbrauchs.rten 

Bild 2: Fernwasserversorgung in Baden­
Württemberg 

• Ba den - Baden 

~~~ Landesgrenze 
Fernwasserleitung vorhanden bzw.geplant 

• Wasserwerk 
km 

o 10 20 JO 40 



zu 1600mm (Bild 2). Die beiden Rohr­
leitungen überwinden die Höhen der 
Schwäbischen Alb, die eine sogar mit 
einem Stollen von rd. 24 km Länge und 
2,25 m Durchmesser in einer Tiefe von 
maximal ca. 270 m unter dem höchsten 
Geländepunkt. In das Leitungsnetz ist 
auch die Fernwasserversorgung Rhein­
tal eingebunden. 

Der Zweckverband Landeswasserver­
sorgung (LW) in Stuttgart, die zweite 
tragende Säule der überregionalen Was­
serversorgung in Baden-Württemberg, 
der bereits seit 1918 besteht, fördert 
heute aus insgesamt 4 Werken Grund­
wasser im Donautal, Quellwasser sowie 
aufbereitetes Donauwasser über inzwi­
schen 3 Haupttransportleitungen für 
68 Städte, Gemeinden und Wasserver­
sorgungszweckverbänd e mit ebenfalls 
rd. 2,5 Mio Einwohnern (Bild 2). Allein 
imJahre 1980 haben die Bodensee-Was­
serversorgun g rd. 120 Mio m 3 und die 
Landeswasserversorgung rd. 80 Mio m 3 

Trinkwasser geliefert. 

Die Fernleitungssysteme der beiden 
Zweckverbände treffen sich im Groß­
r~um der Landeshauptstadt Stuttgart 
und sind hier miteinander zum gegen­
seitigen A ustausch von Wasser bei Aus­
fä llen und Störungen an ihren Anlagen 
verbunden. 

Wasserversorgung bei 
Notständen und 

Katastrophen 

Trotz oder gerade wegen des bei den der 
lebenswichtigen Wasserversorgung die­
nenden Einrichtungen und Anlagen er­
reichten hohen Entwicklungsstandes er­
geben sich vielfä ltige Gefahren, durch 
welche die normale Versorgung mit 
Trinkwasser nach 
Menge und/ oder Güte 
ernsthaft gefährdet, eingeschränkt oder 
völlig lahm gelegt werden kann. 

Zu einer Beeinträchtigung der Trink­
wasserversorgung können in Friedens­
zeiten fü hren: 

• Außergewöhn liche Naturereignisse 
(Naturkatastrophen), also räumlich und 
zeitlich begrenzte Störungen, wie z. B. 
längere Trockenperioden, Unwetter, 
Überschwemmungen, Sturmfluten, 
Erdbeben, Erdrutsche u. a. m. 

• Unglücksfälle, z. B. Betriebsstörun­
gen und -ausfälle durch Schäden und 
Unfälle aller Ar.t, Verunreinigung der 
Wasservorkommen, des Wassergewin­
nungsgeländes und von Wasserversor­
gungsan lagen, z. B. durch Transportun­
fälle sowie Schadenfälle bei Lager- und 
Betankungseinrichtungen mit Austreten 
wassergefährdender Stoffe, wie Minera­
löle, Kraftstoffe, Gifte, radioaktive Sub­
stanzen, Fäkalien u. a. m., durch Un­
dichtigkeiten, Leckagen und Brüche an 
Rohrleitungen und Behältern usw. 

• Ausfall der öffentlichen Energiever­
sorgung 

• Einwirkungen Unbefugter, wie bös­
willige Beschädigungen und vorsätzli­
che Handlungen zur Störung der öffent­
lichen Sicherheit und Ordnung, in Form 
von Sabotageakten und subversiven Ak­
tionen, die zur Verunreinigung des 
Wassers, zu Beeinträchtigungen von 
W asserversorgungseinrich tungen sowie 
zu Störungen von geordneten Betriebs­
abläufen in Wasserversorgungsanlagen 
bis zur teil weisen oder vollständigen 
Zerstörung derselben führen können. 

Mit den zuletzt genannten Handlungen 
muß auch besonders im Spannungs­
und Verteidigungsfall gerechnet wer­
den. 

Die vielfältigen Auswirkungen von 
Notständen und Katastrophen in Frie­
denszeiten sowie im Spannungs- und 
Verteidigungsfall auf die Wasserversor­
gung und deren Anlagen sind im Sche­
ma von Bild 3 zusammengestellt. Je 
nach Art und Ausmaß kann es zu Beein­
trächtigungen einmal hinsichtlich \lV'as­
sermenge und/ oder Wassergüte kom­
men. 

Vorsorgeplanung 

Eintritt, Umfang und Ablauf von Not­
ständen oder Katastrophen sind nicht 
vorhersehbar. Deshalb ist es besonders 
wichtig, je nach Schadenlage gezielte 
Maßnahmen zu planen, die geeignet 
sind, Beeinträchtigungen in der öffentli­
chen Wasserversorgung wirksam zu 
verhindern oder zumindest auf ein er­
trägliches Maß zu mindern. Das als Bild 
4 wiedergegebene Schema zeigt im An­
schluß an Bild 3 die zur Bekämpfung 
bestimmter Schadenfälle jeweils zu tref­
fenden Gegenmaßnahmen. 

Wasserversorgung 

Voraussetzungen für wirksame Gegen­
maßnahmen bilden frühzeitige Planun­
gen und insbesondere die Aufstellung 
von Alarm- und Einsatzplänen. Um die 
Planungsarbeit zur Sicherstellung der 
Wasserversorgung zu erleichtern, sind 
als Anleitung für die betroffenen Was­
serversorgungsunternehmen sowie zu­
ständigen Behörden von entsprechen­
den Fachgremien Hinweise und Richt­
linien erarbeitet worden: Durch einen 
gemeinsam von der Länderarbeitsge­
meinschaft Wasser (LA W A), in der die 
für das Wasserrecht und die Wasser­
wirtschaft zuständigen Obersten Lan­
desbehörden zusammenarbeiten, und 
vom Deutschen Verein des Gas- und 
Wasserfaches e. V. (DVGW), der tech­
nisch-wissenschaftlichen Vereinigung 
der Wasserversorgungsunternehmen, 
gebildeten Ausschuß "Notstandswas­
serversorgung«, in dem zugleich Vertre­
ter des Bundesinnenministeriums, des 
Bundesministeriums der Verteidigung, 
des Bundesverbandes der Deutschen 
Gas- und Wasserwirtschaft (BGW), der 
Abwassertechnischen Vereinigung 
(A TV) sowie der Technischen Vereini­
gung der Firmen im Gas- und Wasser­
fach (FIGA W A) mitgewirkt haben, ist 
die Technische Mitteilung/ Hinweis 
W 801 »Vorsorgeplanung für Not­
standsfälle in der öffentlichen Trinkwas­
serversorgung« erarbeitet worden. Die 
Technische Mitteilung ist Teil des vom 
DVGW herausgegebenen Regelwerkes 
Wasser, das den Stand der Technik auf 
diesem Gebiet fortschreibt6. Danach 
werden Maßnahmen der Vorsorge bei 
drohender Gefahr und im Notfall unter­
schieden. Die mit der Planung von 
Schutz- und Sicherungsvorkehrungen 
befaßten Wasserversorgungsunterneh­
men und Behörden können der Techni­
schen Mitteilung viele Anregungen ent­
nehmen, die unter Berücksichtigung der 
örtlichen Gegebenheiten sowie nach 
Maßgabe der für öffentliche Notstände 
und Katastrophen geltenden Rechts­
und Verwaltungsvorschriften deren 
zielgerichtete Bekämpfung in der Was­
serversorgung gestatten . Ergänzend 
hierzu ist vom Bundesminister des In ­
nern unter der Überschrift »Unbefugte 
Eingriffe in Wasserversorgungsanlagen« 
ein Leitfaden für die Aufstellung von 
Alarm- und Einsatzplänen bei Wasser­
versorgungsunternehmen zur Sicher­
stellung der Wasserversorgung heraus­
gegeben worden 7

. Er wurde von einem 
Sachverständigen-Ausschuß erarbeitet, 
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Wasserversorgung 

I 
Explosion 
Brand 
Erdbeben 
Erdrutsch 

Bild 3: Möglichkeiten und Ursachen von N otstän­
den und Katastrophen in Friedenszeiten so­
wie im Spannungs- und Verteidigungsfa ll 
mit ihren Auswirkungen auf die Wasserver-

, sorgung 

Auswirkungen von Katastrophen auf dieWasserversorgung 

Zivile Katastrophe I IS~annungs - u. Verteidigungsfall 
Betnebsunfälle in Hochwasser Konventio- Sabotage ABC -
Kernkraftwerken od. Sturmflut nelle Waffe~ Kampfmittel 
-forschungsanlagen . Überschwemmg. Fallout 
Chemiewerken Öl unfall. Gewäs- I I Talsperrenbruch Gewässereinleitung sereinleitung von 

I 
Trockenperioden radioaktiver und Giften.Ausfali 
Sabotageakte anderer Schadstoffe v.Kläranlagen 

I I I Beeinträchtigung der Rohwassergüte 
und Kontaminierung der Umgebung 

I Beeinträchtigung der Wassermenge t--J A B C 
Radioaktive Biologische Chemische 

I 
Verstrahlung Verseuchung Vergiftung 

Ausfall Zerstörung von Kontaminierung von Gelände und 
der Energie - Transport - Versorgungs - Werksanlagen Anlagen zur Wassergewinnung • leitungen leitungen im (Gewinnungs - u. 
versorgung zwischen Versorgungs- Aufbereitungsan- - aufbereitung. - speicherung. 

Wasserwerk gebiet lagen. - förderung und - verteilung u. Versor- Pumpwerke . 
gungsgebiet wa~.ierbehälter 

usw. 

Gegen~aßnahmen 
Unabhängige Umschalten auf Reserve- Reparaturen, Rückgriff auf andere Anwendung 
Energieversor - u.Ersatzleitungen. Inbetriebnahme Wasservorkommen spez.Aufberei-
gung mit Not - Versorgung über v.Reserve -u. (z.B.statt Oberflächen- tungs- und 
strom aggregaten Ring-u. Umgehungs- Ersatzaggre - wasser-falls vorhandc Dekontaminie-
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leitungen gaten verstärkt ud. allein 
Versorgung aus 

Grundwasser) 

I ---Inbetriebnahme von Reserve- und Notwasserwerken I 
I 

Verso~ung durch benachbarte unzerstörte bzw. besonders 

I !JI!sch tzteWasserwerke über Verbund leitungen 
oder fliegende Leitungen 

Versorgung aus netzunabhängigen Einzel- u. Betriebsbrunnen I 
Trinkwasser- Notbrunnen nach dem WasSG I 
Versorgung mit mobilen TrinkwasSeraUfbereitungSanlagenl 
durch Katastrophenschutz - Organisationen 

Bild 4: Gegenmaßnahmen zur Sicherstellung der 
Wasserversorgung 

rungsverfahren 

I 

dem ebenfalls Fachleute von Wasser­
werken und Fachverbänden sowie Ver­
treter von Bund und Ländern angehört 
haben. Der Leitfaden dient dem Ziel, 
Maßnahmen zur Abwehr von unbefug­
ten Eingriffen in Wasserversorgungsan­
lagen, soweit betriebs technisch mög­
lich, unter einheitlichen Gesichtspunk­
ten zu treffen . Der mit verschiedenen 
Behörden, Dienststellen und Verbänden 
abgestimmte Leitfaden ist so angelegt, 
daß er für jede Organisationsform sowie 
betriebliche Gliederung im Bereich der 
Wasserversorgung anwendbar ist. Die 
darin geschilderten innerbetrieblichen 
Maßnahmen der Wasserversorgungsun­
ternehmen sind mit den Alarm- und 
Einsatzplänen der Gebietskörperschaf­
ten bei Notständen und Katastrophen in 
Übereinstimmung zu bringen. Die für 
vorbereitende Maßnahmen in der Was­
serversorgung aufzustellenden Alarm­
und Einsatzpläne erstrecken sich auf 
einen möglichen Katastrophenfall und 
umfassen zugleich den vorbeugenden 
Sabotageschutz. Sie sind auch im Span­
nungs- und Verteidigungsfall anwend­
bar. Der Alarm- und Einsatzplan sieht 
je nach Ausmaß der zu erwartenden 
oder bereits eingetretenen Störung der 
Wasserversorgung insgesamt 3 Einsatz­
stufen vor. Zusammen mit den ebenfalls 
vom DVGW herausgegebenen Ölun­
fall-Hinweisen, dem vom Beirat »Lage­
rung und Transport wassergefährdender 
Stoffe (L TwS)« beim Bundesministe­
rium des Innern erarbeiteten Leitfaden 
»Sofortmaßnahmen bei Mineralölunfäl­
len« und den von den zuständigen Län­
derministerien eingeführten ÖI- und 
Giftalarm-Richtlinien liegt das erforder­
liche Instrumentarium für die wirksame 
Bekämpfung von Notständen und Kata­
strophen in der Wasserversorgung 
vor8- IO • 

Verbundwasserversorgung 

Besondere Bedeutung bei der Sicherstel­
lung der Wasserversorgung unter nor­
malen Verhältnissen, insbesondere aber 
auch bei Notständen und Katastrophen , 
kommt der Verbundwasserversorgung 
zu. Hierbei sind die Leitungsnetze be­
nachbarter Wasserversorgungsunter­
nehmen miteinander verbunden. Der 
z. B. in der Elektrizitätswirtschaft schon 
lange bestehende großräumige Ver­
bund, hier wegen der günstigen Eigen-



Ausgleichs­
achse West 

• Grundwasservorkommen 

.. Trinkwasser t alsperrpn 
vorhanden u.geplant 

_ Hauptachsen für Ausgleich u. 
Verbund 

Bild 5: Großräumiger Wasserverbund und Fern­
wasserversorgungen in Bayern 

schaften des Übertragungsmittels Elek­
troenergie sogar über Staatengrenzen 
hinweg, hat auch in der Wasserversor­
gung immer mehr an Raum gewonnen. 
Ziele des Verbundes in der Versor­
gungswirtschaft und speziell in der 
Wasserversorgung sind, für ' die ange­
schlossenen Abnehmer ein Höchstmaß 
an Sicherheit der Versorgung bei voll­
ständigem Ausfall von Werken, Anla­
gen bzw. einzelnen Anlagenteilen zu ge­
währleisten, die sich sowohl auf Was­
sermenge als auch Wassergüte . bezieht. 
Verbund wasserversorgung bedeutet 
gleichzeitig eine rationelle Nutzung und 
den optimalen Betrieb der verfügbaren 
Wasservorkommen und Versorgungs-

Wasserversorgung 

Ubersicht d e r Ve rso rgungs gebie te 

1 Fernwasserversorgung Mittelmain 
2 Wasserversorgung Rhön-Maintal-Gruppe 
3 Fernwasserversorgung Oberfranken 
4 Fernwasserversorgung Franken (FWF) 
5 Wasserve rso r gung Reckenberg-Gruppe 
6 Fernwasserversorgung Fränkischer 

Wirtschaftsraurn (WFW) 
7 Wasserversorgung Bayerische Riesgzuppe 
8 Wasserversorgung Steinwald-Gruppe 
9 Fernwasserversorgung Bayerischer Wald (FBW) 

10 Wasserversorgung Landeshauptstadt München 
11 Fernwasserversorgung Oberes Allgäu 
12 wasserversorgung Oberland 

anlagen. Großräumige Verbundplanung 
soll am Beispiel von Bayern demon­
striert werden. Die vorhandenen Was­
servorkommen reichen hier insgesamt 
aus, um den Wasserbedarf über das Jahr 
2000 hinaus zu decken 11 . Die Wasser­
versorgung Bayerns ist somit auch in 
weiter Zukunft kein Mengen-, sondern 
ein Verteilungsproblem. Große Gegen­
sätze kennzeichnen nämlich die wasser­
wirtschaftlichen Verhältnisse des Lan­
des. Weite Teile, vor allem das dichtbe­
siedelte und industriell stärker genutzte 
Maingebiet, leiden unter Wassermangel , 
während im wesentlich geringer besie­
delten Donauraum im Süden infolge der 
reichen Niederschläge in den Alpen und 

im Alpenvorland selbst in Zeiten von 
Niedrigwasserführung der Flüsse für je­
den Einwohner mehr als dreimal so viel 
Wasser zur Verfügung steht. Der klima­
tisch bedingte Unterschied zwischen 
Nord und Süd wird durch die geologi­
schen Verhältnisse noch verstärkt. So 
besteht der Leitgedanke bei der techni­
schen Verbundlösung darin , Grundwas­
ser aus dem wasserreichen Donautal in 
den Norden und Osten des Landes zu 
leiten, und - soweit möglich - in den 
Grundwassermangelgebieten, z. B. des 
Bayerischen Waldes, selbst Trinkwasser 
aus Talsperren zu gewinnen. Solche 
weitgesteckten Aufgaben können nur 
von leistungsfähigen, überregional täti-
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Wasserversorgung 

gen Gruppen- und Fernwasserversor­
gungsunternehmen, die jeweils das Ge­
biet mehrerer Landkreise umfassen, so­
wie mit Unterstützung der öffentlichen 
Hand erfüllt werden. Sie bilden das 
Fundament des in Ausführung befindli­
chen umfassenden Verbundsystems für 
den großräumigen Wasserausgleich in 
Bayern, dessen Hauptschlagadern 
Rohrleitungen mit großem Querschnitt 
bilden (»Ausgleichs- und Verbundach­
sen« - s. BildS). Daneben bestehen 
zahlreiche, aus diesem System bezie­
hende, regional tätige Gruppenwasser­
werke als kommunale Zusammen­
schlüsse. Von diesen werden die iso­
lierten Versorgungsanlagen einzelner 
Gemeinden und Ortsteile zu einem hin­
sichtlich Versorgungssicherheit und 
wirtschaftlichem Betrieb sinnvollen Sy­
stem zusammengeführt. Damit können 
bei Ausfällen und Störungen an einzel­
nen Anlagen, die sich besonders ein­
schneidend in Trockenzeiten oder bei 
Spitzenbedarf auswirken, längere Un­
terbrechungen in der Versorgung aus­
geschlossen werden. Entscheidende 
Vorbedingung für die Aufrechterhal­
tung der Wasserversorgung auch bei 
einem etwaigen Ausfall von dem Ver­
bund dienenden Anlagen i t wiederum 
die Betriebsbereitschaft der örtlichen 
Wasservorkommen sowie dazugehöri­
gen Versorgungseinrichtungen. 

Über die gesetzlichen Grundlagen so­
wie die Vorsorgeplanung und den 
Stand der Maßnahmen speziell zur Si-

cherstellung des lebensnotwendigen 
Trinkwasserbedarfes im Verteidigungs­
fall wird in einer der nächsten Ausga­
ben von ZIVILVERTEIDIGUNG be­
richtet. 
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Anzahl aller Helfer Daten zum Zivilschutz Katastrophenschutlschulen der Im Katastrophenschutz 
mitwirkenden der Länder (KSL) 

Organisationen - Lehrgänge 1982-

Arbeiter·Samariter· Lehrgänge Teilnehmer 
Bund (ASB) rd. 20.000 Heller Schieswig-Hoistein 106 1.484 
DeutSChes Roles Einheiten und Helfer Katastrophenschutzschu(e Hamburg 22 282 
Kreuz (DAK) rd. 350.000 Heller in den Fachdiensten des des Bundes (KSB) Bremen 23 299 
Johanniter·Unfal'· Erweiterten Katastrophenschutzes - Lehrgänge 1982- Niedersachsen H)' 1.934 HilieIJUH) rd. 15.000 Heller (vom Bund linanzierter Anteil) KSB AhrWeiler Lehrgange Teilnehmer Nordrhein·Wesllalen IBO 2.898 Malleser·HlIls· Stand: Juli 1982 

Stabsarbeit U.3 . 53 1.207 dienst (MHD) rd. 29.000 Helfer Einheiten und Hessen 67 1.132 

Freiwillige und Berufs- Elnrlchlungen Heller FOhrungskrAfte 36 708 Rheinland·Plalz und 1.008 71 
feuerwehren rd. 883.000 Heller Fachdienste '3 827 Saarland 

Brandschulzdlenst 1.037 25.925 SonderlehrgAnge Baden.Württemberg 90 1,476 Technisches 
Hilfswerk (THW) rd. 55.000 Heller Bergungsdienst 880 3'.520 THW 21 '98 Bayern 105 2.184 

Insgesamt rd. 1.352.000 Helfer Instandsetzungsdienst 257 8.995 Sprenglehrgllnge 
" 

225 KSL insgesamt 788 12.697 
Sanitätsdienst 699 28.482 Zivilschutz-
ABC·Dienst 244 10.248 Lehrgllnge 25 849 

Hilfskrankenhäuser Betreuungsdiensl 206 6.00' KSB Ahrweiler Der Warndienst in Zahlen Insgesamt 192 ' .11' (Stand: 31. Dezember 1982) Veterinärdienst 77 1.232 WarnAmter 10 
Anzahl Benenpl3tze Fernmeldedienst 558 9.217 KSB Außen stelle 

Leitmeßstelien .0 Hoya 
FertIggesteilt 209 81 .810 Versorgungsdienst 1.789 7.378 u a lur THW 148 219' Sirenen Insgesamt 67.52' 
im Bau 13 5.350 FOhrung 1.539 10.976 KSB insgesamt 340 6.308 

Elektrosirenen 67.028 
Hochleistungssirenen 4'3 

Insgesamt 222 87.1BO Insgesamt 7.288 "2.977 ElektronisChe Sirenen 53 
Warnstellen In Behörden 
und Betrieben 12266 

Bundesamt für Zivilschutz - Deutschherrenstraße 93 - 5300 Bonn 2 
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Nicht ängstigen, sondern informieren: 
mit der "sprechenden Sirene" 

# 
Unsere Elektronischen Sire.- * Elektronisch aufgebaut, da- ßen Aufwand auf Dächern 
nen sind nicht zu laut, aber her minimale Wartung und oder Masten zu montieren. 
überall laut genug. Sie wirken außerordentlich betriebssicher. * Problemlos nachrüstbar 
gezielt, angepaßt an Täler, * Anpas- durch mo-
Ortsgrenzen,Siedlungsräume. sungsfähig derne Bau-
Sie heulen nicht nur (alle ge- ans Gelände steintechnik. 
wünschten Warnsignale) , son- durch gerich- Wollen Sie 
dern ermöglichen Sprach- tete Laut- mehr über 
durchsagen über Mikrofon, sprecher. sichere, 
Band oder Funk. Mit ihnen * Netzunab- wirkungs-
können Sie Informationen und abhängig volle und 
Anweisungen geben. Sie er- * Beliebig wirtschaft-
reichen alle Betroffenen gleich- viele Signale liche Sire-
zeitig und gleich gut. und Sprach- nen wis-
Besonders wichtig : Netzunab- durchsage sen? Wir 
hängig und dezentral funktio- über Mikro- senden 
nieren sie auch dann noch, fon , Funk, Ihnen aus-
wenn andere Übertragungs- oder Telefon führliche 
systeme wegen Stromausfall sind möglich. Informatio-
ausgefallen sind. * Ohne gro- nen zu. 

Bitte besuchen Sie uns auf der Hannover Messe, 13. - 20. 4. 1983, Halle 12, Stand 304 

r---

Wir wünschen Ihre farbige 
Broschüre über die neuen 
elektronischen Sirenen. 

Name 
Dienststelle . 

-X 

Zivl/83 
:.:: 

'" ~ 
'" o 

Straße ............................................................... . 
Ort ..... 

Tel. 

W&G 
Wandel & Goltermann 
GmbH&Co 
Postfach 45 . Abt. vw 
D -7412 Eningen u. A. 
Tel. (07121) 891 -1 
Telex 7 29 833 wug d 



I. Ziel der 
Rettungsorganisation 

Ziel des Rettungsdienstes ist es, an je­
dem Ort zu jeder Zeit unterschiedlos 
jedem Men chen 

• dringende lebensrettende Sofort­
maßnahmen ; 

• medizinische Maßnahmen zur Her­
stellung der Transportfähigkeit und 
zur Vermeidung weiterer Schäden 
sowIe 

• geeignete Transportmöglichkeiten 

zur Verfügung zu stellen. Zu dieser Si­
cherung gehören die Bereithaltung von 
Rettungsmitteln und -personal in quali­
tativ geeigneter Form und die Lei­
stungserbringung in kürzest möglicher 
Zeit unter der Rahmenbedingung ver­
tretbarer Kosten. Die Entwicklung von 
Bedarfsplänen und die Rechnungsab­
wicklung sind dabei mit als Aufgaben 
des Rettungsdienstes zu sehen. 

Der Rettungsdienst soll dabei der Ab­
wendung einer akuten Lebensbedro­
hung bei Notfallpatienten (Unfallopfer, 
Verbrechensopfer, akute innere Erkran­
kungen, Selbstmorde, u. ä. m. ) dienen , 
der Krankentransport der Beförderung 
von pflegebedürftigen Patienten, bei de­
nen ein solch lebensbedrohender Zu-
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stand auftreten könnte. Während der 
Notarztdienst als ärztliche Versorgung 
von Notfallpatienten als Bestandteil des 
Rettungsdienstes angesehen wird, ist 
der ärztliche Bereitschaftsdienst, der 
eine zeitlich lücken lose Versorgung von 
Patienten durch die niedergelassenen 
Ärzte sichern soll, nicht dem Rettungs­
dienst zuzurechnen. 

Der Rettungsdienst ist stets als Einheit 
von Krankentransport, Rettungsdienst 
(im engeren Sinne), Notarztdienst und 
Luftrettung zu verstehen . Eine Tren­
nung in Einzelkomponenten ist wegen 
der grundsätzlich verbundenen Lei­
stungserstellung nicht möglich. 

2. Die Organisation des 
Rettungsdienstes 

Gemäß den Zielen hält der Rettungs­
dienst (bei recht unterschied lichen Or­
ganisationsmustern) vor: 

• ärztliches und nichtärztliches beson­
ders für die Notfallrettung und die 
Versorgung beim Krankentransport 
ausgebildetes Rettungspersonal 
(Notärzte, Rettungssanitäter, Ret­
tungshelier); 

• für die Notfallversorgung und den 
Krankentransport geeignete, speziell 
ausgerüstete Fahrzeuge (Notarztwa-

gen, Rettungswagen, Krankentran ­
sportwagen, Rettungshubschrauber, 
N otarzteinsatzfahrzeuge); 

• eine rund um die Uhr besetzte Leit­
stelle zur Notrufannahme, Einsatz­
lenkung und als Kommunikations­
sowie Informationszentrum. 

Zeitlich-räumlich sind dabei Rettungs­
mittel und -personal so disponiert, daß 
für den Notfall eine schnelle Bedienung 
ermöglicht wird. Besondere, jeweils den 
örtlichen und zeitl ichen Bedingungen 
und der erkennbaren Schwere des Not­
falls angepaßte Einsatzstrategien ermög­
lichen einen wirtschaftlich tragbaren Be­
trieb. Notfälle haben dabei immer Vor­
rang vor dem Krankentransport. 

Die Leistungsfähigkeit de Rettungs­
dienstes wird dabei im wesentlichen 
durch seine Ausstattung mit Rettungs­
mitteln und Rettungspersonal be­
stimmt. Je dichter die Rettungsmittel 
räumlich stationiert sind, desto kleiner 
sind die von ihnen zu bedienenden Ge­
biete, desto kürzer die Anfahrwege und 
damit die Eintreffzeiten nach Alarmie­
rung, desto höher sind aber auch die 
dadurch entstehenden Vorhaltekosten. 

Da beim systematischen Aufbau der 
Rettungsorganisation nur sehr wenig 
auf Erfahrungswerte zurückgegriffen 
werden konnte, bestimmen Planungs­
richtwerte weitgehend die Ausstattung. 



So gilt in Nordrhein-Westfalen für eine 
Rettungswache (Standort der Rettungs­
mittel) 

• Einhaltung einer Toleranzzeit (Zeit 
von Eingang einer Notmeldung bis 
zum Eintreffen am Notfallort) 5 bis 
8Min., 

• damit ein mittlerer Einsatzradius 
von 7km und 

• ein Einsatzgebiet von etwa 154 km 2
• 

Für die Ausstattung einer Rettungswa­
che gilt mindestens: 

• 1 Rettungswagen (RTW), 1 Kran­
kentransportwagen (KTW), 

• dabei 1 KTW für 12000 bis 15000 
Einwohner in ländlichen und mitteI­
städtischen Siedlungsgebieten, 

• 1 KTW für 20000 Einwohner in 
Großstädten . 

Es wird dabei ein Verhältnis von 40 % 
RTW und 60 % KTW als optimal ange­
strebt. 

Während die Einhaltung der Planungs­
richtwerte in Ballungsgebieten durchaus 
besichert werden kann, ist dies für länd­
liche Räume problematisch. 

Eine derartig dichte Stationierung von 
Rettungsmitteln bei gleichzeitig recht 
geringem Einsatzaufkommen ist prak­
tisch undurchführbar. Daher sind hier 
die Toleranzzeiten zumeist erheblich 
heraufgesetzt (z. B. in Bayern höchstens 
12 bis 15 Minuten Anfahrzeit). 

Neben der räumlichen Struktur be­
stimmt die Häufigkeit gleichzeitig zu 
bedienender Notfälle oder Kranken­
transporte die Zahl vorzuhaltender Ret­
tungs- oder Krankentransportwagen. 
Das all gemeine Sicherungsprinzip der 
Rettungsorganisation verlangt, daß bei 
gleichzeitig oder kurz nacheinander ein ­
gehenden Notrufen nicht ein Entscheid 
zur Bedienung für den einen oder den 
anderen getroffen werden muß, sondern 
beiden die gleiche Hilfe zuteil wird. Bei 
den zeitlich nicht so dringlichen Kran­
kentransporten können jedoch gewisse 
Dispositionszeiten durchaus in Kauf ge­
nommen werden. 

Für den Einsatz des Notarztes, sei es 
mit dem Notarztwagen (sog. Kompakt­
system) oder mit dem Notarzteinsatz­
fahrzeug (sog. Rendezvous-System), 
stellen sich besondere Probleme. Die 
ständige Vorhaltung eines einsatzberei­
ten Notarztes stößt angesichts der rela-

tiv wenigen Einsätze an wirtschaftliche 
Grenzen . So sind andere Strategien ent­
wickelt worden: Notärzte nehmen in 
der Regel noch andere ärztliche Aufga­
ben wahr und bedienen größere Gebiete 
als das der jeweiligen Rettungswache, 
ein Ersatz für eine gleichzeitige zweite 
Bedienung steht nur selten zur Verfü­
gung. Daher wird die Schnelligkeit bei 
der Anfahrt zum Einsatzort durch spe­
zielle Einsatzfahrzeuge oder Rettungs­
hubschrauber vergrößert. Das ermög­
licht dem Notarzt auch, sofort nach Be­
endigung der Behandlung an einem 
Notfallort zu einem zweiten zu fahren, 
während der erste Patient bereits in die 
Klinik gebracht wird. 

3. Zu den Wirkungen des 
Rettungsdienstes 

3.1 Die Situation des 
Notfallpatienten 

Die Leistungen des Rettungsdienstes 
sind auf verschiedenen Ebenen wirk­
sam. Die schnelle und qualifizierte Hilfe 
kommt dem Individuum, dem Notfall­
opfer, durch physische, medizinische 
und psychische Versorgung zugute. 
Empfind lichstes Maß zur Feststellung 
der Wirkung ist dabei die Zeitspanne 
zwischen Notfalleintritt und Eintreffen 
der Hilfe. 

Ein Notfallopfer befindet sich urplötz­
lich - sei es durch einen Unfall, ein 
Verbrechen oder durch eine akute Er­
krankung - in einer Situation elementa­
rer Bedrohung und weitgehender Hilf­
losigkeit. Dies gi lt nicht nur für unmit­
telbar lebensbedrohende Sachverhalte, 
sondern auch bei geringeren Schäden, 
die aufgrund einer tiefgreifenden Ein­
schränkung physiologischer Funktionen 
(z. B. Schock) eine solche Lebensbedro­
hung zu einem späteren Zeitpunkt nach 
sich ziehen können. Entsprechende äu­
ßere Bedingungen (z. B. Witterung) und 
die generell e Konstitution des Notfall­
patienten (z. B. Alter, Krankheiten) 
können dabei den Zustand noch negativ 
beeinflussen. Da Übergänge von zu­
nächst nicht bedrohlich erscheinenden 
Zuständen des Patienten zu lebensbe­
drohlichen schlecht erkennbar sind -
von Laien kaum feststellbar und selbst 
für Ärzte bei flüchtigen Untersuchun­
gen schwer diagnostizierbar [Menzel)-, 
ist die Wahl des geeigneten Einsatz-
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GERNOT RIEDIGER, Jahrgang 1940, 
Dipl.-Kaufmann, ist seit Mitte 1982 als 
Referent im Bundesministerium für Ver­
kehr, Abteilung Straßenverkehr, tätig. 
Voraus gingen 10 Jahre wissenschaftliche 
Tätigkeit bei der Bundesanstalt für Stra­
ßenwesen, Bereich Unfallforschung, mit 
dem Schwerpunkt Forschungsplanung 
und -abwicklung insbesondere für die 
Bereiche Rettungswesen, Wirkungs- und 
Wirtschaftlichkeitsbeurteilung, Unfall­
stellenbeseitig ung. 

oder Transportmittels das zentrale Ent­
scheidungsproblem bei der Disposition 
im Rettungsdienst. Im Zweifelsfall ist 
aus Gründen der Vorsicht stets das hö­
herwertige Rettungsmittel zu wählen, 
was zu einer gewissen Anzahl von sog. 
Fehleinsätzen führen muß. 

Eine solch vorsichtige Verhaltensweise 
ist überaus notwendig. So sind in Japan 
1979 [Tsuchihashi 1981) in einem Vier­
teljahr 130 Menschen (= 5 % aller Ver­
kehrsunfalltoten) gestorben , obwohl die 
Schwere ihrer Verletzung eine Kranken­
hauseinweisung als überflüssig erschei­
nen ließ. Eine Studie zum Rettungs­
dienst in Unterfranken [Bayr. Staatsmi­
nisterium des lnnern, 1980) weist auf 
mindestens 8 Tote in 4] ahren hin, die 
trotz nur leichter Verletzungen gestor­
ben sind. 

Der Rettungsdienst hat damit drei Auf­
gaben gegenüber einem Notfallpatien­
ten, die alle insofern eine wesentliche 
Grundforderung gemeinsam haben, als 
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diese Aufgaben so schnell wie möglich 
nach Eintritt des Notfalls zu erfüllen 
sind: 

(a) Der Patient muß schnellstmöglich 
den nachteiligen äußeren Umständen 
entzogen werden, die zu einer Ver­
schlechterung seiner Lage führen 
können. Dies sind insbesondere 
Witterungsumstände (Kälte, Hitze), 
Brand-, Vergiftungsgefahren, un­
glückliche Positionen und Lagen, 
aber auch Blicke Neugieriger u. ä. m. 
Hier kann auch der Laienhelfer be­
reits wirksam Hilfe leisten. 

(b) Der Patient muß schnellstmöglich 
medizinisch versorgt werden. Für 
Laien gibt es hi er nur sehr be­
schränkte, wenn unter Umständen 
auch lebenswichtige Maßnahmen 
(z. B. Beatmung oder Freiha ltung 
der Atmenwege). Wie Untersuchun­
gen [Weissbrodt; Jungchen, Metre­
veliJ gezeigt haben, kann jedoch der 
Laienhelfer nur unterstützend wirk­
sam werden. Zum einen mangelt es 
ihm in der Regel an geeigneten 
Kenntnissen, zum anderen sieht sich 
auch nur jeder 6. ausgebildete Laien­
helfer in der Lage, alleine und auf 
sich geste llt sachgerechte Hilfe zu 
leisten. 

Nur der Rettungsdienst oder Not­
arzt kann hier dauerhaft wirksame 
Hilfe leisten. 

(c) Der Patient muß im Gefühlszustand 
der Hilfslosigkeit und Verlassenheit 
psychischen Beistand erhalten. Es 
muß ihm - soweit er bei Bewußtsein 
ist - das Gefühl vermittelt werden, 
daß verläßliche Hilfe eingesetzt und 
alles für ihn und in seinem Interesse 
getan wird. 

3.2 Die Bedeutung des Zeitfaktors 

Die Bedeutung des Zeitfaktors kann 
nicht hoch genug eingeschätzt werden. 
»Die größte Gefahr, die dem Notfallpa­
ti enten droht, ist der Ei ntritt de plötzli­
chen Todes . Eine schnell eintretende, 
un erwartete Schädigung der Atmungs­
und Kreislauffunktion kann dazu füh­
ren. Beim Atem- oder Kreislauf till ­
stand sprechen wir vom ,klinischen 
Tod <. Bis zum Auftreten irreversibler 
Zellschäden (und hier besonders am Ge­
hirn) besteht jedoch eine Zeitspanne von 
4 bis 6 Minuten . Erst danach tritt der 
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,biologische Tod< ein. Diese 4 bis 6 Mi ­
nuten gilt es also zur Durchführung von 
Wiederbelebungsmaßnahmen zu nut­
zen, um Leben zu erhalten und weitere 
Schäden zu vermeiden. Ist die Sauer­
stoffzufuh r zum Gehirn unter normo­
thermen Bedingungen für 3 Minuten 
unterbrochen, dann besteht die Mög­
lichkeit ei ner Wiederbelebung ohne Fo l­
gen noch in 75 % der Fälle. Nach 4 Mi­
nuten sinkt die Chance auf 50 % und 
nach 5 Minuten auf 25 % ab.« [Menzel] 
[vgl. auch Spitzer/Wahl; Gögler 
u. a.m.] 

GRAD DER 
WIEDERHERSTELLUNG 
IO O~. 

1S~ 

50% 

Ein Atemstillstand kann durch äußere 
Verletzungen oder beispielsweise als 
Folge eines Herzinfarkts zustande kom­
men. Gleiche Folgen zieht aber auch der 
häufige zwangsläufige Erstickungstod 
durch die Aspiration von Blut- und Ma­
geninhalt (nach Erbrechen) bei bewußt­
losen Notfallpatienten nach sich (zwi­
schen 1 % und 26 % der verstorbenen 
und obduzierten Notfallopfer) [Spitzer). 

Cara gibt für 4 tödliche Notfallursachen 
die folgenden Zeitabhängigkeiten an 
(vgl. Abb. 2). 

ZEITDAUER 
ATEMSTILLST AND 

Abb. I WIEDERHERSTELLUNGS­
CHANCEN 

Quelle: 
GAAL nach 
KOEHLER-SAGERER 

Herzstillstand : 

Atemstillstand: 

Verblutung: 

Vergiftung: 

50 % sind nach etwa 3 Minuten verstorben 

50 % sind nach etwa 10 Minuten verstorben 

50 % sind nach etwa 30 Minuten verstorben 

50 % sind nach etwa 5 Stunden verstorben 

Abb .2: LETALITÄTSVERLAUF BE I VERSCH IEDENEN LEBENSBEDROHENDE 
NOTFALLURSACHEN 

Quelle: 
M. CARA 1981 



Dies weist beispielhaft darauf hin, daß 
nicht nur eine untere Zeitgrenze von 
etwa 3 Minuten wichtig ist, sondern je 
nach Notfallursache zu jedem Zeitpunkt 
(bis in den Stund~nbereich hinein) ein 
frühes Eintreffen der qualifizierten Hil­
fe wichtig ist. Darüber hinaus kann ein 
Zusammenbruch der Herz-Kreislauf­
funktion auch zu späteren Zeitpunkten 
erfolgen, denn vom einzelnen Verletz­
ten ist nicht bekannt, wie groß bei seiner 
gegebenen Kreislauflage und Atmung 
sein möglicherweise immer weiter zu­
nehmendes Sauerstoffdefizit in der Zeit-

einheit gerade ist [GöglerJ. 
Nach den unter 3. beschriebenen medi­
zinischen Notwendigkeiten sollte für 
den schlimmsten Fall der Rettungs­
dienst in weniger als 5 Minuten nach 
Notfalleintritt vor Ort sein. Dies stellt 
eine zweifellos kaum erfüllbare Forde­
rung dar, da in dieser Zeitspanne auch 
die zur Meldung notwendige und vom 
Rettungsdienst nicht beeinflußbare Zeit 
enthalten ist. Da aber auch in jeder Mi­
nute, die über dieser Zeitspanne liegt, 
ein lebensbedrohlicher Zustand eintre­
ten kann, ist gleichwohl jeder Zeitge-
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winn von großer Bedeutung. Mit zu­
nehmender zeitlicher Entfernung vom 
Notfalleintritt nimmt allerdings die Ef­
fektivität des Zeitgewinns allmählich ab. 

Daten dazu liegen naturgemäß nur im 
Zusammenhang mit Eintreffzeit des 
Rettungsdienstes vor. Brown berechne­
te in einer amerikanischen Studie, daß 
sich die Überlebenschancen folgender­
maßen mit der Verkürzung der mittle­
ren Eintreffzeit in einer Region er­
höhen: 

Verkürzung der Eintreffzeit Erhöhung der Oberlebungschanc:en 

auf 30 - 120 min 
auf 10 - 30 min 
auf unter 10 min 

Schneider berichtete 1976, daß nach 
e;ner Reduzierung der durchschnittli­
chen Rettungszeit von 13,5 min auf 
8 min die Zahl der Todesfälle nach Poly­
trauma um ca. 27 % zurückging. 

Klein stellte 1979 die bis dahin vorlie­
genden Erkenntnisse zur Abhängigkeit 
der Überlebenschancen von der Ret­
tungszeit zusammen (vergl. Abbil­
dung 3). Demnach leben 5 min nach 
Notfalleintritt noch ca. 85 % der später 
Verstorbenen, nach 15 min noch ca. 
72 % und nach 25 min nur noch 60 %. 
Entsprechend steigen naturgemäß die 
Möglichkeiten des Notarztes und des 
Rettungsdienstes, bei schnellerem Ein­
treffen den jeweils noch Lebenden das 
Leben zu erhalten. Nach Klein würden 
demnach bei einer Verkürzung der mitt­
leren Rettungszeiten von 25 min auf 
unter 10 min etwa 20 % der getöteten 
Straßenverkehrsunfallopfer überleben 
können. 

Klein geht dabei davon aus, daß eine 
Verkürzung der Rettungszeit um 5 min 
von 25 min auf 20 min in etwa den glei­
chen Effekt (Erhöhung der Chance um 
etwa 6 %) hat wie eine Verkürzung von 
15 min auf 10 min Rettungszeit. Er 
nimmt eine re lative Progression der 
Chance erst bei unter etwa 5 Minuten 
an. 

um 3'% 
um 69% 
um 118% 

Anteil lebender 
Verunglückter 

100% , , 
I 

9~+---~,--------------~ 

~ : 
B~hr---~~~------------+--

~ i 
1~r---~--------~~----+--

~i 
6~~--~--------------~+--

~~~'I~--~--~----------~---
10 15 20 2S mln 

Beginn qualifizierter 
Versorgung nach 
Unfallzeitpunkt 

Abb.3: ZEITABHÄNGIGE 
ÜBERLEBENSCHANCEN 

Quelle: KLEIN 1979 

Wenn auch grundsätzlich festgestellt 
wurde, daß es sich nicht um einen linea­
ren Zusammenhang handelt [Klöckner 
u. a.j, so kann doch bei kurzen Zeit­
spannen von einer annähernden Lineari­
tät ausgegangen werden. Auch die Grö­
ßenordnung der Prozentanteile der 
Überlebenden stimmt mit Werten ver­
schiedener Untersuchungen recht gut 
überein. [Vgl. Übersicht bei Klöckner 
u . a. und Spitzer] 45-65 % der Ver­
kehrsunfalltoten sterben am Unfallort 
oder auf dem Transport. 

Wie Klöckner feststellte, hängen die 
Überlebenschancen aber stark vom Al­
ter des Verunglückten, der Art seiner 
Schädigung und dem Ort des Unfalls 

ab. Ein Beispiel für den Einfluß des 
Alters auf die Zeitspanne zwischen Ein­
tritt eines Verkehrsunfalls und dem Ab­
leben zeigt die Abb. 4. 

Daraus wird deutlich, daß jüngere Men­
schen zu einem hohen Prozentsatz so­
fort am Unfallort oder kurz danach ver­
sterben (z. B. fast 80 % binnen einem 
Tag) oder, wenn dies nicht der Fall ist, 
eine hohe Überlebenschance haben . Äl­
tere Verunfallte dagegen sterben erst 
später an Komplikationen (z. B. über 
25 % erst nach 5 Tagen oder später), 
zum Teil auch bei vergleichbar gar nicht 
so schweren direkten Unfallfolgen. 

Beides weist auf die Notwendigkeit 
einer schnellen Hilfe: Wird in dem Fall 
der jüngeren Unfallopfer auch bei gro­
ßer Unfallschwere unmittelbar das Le­
ben erhalten, steigen die Überlebens­
chancen beträchtlich. Werden bei Älte­
ren durch schnelle und geeignete Maß-

. nahmen Komplikationen verhindert, 
steigen auch deren Überlebenschancen. 
Da hier auch leichtere Unfälle oft den 
Tod nach sich ziehen, wird deutlich, 
daß der Rettungsdienst nicht nur bei 
schwersten direkten Unfallfolgen seine 
Bedeutung hat. Ein Rettungseinsatz ist 
hin bis zu geringen Unfallfolgen durch­
aus wirksam und auch hier unter Um­
ständen lebensrettend. 
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Abb. 4: ÜBERLEBENSSPANNEN 
NACH ALTERSGRUPPEN 

Gleichgültig also, um welche Zeitver­
kürzung gerungen wird, je schneller die 
Hilfe eintrifft, desto größer sind die 
Chancen eines Notfallopfers. Die Le­
bensgefahr unmittelbar nach dem Unfall 
ist allerdings am größten [Spitzer]. 

3.3 Die Einzelwirkungen der 
schnellen und qualifizierten Hilfe 

Die Schnelligkeit des Einsatzes qualifi ­
zierter Hilfe kann in verschiedenen Be­
reichen wirsam werden. 

3.3.1 Reanimation 
(Wiederbelebung) 

Bei Eintreffen des Notarztes bereits >kli­
nisch Tote< können unter Umständen 
reanimiert werden. 

Verschiedene Notärzte [Asche u. a.; 
Welsch u. a.; Behrens u. a.] berichten 
über 1,5 % bis 2,9 % erfolgreicher Re­
animationen bei Patienten, die keine 
ausreichende Atmung oder Herzaktion 
mehr aufwiesen (bei durchschnittlichen 
Eintreffzeiten von. 5 bis 10 Minuten). 
Behrens u. a. stellten aber auch fest, daß 
davon 3/4 binnen 3 Monaten dennoch 
starben und nur 1/4 dauerhaft über­
lebten. 
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Tage 
Überlebensdauer 

Quelle : 
KLÖCKNER 1980 

3.3.2 Lebenserhaltung 
(Erhaltung der Vitalfunktionen) 

bis zur Klinikaufnahme 

Der Eintritt des Todes durch Ver­
schlechterung des Zustands kann durch 
Notärzte und unter Umständen durch 
Rettungssanitäter verhindert werden. 

Safar hält die schnelle Einlieferung in 
Intensiveinheiten für besonders wichtig. 
80 %-100 % plötzlicher Todesfälle seien 
in Operationssälen und Intensiveinhei­
ten - falls nicht bereits irreversible Schä­
den vorliegen - dauerhaft wiederzubele­
ben, dagegen sei auf Allgemeinstationen 
und außerhalb von Krankenhäusern die 
Reanimation nur zu ca. 10 % zunächst 
erfolgreich. 

Unter diesem Gesichtspunkt sind die 
Aufrechterhaltung der Lebensfunktion 
und die Herstellung der Transportfähig­
keit besonders wichtig. Die inzwischen 
klassischen notärztlichen Maßnahmen 
(vgl. z. B. Gögler) werden daher laufend 
verbessert und ergänzt. Beispielsweise 
wies Schneider in einer Feldstudie nach, 
daß durch den Einsatz neuer Therapie­
verfahren innerhalb 30 Minuten nach 
Eintritt des Traumas eine statistisch si­
gnifikante Reduktion der Letalität be­
wirkt werden kann. 

Die Transportletalität sinkt bei Notarzt­
begleitung dadurch offenbar erheblich. 
Allgemein sind etwa 11 % bis 16 % der 

verstorbenen Notfallpatienten beim 
Transport verstorben, bei Notarztbe­
gleitung ist von etwa 1 % auszugehen 
[Klein; Gögler), ein Hinweis auf die 
Möglichkeiten wirksamer Maßnahmen 
zur Lebenserhaltung. Es ist damit aller­
dings wenig über den weiteren Verlauf 
ausgesagt. 

Goljakov weist insgesamt auf eine etwa 
13 % höhere Chance hin, die ersten 
24 Stunden zu überleben, wenn schnell 
qualifizierte Hilfe an den Notfallort ge­
bracht wird. 

3.3.3 Verbesserte 
Überlebenschancen in der Klinik 

Schnelle qualifizierte Hilfe am Notfall­
ort vermindert die Letalität während der 
klinischen Versorgung. 

Über die Reanimation, dem Entgegen­
wirken einer Zustandsverschlechterung 
und einer Minderung der Transportleta­
lität hinaus haben qualifizierte Maßnah­
men auch einen positiven Effekt hin­
sichtlich der nachfolgenden Überlebens­
chancen, wohl insbesondere wegen der 
rechtzeitigen Entgegenwirkung mög­
licher späterer Komplikationen (z. B. 
Vermeidung von Lungenkomplikatio­
nen nach 4 bis 6 Tagen [Spitzer), die im 
wesentlichen auf Fettembolien mit Ver­
schlimmerung durch Kreislaufschocks 
zurückzuführen sind). 

McAslan weist neben der verminderten 
Letalität auf dem Transport oder bei 
Übergabe an die Klinik bei ärztlicher 
Betreuung gleichzeitig auf eine um etwa 
7 % verminderte Letalität in der Inten­
sivstation oder bei dem nachfolgenden 
Klinikaufenthalt hin. Er führt dies pri­
mär auf die schnelle ärztliche Versor­
gung zurück. 

3.3.4 Verkürzung der klinischen 
Behandlungsdauer 

Schnelle qualifizierte Hilfe am Notfall ­
ort verkürzt die Behandlungsdauer bei 
der klinischen Versorgung. 

Diese von Notärzten durchweg vertre­
tene Meinung belegte Berner. Bei ärztli­
cher Versorgung am Notfallort konnten 
63 % der in die Intensivstation eingelie­
ferten Patienten diese binnen 3 Tagen 
wieder verlassen. Der entsprechende 



Anteil von Notfallpatienten, die ihre er­
ste ärztliche Versorgung hingegen erst 
im Krankenhaus erhielten, wurde erst 
nach über 10Tagen Aufenthalt in der 
gleichen Intensivstation erreicht. Nach 
3 Tagen waren hier erst 14 % entlassen. 
Es ist anzunehmen, daß sich dieser 
Trend auch bei der weiteren therapeuti­
schen Behandlung fortsetzt. 

3.3.5 Verbesserte Chancen zur 
vollständigen Wiederherstellung 

Schnelle und qualifizierte Hilfe am Not­
fallort erhöht die Chance zur vollständi­
gen Wiederherstellung. 

Nach der Entlassung stationär behan­
delter Notfallpatienten ist nach schnel­
ler notärztlicher Versorgung am Not­
fallort und auf dem Transport ein erheb­
lich geringerer Anteil an Defektheilun­
gen zu beobachten. Bei einer Auswahl 
von Patienten mit mittelschweren Ver­
letzungen wurden nach einer Studie 
[Bayr. Staatsministerium des InnernJ 
ohne notärztliche Versorgung 22 % völ­
lig wiederhergestellt entlassen, mit not­
ärztlicher Versorgung jedoch 72 %. 

3.3.6 Geringere psychische 
Schäden 

(insbesondere bei Kindern) 

Schnelle Hilfe am Unfallort vermindert 
die Gefahr psychischer Schäden und er­
höht die Heilungschancen, insbesonde­
re bei Kindern. 

Kinder trifft das Elementarereignis Un­
fall besonders stark. Selbst ohne direkte 
Schadenseinwirkung von außen können 
psychische Schäden (Verhaltensstörun­
gen, Phobien u. ä.) auftreten, deren Be­
handlung einen erheblichen Aufwand 
nach sich ziehen kann. Die Beeinträchti­
gungen sind weitgehend unabhängig 
von der Schwere des erlittenen körperli­
chen Schadens. Die Heilungschancen 
erhöhen sich jedoch, je schneller das 
Kind von einer Person seines Vertrauens 
wieder umsorgt wird. Hier sind zwar 
die dem Kind vertrauten Personen ange­
sprochen (z. B. Eltern), dennoch ist si­
cherlich jede umsorgende Hilfe besser 
als gar keine. 

Biermann berichtet von schweren psy­
chischen Schäden bei Kindern, die bei 
einem Unfallereignis wegen ihrer äuße­
ren Unverletztheit vom Rettungsdienst 

unbeachtet blieben, weil zuerst andere 
äußerlich verletzte Personen versorgt 
wurden. Hier wäre eine Versorgung der 
Kinder ebenso dringlich gewesen. Da­
von zeugen spätere Klinikaufenthalte 
und andere therapeutische Maßnahmen 
zur Behebung der psychischen Schäden. 
Biermann fordert daher dringlich, Kin­
dern möglichst schnell Hilfe und Zu­
wendung zukommen zu lassen. 

Erwachsene werden von schweren Un­
fällen jedoch häufig ebenso elementar, 
plötzlich und bedrohend betroffen. 
Auch sie können in einen durchaus dem 
des Kindes vergleichbaren hilflosen Zu­
stand zurückgeworfen werden. Auch 
hier können unter Umständen Schäden 
drohen und daher ist die versorgungs­
freie Zeit möglichst kurz zu halten. 

Dies gilt nicht nur für die unmittelbar 
Betroffenen, sondern auch für die mit­
telbar Beteiligten. Auch sie werden 
durch den Rettungsdienst des psychi­
schen Drucks enthoben und benötigen 
oft genug selbst helfende Maßnahmen 
des Arztes oder der Sanitäter. 

3.3.7 Verbesserte fachspezifische 
Endversorgung 

Durch die Einrichtungen des Rettungs­
dienstes ist eine qualifiziertere Endver­
sorgung bei besonderen Notfällen mög­
lich. 

Die hochwertigen Transportmittel des 
Rettungsdienstes mit der Möglichkeit 
der medizinischen Versorgung während 
des Transports erlauben: 

(a) den unmittelbaren Transport vom 
Notfallort auch in entferntere Spe­
zialkliniken oder -abteilungen 
(z. B. bei Schädel-Hirn Trauma, 
Verbrennungen); 

(b) den Sekundärtransport von der erst­
versorgenden Klinik in die entfernte­
re Spezialklinik. 

Rettungswagen, Notarztwagen, Ret­
tungshubschrauber und stellenweise 
spezielle Baby-Notarztwagen ermögli­
chen einen schonenden, schnellen und 
versorgten Transport, der dem Notfall­
patienten erhöhte Überlebenschancen 
und verbesserte Wiederherstellungs­
chancen bietet. Von diesen Möglichkei­
ten wird zunehmend Gebrauch ge­
macht, wie beispielsweise auch der 
ADAC beim Hubschraubertransport 
feststellte . 
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3.3.8 Verbesserung der 
allgemeinen ärztlichen 

Versorgung 

Der Notarzt wird als mobiler Spezialist 
für das Überleben von Notfallpatienten 
verstärkt auch vom niedergelassenen 
Fach- oder Allgemeinmediziner hinzu­
gezogen. 

Der nicht ständig mit dem akut lebens­
bedrohten Notfallpatienten konfron­
tierte Arzt verfügt nicht immer über die 
praktischen Fertigkeiten, Medikamente 
und die medizintechnische Ausrüstung 
für die zur Abwendung der Lebensbe­
drohung notwendigen Maßnahmen. Die 
Chancen des Patienten werden erhöht, 
wenn der dazu ausgebildete Spezialist 
mit seinen Erfahrungen hinzugezogen 
wird . So wurde in Karlsruhe festgestellt, 
daß schon etwa 19 % der Notarztalar­
mlerungen von Ärzten ausgingen 
[PuhanJ. 

Ähnlich tritt auch der Notarztdienst -
soweit er vorhanden ist - bei schweren 
Notfällen und akut lebensbedrohenden 
Krankheiten ergänzend in die Funktio­
nen des ärztlichen Bereitschaftsdienstes 
ein. So konnte beispielsweise in Unter­
franken trotz in etwa gleichbleibender 
Anzahl der Notfälle eine über die Jahre 
immer stärker werdende Inanspruch­
nahme des Notarztes bei internen Not­
fällen beobachtet werden [Bayer. Staats­
ministerium des InnernJ. 

4. Die Qualität der Hilfe 
und Fehleinsätze 

Aus den aufgezeigten Wirkungen des 
Rettungsdienstes wird deutlich, daß die 
Schnelligkeit der qualifizierten Hilfe für 
Leben und Gesundheit des Patienten in 
erheblichem Maße für seine Über­
lebenschancen und seine Gesundung 
von Bedeutung sind. Voraussetzung da­
zu ist, daß je nach Schadensschwere 
auch die entsprechend optimale Qualität 
der Hilfe geboten wird. Schnelligkeit 
kann die Qualifikation nur in sehr be­
grenztem Maße ersetzen. 

Wegen der Bedeutung des Zeitfaktors 
für Leben und Gesundheit des Patienten 
im Notfall muß der Rettungsdienst mit 
dem (kostenerhöhenden) Umstand der 
Fehleinsätze leben. Denn aus Vorsichts­
gründen muß selbst im Zweifelsfall ein 
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Rettungsmittel auch bei einem Notruf 
ausrücken, der sich später als miß­
bräuchlicher Notruf herausstellt (sog. 
absolute Fehleinsätze). Solche miß­
bräuchlichen Alarmierungen können, 
wie einzelne Untersuchungen ergeben 
haben, einen erheblichen Umfang an­
nehmen. Bei Notrufmeldern wurden 
Mißbrauchsquoten von 20-30 % festge­
stellt [Steiger, Viehöver; Emser u. a.], 
die oft auch zu Einsätzen führen, da die 
Fehlalarmierung als solche nicht immer 
erkannt werden kann. Eine Abhilfe ist 
hier nur in geringem Maße durch be­
stimmte Vorkehrungen (z. B. Ken­
nungsgeber, Fangschaltung, verstärkte 
Überwachung durch Polizei) möglich . 

Liegt zwar ein Einsatzan laß vor, wird 
aber nicht das optimale Rettungsmittel 
zum Einsatzort geschickt (z. B. Notarzt 
zum leichten Unfall, den auch Ret­
tungssanitäter hätten versorgen kön­
nen), wird von einem relativen Fehlein­
satz gesprochen. Auch solche relativen 
Fehleinsätze sind in gewissem Umfang 
kaum zu vermeiden. Nicht immer kann 
- selbst bei eingehenden Nachfragen an­
hand eines Einsatzindikationskataloges 
- von den Alarmierenden (zumeist ein 
medizinischer Laie) eine genaue Angabe 
der Notfallumstände erfolgen. Hier 
muß aus Vorsichtsgründen im Zweifels­
fall das höherwertige Rettungsmittel 
ausrücken. So wurde z. B. in Unterfran­
ken [Bayer. Staatsministerium des In­
nern] diese Verhaltensweise besonders 
bei Außerortseinsätzen überdurch­
schnittlich oft festgestellt. Das Risiko, 
das Eintreffen des KTW oder RTW am 
Unfall ort abzuwarten und dann erst auf 
dessen Anforderung hin den Notarzt zu 
alarmieren, wurde als unvertretbar hoch 
angesehen, da damit eine Verzögerung 
des Notarzteinsatzes um etwa 15 Minu­
ten im Außerortsbereich verknüpft wä­
re. Bei tatsächlich vorliegender akuter 
Lebensbedrohung sinken damit die Rct­
tungschancen erheblich. 

Im Innerortsbereich mit Eintreffzeiten 
unter 6 Minuten wurde dagegen anders 
verfahren. Hier schien die Lebenserhal­
tung für die kurze Zeit bis zum Eintref­
fen des nachträglich alarmierten Not­
arztes möglich. 

Gut ausgebildete und erfahrene Ret­
tungssanitäter können den Notarzt 
zwar nicht ersetzen, jedoch in erheb li ­
chem Umfang auch lebenserhaltende 
Maßnahmen praktizieren und insbeson-
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dere emer Verschlechterung des Zu­
stands von Notfallpatienten entgegen­
wirken. So stellt Unterkofler fest, daß 
Rettungssanitäter bei vergleichbarer 
Notfallschwere, wenn kein Notarzt ver­
fügbar ist, auch ärztliche Maßnahmen 
(z. B. Intubation , Infusion, Medika­
mentengabe) anwenden. Sie tun dies 
zwar zurückhaltender als Notärzte, set­
zen gleichwohl diese Maßnahmen wirk­
sam zur Lebenserhaltung ein. Diese 
heute beobachtbare und durch umfas­
sende Ausbildung abgesicherte Verfah­
rensweise wird bereits seit einiger Zeit 
von erfahrenen Notärzten gefordert 
(z. B. Spitzer). 

So gewinnt der Rettungsdienst mit und 
ohne Notarzt einen noch stärkeren Wir­
kungsgrad, da mit dem aufeinander ab­
gestimmten System Notarzt/Rettungs­
sanitäter eine lückenlose Versorgung 
über alle Schweregrade zur Aufrechter­
haltung der Lebensfunktionen gewähr­
leistet werden kann . Es bleibt dennoch 
das Problem, das jeweils optimale Mittel 
auszuwäh len. 

Insgesamt muß je nach örtlichen Gege­
benheiten mit unvermeidbaren Fehlein­
sätzen von 10 bis 30 % gerechnet wer­
den, wenn nicht die Überlebenschancen 
bei tatsächlichen Notfällen unvertretbar 
gemindert werden sollen. 

s. Die gesellschaftliche 
Wirkungsebene 

5.1 Die Leistung der organisierten 
Unfallrettung 

In den letzten zehn Jahren hat in der 
Bundesrepublik Deutschland - aber 
auch im internationalen Bereich - die in 
vielen Beispielen belegte Wirksamkeit 
von Hilfsmaßnahmen zur Rettung Ver­
unglückter und plötzlich Erkrankter zur 
Bildung eines organisierten Rettungs­
dienstes geführt. Bereits zu Beginn die­
ses Prozesses wurden die Möglichkeiten 
hoch eingeschätzt: Für 10 bis 20 % der 
verstorbenen Unfallopfer würde mit 
schneller und qualifizierter Hilfe die Er­
haltung des Lebens möglich sein [Her­
zog, W.; Feder; Contzen; Gögler; Ahne­
feld; u. a. m.J. 

Eine über Detailprobleme hinausgehen­
de Überprüfung der Wirkungen liegt 
nicht vor, dennoch weist vieles darauf 
hin , daß die obigen Abschätzungen 
durchaus realistisch, möglicherweise so­
gar zu niedrig angesetzt sind. 

Für 1977 ergab eine Erhebung [Bonn], 
daß bei 13,2 % aller Notfalleinsätze bei 
Straßenverkehrsunfällen eine unmittel­
bare Lebensbedrohung abgewendet 
werden konnte. 

Sefrin stellte 1975 fest, daß 30 % der am 
Unfallort verstorbenen Unfallopfer kei­
nerlei Hilfe erhalten hatten. 

Albert fand über eine eingehende Ana­
lyse von Obduktionsbefunden und Un­
fallumständen bei 106 verstorbenen 
Notfallpatienten, daß 7 davon bei opti­
maler Hilfeleistung (Todesursache 
Schock und Aspiration) eine unbedingte 
Überlebenschance, zwei weitere bei 
frühzeitiger Behandlung eine reelle 
Überlebenschance gehabt hätten (insge­
samt 9,4 %) . Contzen sieht hier sogar 
etwa eine 20 %-Chance nach den bei 
Obduktion festgestellten Sachverhalten . 

Der qualifizierte und schnelle Rettungs­
einsatz trifft damit auf eine große An­
zahl von Unfallopfern, denen das Über­
leben gesichert werden könnte und mit 
zunehmendem Ausbau des Rettungs­
dienstes auch in steigendem Maße gesi­
chert wird. 

1978 wurden in der Bundesrepublik 
Deutschland etwa 6,5 Millionen Kran ­
kentransporte und Rettungseinsätze mit 
einer Fahrleistung von etwa 170 Mil!. 
km durch den Rettungsdienst geleistet. 
Der Gesamtaufwand dafür betrug etwa 
770 Mil!. DM, davon etwa 500 Mil!. 
DM Personalkosten [Kühner]. Hinzu 
treten die Kosten für die ärztliche bzw. 
notärztliche Versorgung und die Kosten 
des Luftrettungsdienstes . 

Die Leistung kommt etwa 2 Millionen 
Notfallpatienten zugute; die restlichen 
4,5 Millionen Patienten werden mit we­
niger dringlichen Krankentransportlei­
stungen versorgt. 

Die Leistungen werden unter sehr un ­
terschiedlichen Organisationsformen 
erbracht: von einer strikten Trennung 
des Krankentransportes von der Not­
fallrettung (z. B. Saarland) bis zur völl i­
gen Integration beider Leistungsarten, 
wie sie vornehmlich in den Ballungsräu­
men (z . B. München) gehandhabt wird. 



Es überwiegt die Tendenz, aus ökono­
mischen Gründen und wegen der damit 
verbundenen Erhöhung der Schnellig­
keit der Hilfe, die verfügbaren Ret­
tungsmittel sowohl zur Notfallrettung 
als auch zum Krankentransport einzu­
setzen. Es konnte gezeigt werden, daß 
damit sowohl eine geringere Rettungs­
mittelvorhaltung, eine höhere Ausla­
stung der eingesetzten Rettungsmittel 
und eine erhebliche Zeitverkürzung bis 
Zum Eintreffen des ersten Rettungsmit­
tels bei einem Notfall erzielt werden 
können [Schmiedel, Puhan, Siegenerj. 

Die Leistungen werden regional aller­
dings noch sehr unterschiedlich er­
bracht. Etwa 5 % der für die Durchfüh­
rung verantwortlichen kommunalen 
Einheiten oder Zweckverbände verfü­
gen noch nicht über eine zentrale Ein­
satzleitstelle, etwa 1/3 über keinen orga­
nisierten Notarztdienst. Auch die wich­
tige Qualifikation des Rettungsperso­
nals kann nicht überall als befriedigend 
angesehen werden. Ballungsgebiete 
werden zudem durchweg besser ver­
sorgt als ländliche Räume, in denen eine 
vergleichbare Versorgung aus ökonomi­
schen Gründen kaum zu verwirklichen 
1st. 

5.2 Die volkswirtschaftlichen 
Nutzen 

Die organisierte Notfallrettung war bei 
ihrer Entstehung zunächst schwer­
punktmäßig auf die Hilfe bei Straßen­
verkehrsunfällen abgestellt. Doch sehr 
schnell wurden die damit verbundenen 
Möglichkeiten auch für andere Notfälle 
und insbesondere für akute Erkrankun­
gen (wie etwa Herzinfarkt) erkannt und 
genutzt. Zur Zeit machen Verkehrsun­
fälle nur noch etwa 17 % der Hilfelei­
stungen aus. 

Obwohl damit deutlich wird, daß der 
Straßenverkehrsunfall für den Rettungs­
dienst nur eine Aufgabe unter vielen 
anderen darstellt, soll im folgenden 
doch darauf näher eingegangen werden, 
da zur Zeit nur hier anhand vorhande­
ner Daten etwas zum Nutzen des Ret­
tungsdienstes gesagt werden kann. 

1970 war der Rettungs- und Notarzt­
dienst in der Bundesrepublik Deutsch­
land nur sporadisch aufgebaut, etwa 
~? 000 Verkehrstote wurden registriert. 
Uber die Zeitspannen von Notfallein-

tritt bis zur ärztlichen Versorgung ist 
nichts bekannt. Jahre später angestellte 
Untersuchungen weisen jedoch zum 
Teil erschreckend lange Zeitspannen 
auf, so daß im Mittel von mehr als 
30 min ausgegangen werden muß. 

1980 ist der Rettungsdienst f1ächendek­
kend wirksam, etwa 13 000 Verkehrsto­
te sind gemeldet. In 86 % aller Notfälle 
ist ein Rettungsmittel binnen 10 min am 
Notfallort. 

Der Rückgang um 6000 Verkehrstote ist 
sicherlich nicht nur dem Wirken des 
Rettungsdienstes zuzuschreiben. Im 
Automobilbau wurden Sicherheitsmaß­
nahmen umgesetzt, Geschwindigkeits­
beschränkungen und Sicherheitsgurte, 
das Tragen von Schutzhelmen, verbes­
serte Sofortmaßnahmen, die Unfallstei­
lenbeseitigung, Verkehrserziehung und 
viele andere Maßnahmen mehr haben 
zum Rückgang der tödlich verunglück­
ten Straßenverkehrsunfallopfer beige­
tragen. Die Wirkung des Rettungsdien­
stes wird allerdings meist unterschätzt. 

Bei Zugrundelegung der Brown'schen 
Untersuchungsergebnisse wären bei 
einer entsprechenden Reduktion der 
Eintreffzeit ein Rückgang von 3400 To­
ten der Wirkung des Rettungsdienstes 
zuzuschreiben. Nach Klein wären bei 
einer Verkürzung der Eintreffzeit von 
über 25 min auf unter 15 min. minde­
stens 12 % weniger Tote, also minde­
stens 2300 gerettete Unfallopfer auf den 
Einsatz des Rettungsdienstes zurückzu­
führen. 

Auch vorsichtige Abschätzungen über 
die Rettung durch Reanimation (ca. 
1 %), durch Verringerung der Trans­
portletalität (mindestens 5 %) und 
durch verringerte Letalität im Kranken ­
hausbereich (ca. 7 %) weisen mit minde­
stens 13 % (entsprechend mindestens 
2500) weniger verstorbenen Unfallop­
fern in diese Größenordnung. Die Ver­
minderung der Zahl der Unfalltoten 
durch die Vermeidung späterer Kompli­
kationen ist hierbei noch nicht berück­
sichtigt. 

Jeder vermiedene Verkehrsunfalltote 
steht auch ökonomisch für die Vermei­
dung eines volkswirtSchaftlichen Scha­
dens, der mit seinem Tod zusätzlich zu 
dem individuell menschlichen Verlust 
sonst eingetreten wäre. Dieser Schaden 
besteht im wesentlichen entweder in 
dem Verlust der Aufwendungen, die die 
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Gesellschaft in diese Person investiert 
hat, oder in dem Verlust der Produk­
tionskraft. Ohne im einzelnen auf die 
Diskussion um solche Bewertungsfra­
gen einzugehen, [vergl. dazu Voigtl 
Helms und Jägerl Lindenlaub ] gilt doch, 
daß unsere Gesellschaft zweifellos auch 
(aber nicht nur) eine Wirtschaftsgemein­
schaft ist, in der jedem Teil - also auch 
dem Menschen - ein wirtschaftlicher 
Wert zukommt. Und nur diesem Wert 
als einem gesamtgesellschaftlichen 
Aspekt unter anderen gelten solche Be­
rechnungen. 

Für 1980 wurden als Fortschreibung der 
Berechnungen von Jäger und Linden­
laub 1977 sowie Emde u. a. 1979 folgen ­
de Kostensätze für vermiedene Perso­
nenschäden ermittelt [Bast]: 

für einen Getöteten 
für einen 
Schwerverletzten 
für einen 
Leich tverletzten 

DM 685000,-

DM 79000,-

DM 7100,-

Die Vermeidung von 3400 Toten würde 
demnach auch eine Vermeidung von 
über 2 Mrd. DM volkswirtschaftlichen 
Schäden bedeuten, für 2300 Tote wären 
dies fast 1,5 Mrd . DM. 

Allein der Betrag, der durch die Vermei­
dung von Verkehrsunfalltoten jährlich 
an volkswirtschaftlichen Schäden durch 
den Einsatz des Rettungsdienstes einge­
spart wird, übersteigt mit mindestens 
0,5 Mrd. DM schon die jährlichen Ko­
sten des gesamten Rettungsdienstes von 
etwa 1 Mrd. DM. Die Leistungen des 
Rettungsdienstes für den Notfall »Ver­
kehrsunfall « machen jedoch nur etwa 
17 % der Gesamtleistung aus. Die Nut­
zen aus der Rettung bei internistischen 
Notfällen, Haus-, Freizeit- und Ar­
beitsunfällen usw. wären dem noch hin­
zuzufügen. 

Ein nicht unbeträchtlicher zusätzlicher 
Nutzen entsteht auch durch die Kür­
zung des Aufenthalts in der Intensivsta­
tion bei frühzeitiger Versorgung durch 
den Rettungsdienst. Hier gilt nach Ber­
ner, daß etwa 50 % der Patienten 7Tage 
kürzer in der Intensivstation liegen. Es 
wird hier angenommen, daß sich der 
gesamte klinische Aufenthalt entspre­
chend verringert. Bann stellte fest, daß 
bei ca. 13 % der Verkehrsunfall-Notfäl ­
le eine lebensbedrohliche Situation ab­
gewendet werden mußte. Über alle 
Notfallarten wurden auch in Unterfran-
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ken 15 % mit einem Schweregrad in die 
Klinik eingeliefert, der jederzeit ein 
Versagen der vitalen Funktionen nach 
sich ziehen kann [vg!. auch Übersicht 
Bayer. Staatsministerium des Inneren J. 
Für diesen Personenkreis ist eine Einlie­
ferung in die Intensivstation wahr­
scheinlich. Betroffen wären demnach 
ca. 15 % von etwa 2 Millionen Notfall­
opfern, d. h. etwa 300000 Patienten 
jährlich. Von diesen würden 50 % je­
weils 7 Tage kürzer in der Intensivsta­
tion liegen, d. h. etwa 1 Million Behand­
lungstage Intensivstation würden jähr­
lich durch den Einsatz des Rettungs­
dienstes erspart. Bei einem vorsichtigen 
Kostenansatz von DM 300,- pro Be­
handlungstag würden jährlich DM 300 
Mil!. weniger Kosten aufzubringen sein, 
etwa 1/3 der jährlichen Kosten des ge­
samten Rettungssystems. 

Schwer abzuschätzen sind die weiteren 
beschriebenen Wirkungen des Ret­
tungssystems wie etwa Verminderung 
des Eintritts von Spätfolgen, Erhöhung 
der Wiederherstellungsgrade, die Ver­
meidung psychischer Schäden u. ä. m., 
da hierzu so gut wie keine Daten vor­
liegen. 

Klein versuchte eine N utzen / Kosten­
Abschätzung für ein flächendeckendes 
Notarztwagensystem und ein Rettungs­
hubschraubersystem. Bei einer zugrun­
de gelegten Toleranzzeit von 12 min. er­
rechnete er einen Nutzen/Kosten-Quo­
tienten von mindestens 1,48 (NA W) 
bzw. 1,44 (RTH). Dies würde bedeu­
ten, daß volkswirtschaftl ich gesehen je­
de DM Investition in ein solches System 
mindestens DM 0,48 bzw. 0,44 volks­
wirtschaftlichen Gewinn erbringen 
würde. 

5.3 Gesellschaftspolitische 
Aspekte 

Neben die medizinischen und ökonomi­
schen Aspekte der Wirkung des Ret­
tungsdienstes treten noch einige andere 
Gesichtspunkte gesellschaftspolitischer 
Art. 

Der Rettungsdienst gehört - wie die 
medizinischen Auswirkungen zeigen -
mit zum System der gesellschaftlichen 
Gesundheitsvor- und -fürsorge. Er 
deckt damit ein gesellschaftliches Be­
dürfnis der Absicherung gegen existen­
tiell bedrohende unvorhersehbare Um-
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stände ab, dies - soweit es Leben und 
Gesundheit betrifft - mit höchster so­
zialpolitischer Priorität'. Dieses Bedürf­
nis mag bei dem einzelnen nicht so zuta­
ge treten, da er aufgrund der Zufällig­
keit und Seltenheit solcher Ereignisse 
sich kaum damit persönlich auseinan­
dersetzen muß und unangenehme Er­
wartungen in dieser Richtung gern ver­
drängt werden. Bei persönlicher Betrof­
fenheit kann jedoch das Vertrauen in 
den Schutz der Gemeinschaft schwer 
erschüttert werden. 

Eine repräsentative Umfrage [Emser 
u. a.] ergab, daß die Befragten ein sehr 
gutes Gefühl für die Zeitverhältnisse 
hinsichtlich des Rettungsablaufes ha­
ben. Sie kommen mit ihren Abschät­
zungen den tatsächlichen Abläufen sehr 
nahe, aber auch 34 % ist die Rettung in 
Städten, 71 % auf Landstraßen und 
66 % auf Autobahnen nicht schnell ge­
nug. Jeder fünfte Befragte gibt an, daß 
er praktisch noch nie darüber nachge­
dacht habe, bei einem schweren Unfall 
mal selbst Hilfe anfordern oder Hilfe 
herbeiholen lassen zu müssen, 30 % 
rechnen eigentlich ständig damit. 

Hiermit scheint etwas von der Ambiva­
lenz der gesellschaftlichen Einstell ung 
gegenüber dem Rettungswesen durch. 
Einerseits wurde sein zügiger Aufbau 
forciert, andererseits wird dem aber 
auch Desinteresse entgegengesetzt. Ein 
optimal funktionierendes Rettungswe­
sen ist bei einer plötzlichen Konfronta­
tion des einzelnen mit der Hilflosigkeit 
- wie auch bei anderen Systemen zum 
Schutz und zur Aufrechterhaltung der 
inneren Sicherheit (Feuerwehr, Polizei, 
Katastrophenschutz) - ein starkes Maß 
für das Gefühl des Schutzes des einzel­
nen durch die Gesellschaft. Damit ge­
winnt das Rettungswesen über die »Ret­
tungsfunktion« hinaus eine bedeutsame 
gesellschaftspo litische Dimension. 

Auch in einem anderen gesellschaftspo­
litischen Bereich kommt dem Rettungs­
wesen eine bedeutsame Funktion zu: in 
der Freizeitpolitik. Viele Bürger sind in 
ihrer Freizeit im Rettungsdienst und 
Krankentransport insbesondere bei den 
beteiligten Hilfsorganisationen aktiv. 
Mit etwa 5 Millionen Stunden jährlich 
tragen sie nicht nur wesentlich zur Ko­
stenminderung (Wert etwa 70 Millionen 
DM, die entsprechend an Mehrkosten 
für hauptamtliches Personal anfallen 

würden) und Entlastung des Rettungs­
dienstes (die Stunden werden haupt­
sächlich am Wochenende und nachts er­
bracht) bei, sondern sind auch ein be­
sonderer Ausdruck der Motivation einer 
starken Bevölkerungsgruppe zur Betei­
ligung an einer sinnvollen sozialpoliti­
schen Aufgabe. Es gibt nur wenige 
staatliche Aufgaben, bei denen der Bür­
ger eine solche Gelegenheit zur Mithilfe 
erhält. 
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Frankreich 
Auch beim 
Militär ... 

Gleichberechti­
gungfürdie 

Frau 
Nach einem Bericht in 

der WELT vom 10.1. 
1983 hat die französische 
Armee die Gleichberech­

tigung von Mann und 
Frau erreicht. Verteidi­
gungsminister CharIes 

Hernu habe sich eine 
Empfehlung des »ober­
sten nationalen Vertei­
digungsrates« zu eigen 

gemacht und habe ange­
kündigt, es werde in Zu­

kunft »völlige Gleich­
heit« zwischen den Ge­
schlechtern herrschen. 

Allerdings, so die 
WELT, werde die Inte­

gration »vorsichtig und 
schrittweise« vor sich 
gehen. Sie werde auch 

noch nicht für alle Ein­
heiten gelten. 

Die weiblichen Soldaten 
werden Zugang zu allen 
Ausbildungsstätten er­

halten und sogar die Of­
fiziersschule von Saint 
Cyr besuchen dürfen. 

Sie sollen im Fernmelde­
wesen, bei den Pionie­

ren, den Versorungsein­
heiten und auch bei den 

Heeresfliegem einge­
setzt werden. Und sie 

sollen versuchsweise so­
gar als Offiziere auf 

Oberwasserschiffen die­
nen können. 
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USA/UdSSR 
Das Zivilverteidigungsprogramm 
Die aktuellen Verteidigungsanstren­
gungen der USA konzentrieren sich 
nicht nur auf den Ausbau der atomaren 
und konventionellen Waffenpotentiale, 
sondern schließen auch Vorkehrungen 
zur Schadensbegrenzung innerhalb der 
Zivilverteidigung ein. Die Regierung 
will damit einen bedeutend höheren 
Schutzfaktor als bisher erzielen, wobei 
man von offizieller Seite auf die umfang­
reichen sowjetischen Zivilschutzvor­
kehrungen verweist. So soll die UdSSR 
jährlich umgerechnet ca. 2 Mrd. Dollar 
für diese Zwecke ausgeben. 

Abgesehen davon, daß die Beurteilung 
der Wirksamkeit dieser sowjetischen 
Maßnahmen ziemli ch uneinheitlich aus­
fällt, möchte die amerikanische Regie­
rung in ihren eigenen Vorbereitungen 
eine Gleichgewichtsmaßnahme sehen. 
Damit soll nicht zuletzt die im Lande 
um sich greifende Unsicherheit der Be­
völkerung über die eigenen Überlebens­
chancen im Falle eines Atomkrieges ge­
mildert werden. Gerade die gegenwärtig 
aktive Friedensbewegung »Ground 
Zero« verweist u. a. auf die relative 
Schutzlosigkeit der Staatsbürger. 

Die amerikanische Zivilverteidigung 
wurde seit dem Auslaufen des soge­
nannten »Kennedy-Programms« vor 
20Jahren wenig beachtet, da man z. B. 
die gesicherte »Zweitschlagfähigkeit« 
auf seiten beider Weltmächte für ausrei­
chend hielt, um den potentiellen Gegner 
vor einem Erstschlag abzuschrecken. 
Da die Sowjetunion jedoch in den sieb­
ziger Jahren fortfuhr, ihre Zivilverteidi­
gung systematisch zu verstärken, zogen 
versch.iedene Beobachter daraus den 
Schluß, daß es der sowjetischen Füh­
rung darauf ankommen könnte, dem 
Gegner im Falle eines strategischen 
Atomkrieges nur eine verminderte 
Chance ei nes Zweitschlages zu bieten. 
Dies könnte auch - entgegen den offi­
ziellen Beteuerungen - bedeuten, daß 
die UdSSR vermehrt auf die Möglich-
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keit eIDes strategischen Erstschlages 
setze. 

Bei allen Unsicherheitsfaktoren in der 
Beurteilung dieser Theorie bleibt jedoch 
die Tatsache bestehen, daß ein vermehr­
ter Ausbau des Zivilschutzes eine ge­
ringere Verwundbarkeit nach sich ziehe, 
da die Zivilbevölkerung nicht mehr im 
bisherigen Maße als »Geisel« des Geg­
ners in Erscheinung tritt. Dringt man in 
diese Zusammenhänge weiter ein, so er­
gibt sich, daß bei einem »relativen« 
Schutz der Bevölkerung auf beiden Sei­
ten das Konzept der abschreckenden 
Zweitschlagfähigkeit fragwürdig er­
scheint. Zumindest liege die Überlegung 
nahe, daß sich nunmehr die Auffassung 
verstärken könne, militärische Ziele auf 
dem Territorium des Gegners mittels 
eines »Counterforce strike« anzu­
greifen. 

Amerikanische Berechnungen über das 
Ausmaß der Schadenshöhe, die von ver­
schiedenen Institutionen angestellt wor­
den sind, haben ergeben, daß im Falle 
eines sowjetischen Angriffes auf die 
amerikanischen Interkontinentalraketen 
zwischen 1 >6 Mil!. bis 50 Mil!. Todesfäl­
le auftreten werden, je nach Detona­
tionsart> Monat und »Schutzfaktor« der 
Bevölkerung. Die glaubwürdigste An­
nahme geht von 18,3 Mil!. Toten aus'. 
Ein konzentrierter »Counterforce stri­
ke« dürfte hingegen Verluste in der Hö­
he von 21,7 Mil!. Toten veru rsachen. 

Geht man von einem umfassenden stra­
tegischen Angriff gegen militärische, 
wirtschaftliche und Bevölkerungsziele 
in den USA aus, so könnten im schl ech­
testen Fall Verluste zwischen 60 % und 
88 % der Bevölkerung eintreten. Auf 
sowjetischer Seite sollen die Vergleichs­
werte zwischen 40 % und 50 % der Be­
völkerung liegen. Alle Fälle gehen von 
der Annahme aus, daß keine Evaku ­
ierung der betroffenen Gebiete stattge­
funden hat2

. Weiters wurden bei diesen 
Berechnungen keine Erkrankungen mit 

Folge- und Spätwirkungen berücksich­
tigt. 

Das ame rikanische Zivi lschutzpro­
gramm geht derzeit davon aus, im End­
effekt 80 % der Bevölkerung nach Aus­
bruch eines uneingeschränkten Atom­
krieges eine Chance zum Überleben zu 
ermöglichen. Man kalkuliert, daß bei 
Vorliegen der entsprechenden Schutz­
maßnahmen durchaus die Möglichkeit 
bestehe, nach Hinnahme eines Atom­
waffenangriffes nach relativ kurzer Zeit 
wieder mit dem Neuaufbau zu begin­
nen. Am 3. 12 . 1981 trat der Nationale 
Sicherheitsrat für eine starke Erhöh ung 
der Ausgaben für die Zivilverteidigung 
ein. So sollen die derzeitigen Ausgaben 
von 129 Mil!. Dollar im Fiskalj ahr 1982/ 
83 auf 237 Mil!. steigen . Wird das Vor­
haben im geplanten Umfang 5 Jahre hin­
durch fortgesetzt, könnte es insgesamt 
einen Rahmen von ca. 10 Mrd. Dollar 
erreichen, falls auch Großbunker mit 
entsprechender Härtung errichtet 
werden. 

Die größte Schwierigkeit beim Zivil ver­
teidigungsprogramm dürfte in der Frage 
der rechtzeitigen Evakuierung der Be­
völkerung aus den großen Ballungszent­
ren liegen. Insgesamt sind davon ca. 
145 Mil!. Menschen betroffen, die in 
den 380 bis 400 Räumen mit hoher Risi­
kobelastung leben . Dazu zählen auch 
militärische Ziele, wie z. B. die Flug­
plätze der B-52-Bomber und die ICBM­
Abschußsilos. 

Wie die »Bundesbehörde für Not­
standsp lanung« (Federal Emergency 
Management Agency) bekanntgab, soll 
die Zahl der befürchteten Todesopfer im 
Falle eines umfassenden Atomkriege 
selbst unter Anwendung von Zivil­
schutzmaßnahmen noch ca. 45 Mil!. be­
tragen. Die Massenevakuierungen wür­
den jedoch mindestens 3 Tage in An­
sp ruch nehmen. Man behauptet von of­
fizieller Seite, daß se lbst eine Vorwarn­
zeit von 3 Stunden ausreichen dürfte, 



um wesentliche Punkte des Zivilschutz­
programms durchzuführen. Alle diese 
Berechnungen gehen von der Annahme 
aus, daß ein möglicher gegnerischer An­
griff nicht ohne Vorwarnzeit erfolgen 
werde . 

Da der Evakuierun gsplan nur Teilen der 
Bevölkerung zugutekommen kann , 
muß eine große Anzahl von Strahlen­
schutzräumen gebaut werden, die je­
doch nur einen geringen Schutz vor der 
Druckwelle bzw. Hitze bieten. Jede 
Stadt so ll einen eigenen Evakuierungs­
plan mit Empfehlungen für die Wahl der 
Fluchtwege besitzen, wobei ein Stab 
von ausgebi ldeten Mitarbeitern zur Ver­
fügung steht. Auf dem offenen Lande 
so ll eine Unterbringung der Evakuierten 
vorbereitet werden , die auch eine Ein­
beziehung in die Notstandsmaßnah­
men, z. B. in die medizinische Betreu­
ung, vorsieht. Jede Person w ird einen 
Raum von mindestens 4 m 2 zugewiesen 
erhalten. In Friedenszeiten so llen 20000 
Zivilschutzspezialisten fi.ir die Schutz­
räume ausgeb ildet werden. Schließlich 
ist die Errichtung von 7 Mil!. Strahlen­
meß- und Warnstationen geplant. J ün g­
ste Berechnungen ergaben, daß die fi­
nan ziellen Kosten ca. 4,2 Mrd. Dollar 
(ohne Inflationsbereinigun g), vertei lt 
i.iber 7 Jahre, betragen werden. 

Insgesamt gesehen überwiegt vorers t die 
politisch-psychologische Absicht, näm­
lich der Bevölkerung das Gefühl zu ge­
ben, daß für ihre Sicherheit im Verteidi­
gun gsfall Wesentliches unternommen 
werde. Dagegen wird eingewendet, daß 
erst die Anlage einer ausreichenden Zahl 
an Schutzbunkern, die auch gegen die 
Druckwelle Sicherheit bieten und die 
von den Schutzsuchenden rechtzeitig 
erreicht werden können, als zufrieden­
stellende Lösung zu betrachten sei. 

Blickt man auf vergleichbare Maßnah­
men in der Sowjetunion, so fällt auf, 
daß auch hier die Evakui erun gslösun g 
im Mittelpunkt steht. Sofern es sich 
nicht um die Angehörigen von kriegs­
wichtigen Betrieben handelt, soll die Zi­
vilbevölkerung gemäß den ausgearbeite­
ten Plänen aus den größeren Städten 
entfernt werden. Der sogenannte "Eva­
kuierungsplan« beinhaltet die Räumung 
bedrohter Siedlungen innerhalb von 
72 Stunden. Die Angaben über die Quo­
te derjenigen Stadtbewohner, für die 
Schutzräume zur Verfi.igung stehen, 
schwanken zwischen 20 und 70 % 3. 

USA/UdSSR 
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Strategische Raketenfelder"-) der Sow jetun ion und die wichtigsten Ballun gs räume der Bevölke­
rung 

Ballun gsräum e und st rategische Raketenfeld er in den USA 

Allerdings wurde bekannt, daß auf je­
den Fall atomsichere Bunker für di e ca. 
11 0 000 Angehörigen der Führungs­
schi chten vorhanden wären. Die Vertei­
lung der sowjetischen ICBM-Stellungs­
räume zeigt, daß ca. 13 der 26 Stellungs­
räume westli ch des Ural disloziert sind, 
wobei die meisten davon in der Nähe 
großer Ballungszentren liegen. Unter 
der Annahme ungünstiger Windverhält­
nisse besteht somit eine hohe Gefähr­
dung der Zivilbevölkerung. Insgesamt 
erhält man den Ei nd ruck, daß zwar die 
sowjetische Zivilverteidigung der ameri-

kanischen um ell1 lges voraus ist, daß 
aber die USA um Aufholung bemüht 
sind . 

Desmond Ball , Can Nuclear War be Contro ll ­
ed?, Adelphi PaperNr.1 69, Nov. 198 1, S.27. 
l ohn M. Weinstein, Soviet Civi l Defense and 
the Credibility of the US Deterrent: An end to 

this M.A.D.ness? (US Army War College, t. 2. 
1982, Pennsylvania). 
ÖMZ 2/1981, S. t Ol 

'~ ) Mit freundlicher Genehmigung der 
ÖSTERREICHISCHEN MILIT Ä­
RISCHENZEITSCHRIFTNr.4/ 82 
entnommen 
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I. Einleitung 

N ach der Brockhaus-Enzyklopädie 
versteht man unter Schutz "Maßnah­
men, um Personen, Sachen und Werte 
vor Gefahr und Schaden zu bewahren«. 

Die richtigen Maßnahmen sind dann er­
griffen worden, wenn die Qualität der 
Schutzeinrichtung der Schadensstärke 
angepaßt wurde. 

Beispiele von Schutzanpassung zeigt die 
Natur in vielfältiger Form. Sie erfolgt 
bei Tieren dergestalt, daß ihr Körper 
mit Schutzeinrichtungen wie Gehäusen, 
Hüllen, Chitinpanzern, Stacheln etc. 
ausgestattet ist oder daß die Tiere durch 
entsprechende Tarnung in Gestalt, Fär­
bung und Zeichnung entweder un­
scheinbar erscheinen, d. h. sich kaum 
von der Umgebung abheben, oder be­
sonders auffällig und dann abstoßend 
und gefährlich aussehen. Eine geeignete 
Schutzanpassung in der Tierwelt kann 
auch durch ein besonderes Verhalten 
wie z. B. das Einnehmen von Schreck­
steIlungen, schnelle Fluchtreaktionen 
oder auch durch den Besitz geeigneter 
Verteidigungswaffen, wie z. B. elektri­
sche Organe, Geweihe, Schreckstoffe 
etc., vorgenommen werden. 

Wie an diesem Beispiel deutlich wird, 
kann man die Schutzanpassung in einen 
aktiven und einen passiven Teil unter­
teilen. 
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Aktiver Schutz ist die Vermeidung von 
Schäden durch Verteidigung. Da durch 
die Verteidigung die Gefahr der Schädi­
gung verringert, selten aber gänzlich 
vermieden werden kann, müssen immer 
flankierende passive Schutzmaßnahmen 
zusätzlich ergriffen werden. 

Im einfachsten Fall wäre als passive 
Schutzmaßnahme die Flucht zu ergrei­
fen . Diese Maßnahme hat jedoch nur 
dann Erfolg, wenn die Geschwindigkeit 
der Flucht größer ist als die der Schad­
wirkung. 

Da dies in den meisten Fällen nicht gesi­
chert ist, wurde der Soldat bei der Erfü l­
lung aktiver Verteidigungsmaßnahmen 
durch passive Schutzwaffen, wie Hel­
me, Schilder, Rüstungen, Panzer etc., 
vor Schadwirkungen bewahrt. 

Dieses System der Kombination aktiver 
Verteidigung mit einfachen passiven 
Schutzvorkehrungen ist nur bei be­
grenzten Schadwirkungen ausgewogen. 

Bei Katastrophen und im Verteidi­
gungsfall erreichen Quantität und Qua­
lität der Schadstoffeinwirkungen eine 
Dimension, der ein individueller Schu tz 
nur noch zum Tei l gerecht wird. Die 
Erfahrungen der letzten Kriege haben 
gezeigt, daß gerade die ungeschützte Zi­
vi lbevölkerung durch die Intensität der 
Waffenwirkungen betroffen wurde und 
erst bei der Erstellung geeigneter passi­
ver Schutzeinrichtungen vor Schäden 
ausreichend bewahrt werden konnte. 
Um die Maßnahmen richtig dimensio­
nieren zu können, ist es erforderl ich, die 

Art und Intensität der Schadereignisse 
in Katastrophen und im Kriegsfall abzu­
schätzen und daraus geeignete Schutz­
maßnahmen abzuleiten. 

2. Artder 
Schadensereignisse 

Nachfolgend wird eine Auflistung der 
bei Katastrophen und im Verteidigungs­
fall möglichen Schadarten vorgenom­
men, die direkt oder auf Grund sekun­
därer Wirkungen Leben oder Materie 
schädigen bzw. zerstören können. 

2.1. Schadensereignisse 
bei Katastrophen 

Katastrophen sind Schadensfälle, deren 
Umfang deutlich größer als bei Unfällen 
ist. Sie sind gekennzeichnet durch den 
plötzlichen Einbruch und die nachhal ­
tige Zerstörung, wovon Personen, 
Staaten und Kulturen betroffen werden 
können. 

In der Abb. 1 sind Ursachen von Kata­
strophen sowie ihre Ein- und Auswir­
kungen aufgeführt. Danach können 
Katastrophen durch Naturereignisse, 
menschliches und technisches Versagen 
ausgelöst werden. Dabei kann der unge­
schützte Mensch einmal durch die di­
rekten Katastrophenwirkungen geschä-
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Abb.l 

digt werden oder auch erst durch die 
sekundären Wirkungen infolge Zerstö­
rung von Bauwerken und Anlagen. 
Unabhängig von der jeweiligen Ursache 
können bei Katastrophen die sekundä­
ren Schädigungen in fo lgende Gruppen 
unterteilt werden: 

• thermische Wirkungen: 
Unter diesem Begriff werden Schadwir­
kungen infolge von Bränden, Hitze-

. strahlung und durch Erfrierungen zu­
sammengefaßt; 
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• mechanische Wirkungen: 
Hierbei handelt es sich um Verletzun­
gen infolge der Druckwelle bei Explo­
sionen und Detonationen oder der di­
rekten Einwirkung von Fremdkörpern 
auf den Menschen; 

• gefährliche Stoffe: 
In dieser Gruppe werden die Wirkun­
gen giftiger Chemikalien, Krankheitser­
reger und die radioaktiver Strahlung 
und Partikel subsumiert; 
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Schadwirkungen 

• Verhungern bzw. Verdursten 
infolge Nahrungs- und Trinkwasser­
mangel z. B. bei Dürrekatastrophen; 

• Ertrinken 
infolge Hochwasser oder durch Flut-
wellen bei Dammbrüchen; 

• Ersticken 
infolge Sauerstoffmangels bei Brand­
katastrophen oder auch Verschüttungen 
bei Erdbeben und Erdrutschen. 

Als Beispiel für einen Katastrophenfall 
sei ein technisches Versagen in einer 
chemischen Produktionsanlage darge­
stellt. Wie aus der Abb. 2 zu ersehen ist, 
kann dieses technische Versagen durch 
eine gefährliche chemische Reaktion 
oder durch den Bruch bzw. die Undich­
tigkeiten von Behältern und Leitungen 
ausgelöst werden. Dabei können giftige, 
ätzende, radioaktive, brennbare bzw. 
explosions gefährliche Stoffe freigesetzt 
werden, die letztendlich durch Giftwir­
kungen, Brand oder Explosion unge­
schützte Menschen schädigen können. 
Aus der Abb. 3 wird deutlich, daß gera­
de die Bundesrepublik Deutschland eine 
große Anzahl chemischer Ballungsge­
biete aufweist, in denen bei Katastro­
phen die vorgenannten Freisetzungen 
auftreten können. In den Abb. 4 und 5 
sind ausgewählte Schadensereignisse im 
Zusammenhang mit dem Betrieb von 
chemischen Anlagen zusammengestellt . 
Wie aus den Aufstellungen zu ersehen 
ist, stehen die Schadwirkungen als Folge 
von Explosionen eindeutig an erster 
Stelle. Infolge der Explosionen treten 
mehr oder weniger giftige Chemikalien 
aus, die auf Grund ihrer Toxizität oder 
Brennbarkeit Menschen zusätzlich 
durch Vergiftungen oder Verbrennun-

. gen schädigen oder töten können. 

Die Notwendigkeit des Schutzes gegen 
die Schad wirkungen von Katastrophen 
und größeren Unglückfällen leitet sich 
aus der Eintrittswahrscheinlichkeit ab. 
Nach Vogelbusch - Katastrophenschutz 
in Arbeitsstätten - liegt die Möglichkeit, 
davon betroffen zu werden, bei 1 zu 
480. 

2.2. Schadensereignisse im 
Verteidigungsfall 

Kriege unterscheiden sich von Katastro­
phen dadurch, daß die Ursache der 
Schadwirkungen der Einsatz von Waf­
fen ist (Abb . 6). 
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Beim Einsatz von konventionellen-, 
Brand- (Napalm), Druck-(FAE = fuel 
air explosives) und Atomwaffen werden 
einmal primäre Schädigungen durch die 
Druckwelle, die Wärmestrahlung, die 
Anfangs- und die Rückstandstrahlung 
erzeugt, zum anderen werden sekundär 
infolge der Zerstörung von Bauwerken 
und Anlagen die gleichen Wirkungen 
wie bei Katastrophen (Abbildung 1) er­
zeugt. 

Beim Einsatz von chemischen Waffen 
mit extrem toxischen Chemikalien, bio­
logischen Waffen mit hochwirksamen 
epidemischen Krankheitserregern und 
Strahlungswaffen mit hochenergetischer 
Neutronenstrahlung werden zusätzliche 
Schadwirkungen erzielt, die über das 
sekundäre Schadensbild bei Katastro­
phen hinausgehen. 

Insgesamt kann jedoch bezüglich der 
Schadwirkungen auch der Krieg als ein 
Katastrophenfall angesehen werden, der 
nur durch eine stärkere Intensität der 
Schadensereignisse gekennzeichnet ist. 

Da infolge der ständigen Weiterent­
wicklung von Kriegswaffen die mittel ­
baren und unmittelbaren Kriegswirkun­
gen auf die Zivilbevölkerung zugenom­
men haben, ist es gerade für den Kriegs­
fall besonders wichtig, eine angepaßte 
Kombination von aktiven und passiven 
Schutzmaßnahmen aufzubauen. 

Obwohl Deutschland nach zwei Welt­
kriegen, die Millionen Soldaten und Zi­
vilisten das Leben gekostet haben, seit 
nunmehr 37Jahren im Frieden leben 
darf, kann daraus nicht abgeleitet wer­
den, daß Kriege nunmehr der Vergan­
genheit angehören. 

Nach Vogel busch »Katastrophenschutz 
in Arbeitsstätten« waren seit 1945 rund 
140 Kriege und kriegsähnliche Situatio­
nen in der Welt zu verzeichnen, bei 
denen rund 30 Millionen Tote beklagt 
werden mußten. Diese Zahlen zeigen 
deutlich, daß leider auch der Kriegsfall 
wie die Katastrophe einen Wahrschein ­
lichkeitswert haben, die den Bau von 
wirksamen passiven Schutzeinrichtun­
gen erforderlich machen. 

2.3. Zuordnung der 
verschiedenen 

Schadensereignisse 

Wie aus den Abbildungen 1 und 6 zu 
ersehen ist, ist die Art der sekundären 
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Abb. 3 (v gl. Abb. 7) 

~~kfurt Mannheim * . * 
* * 

• Stuttgart * 
** München,*-

Chemische Ballungsgebiete der Bundesrepublik 
(Produktion der wichtigsten organischen Chemikalien 
in Jahrestonnen) 

bis 1.000.000 * 
bis 2.000.000 • 

bis 5.000.000 A. 
über 5.000.000 • 

Quelle: Buch . Seveso ist überall ., Verlag Kiepen ­
heuer & Witsch, Köln 

Schadwirkungen im Katastrophen- und 
im Kriegsfall nahezu identisch. Die 
Vielfalt der verschiedenen Schadwir­
kungen kann man prinzipiell vier Grup­
pen zuordnen, wie es in der Abbildung 7 . 
geschehen ist. Dabei wurde zusätzlich 
noch differenziert, in welcher Weise 
durch die Schädigung organisches Le­
ben bzw. anorganisches Material betrof­
fen ist. 

Danach sind zwei Hauptgruppen zu un­
terscheiden: 

• solche Wirkungen, die sowohl orga­
nisches Leben als auch anorganisches 
Material schädigen . 
Hierzu gehören im Katastrophenfall die 
durch Brände und Explosionen verur­
sachten Schäden, im Kriegsfall die beim 
Einsatz konventioneller-, atomarer-, 
von Druck- und Brandwaffen erzeugten 
Wirkungen; 

• solche, die bevorzugt organisches 
Leben schädigen. 



Hierzu gehören im Katastrophenfall die 
Wirkungen gefährlicher Stoffe, wie gif­
tiger Chemikalien, Krankheitserregern 
und radioaktiver Gase bzw. Teilchen, 
im Verteidigungsfall der Einsatz von 
chemischen und biologischen Kampf­
stoffen sowie die Anwendung von 
Strahlenwaffen . 

3. Ausbreitungsform -
Geschwindigkeit und Stärke 

der Schadensereignisse 

Im Abschnitt 2 wurde festgestellt, daß 
sowohl bei Katastrophen als auch im 
Kriegsfall nahezu gegen die gleichen 
Schadensarten zu schützen ist. Die 
Wahl der richtigen Schutzvorkehrung 
hängt aber nicht nur von der Art, son­
dern auch von der Stärke, der Ausbrei­
tungsform und der Ausbreitungsge­
schwindigkeit sowie der Wirkungsdauer 
der einzelnen Schadenskomponenten 
ab . 

Nach der qualitativen Einteilung ist nun 
also die quantitative Bewertung erfor­
derlich . 

3.1. Ausbreitungsform 

Die Ausbreitung und die Intensitätsver­
teilung jeder Wirkung entsprechen, un­
abhängig von der Stärke, einer Gauß­
schen Glockenkurve, solange keine 
Störfaktoren, wie z. B. klimatische und 
geographische, diese Form verändern . 
Danach hat die Wirkung im Treffer­
bzw. Ursachen bereich ein Maximum, 
das mit steigender Entfernung vom Zen­
trum abnimmt. 

Im sogenannten Volltrefferbereich, also 
im Bereich der Maximalwirkung, kann 
ein Schutz nicht oder nur unter sehr 
hohem materiellen und finanziellen 
Aufwand erstellt werden. Mit steigen­
dem Abstand zum Zentrum werden die 
Schutzaufwendungen proportional zum 
Wirkungsabfall geringer. 

Durch Störfaktoren kann die Ausbrei­
tungsform der Schadwirkung verändert 
werden. Dies tritt insbesondere durch 
den Wind bei der Ausbreitung von che­
mischen und biologischen Kampfstoffen 
sowie radioaktivem Staub ein. 

Schadwirkungen 

Ausgewählte Schadensereignisse im Zusammenhang mit dem Betrieb von 
Anlagen ab 1960 

Jahr Ort/Land Ereignis Tote/Verletzte 
1959 Meldrin/USA LPG, Explos. UVCE 23 
1960 Freeport/USA Allychlorid etc.; Explos. 6 
1960 Kingsport/USA Anilinfabrik; Explos. 15 
1962 Doe Run/USA Ethylenoxid, Explos . 10 

UVCE 
1964 Hebronville/USA PVC-Anlage, Explos. 7 
1965 Louisvilfe/USA Monovinylacetylen Explos. 12 
1966 Feyzin/F LPG Explos. UVCE 18 
1967 Antwerpen/Belgien Vinylchlorid, Explos. 4 
1968 BitterfeldlDDR Vinylchlorid xplos. 24 
1968 Pernis/NL Raffinerie, Explos. 2 
1969 Basel/CH Nitriergemisch, Explos . 3 
1969 Teesside/U. K. Cyclohexan, Explos. 2 
1971 Houston/USA Vinylchlorid, Explos. 1 
1973 Potcherstroom/Süd- Ammoniak Freisetz. 18 

afrika 
1974 · ... ./CSSR Ethylen-Freisetz. 14 
1974 Flixborough/U. K. Cyclohexan, Explos. 28 
1975 Antwerpen/B Ethylen, Explos. 6 
1975 BeeklNL Kohlenwasserstoffe, 14 

Explos. 
1976 Sandefjord/N Kohlenwasserstoffe, 6 

Explos. 
1976 Seveso/I 2,4,5 T/TCDD -
1977 · ... ./Mexiko Ammoniak, Freisetz. 2 
1977 · ... ./Mexiko Vinylchlorid, Explos. -
1977 · .... /Taiwan Vinylchlorid, Explos. 6 
1978 Baltimore/USA Schwefeltrioxid, Freisetz. -
1978 Chicago/USA Schwefelwasserstoff, 8 

Freisetz. 

Quelle: Frank P. Lees .Loss Prevention in the Process Industries", Vol. 2, S. 888 GG ; 
Bitterworths, London-Boston, 1980 

Abb.4 

3.2. Ausbreitungsgeschwindigkeit 3.3. Wirkungsdauer 
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Wenn im Katastrophen- oder Kriegsfall 
Schadwirkungen überraschend und 
plötzlich den ungeschützten Menschen 
treffen, kann eine Schädigung nicht aus­
geschlossen werden. Schutzvorkehrun­
gen sind nur dann wirksam, wenn sie 
vor Eintritt des Schadensfalles angewen­
det werden. 

In der Abbildung 8 sind die verschiede­
nen Wirkungszeiten der einzelnen Scha­
denskomponenten dargestellt. Wie aus 
den Angaben zu ersehen ist, steht einer 
kleineren Gruppe kurzzeitiger Wir­
kungen, 

Wie die Erfahrungen der Vergangenheit 
gezeigt haben, verbleibt gegen die mei­
sten Schadensarten, wie sie im Katastro­
phen- oder auch im Kriegsfall auftreten, 
ausreichende Zeit, ein geeignetes 
Schutzsystem anzulegen oder aufzu­
suchen. 

- Druckwelle bei Explosionen, Hitze­
welle bei Energiefreisetzungen radioak­
tiver Anfangsstrahlung-
eine größere Gruppe, deren Kompo­
nenten eine Wirkungsdauer von 5 Stun­
den bis zu mehreren Tagen erreichen, 
gegenüber. 

Dieser Zeitfaktor muß bei der Auswahl 
eines geeigneten Schutzsystems in ge-
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bührender Form berücksichtigt werden. 
Es muß in der Lage sein, die Schutzwir­
kung im gesamten Zeitraum der Wir­
kung aufrechtzuerhalten und muß so 
ausgestattet sein, daß die Versorgung 
mit atembarer Luft sichergestellt ist. 

4. Schutzsysteme 

Nachdem die Schadereignisse bei Kata­
strophen und im Kriegsfall qualitativ 
und quantitativ definiert wurden, ist es 
nunmehr notwendig, die dazu passen­
den Schutzsysteme festz ulegen. 

Es sind grundsätzlich Einzelschutz- und 
Sammelschutzsysteme zu unterscheiden 
(Abbildung 9). 

Einzelschutz wiederum ist die Kombi­
nation von Atem- und Körperschutz. 

Beim Atemschutz wird zumindest der 
Atemtrakt, bei VoUmasken und Hauben ' 
das gesamte Gesicht, beim Körper­
schutz der übrige Körper durch isolie­
rende oder fi ltrierende Schutzanzüge 
vor Schadstoffeinwirkungen bewahrt. 

Sammelschutzanlagen schützen den 
menschlichen Körper durch bauliche 
Hüllen unterschiedlicher Ausführung 
vor Schadstoffeinwirkungen. 

Es wäre nun abzuschätzen, welche 
Schutzsysteme den dargestellten Schädi­
gungsarten im Zeitraum der Wirkungs­
dauer angemessen sind. 

Einzelschutzeinrichtungen bieten nur 
einen zeitlich begrenzten Schutz gegen 
Giftstoffe, Krankheitserreger und ra­
dioaktiven Staub. Gegen alle anderen 
Schadstoffwirkungen kann der mensch­
liche Körper nur durch ein Sammel­
schutzsystem geeigneter Ausführung 
geschützt werden. 

4.1. Sammelschutzanlagen als 
kollektive Schutzsysteme 

Kollektive Schutzsysteme müssen in der 
Lage sein, eine Menschengruppe im 
Zeitraum der Wirkung gegen alle in der 
Abb. 8 aufgeführten Schadstoffarten zu 
schützen. Dazu ist ein Baukörper so 
lange in der Lage, wie er den mechani­
schen Wirkungen einer Explosion, einer 
Druckwelle oder eines Einsturzes wi­
dersteht. 
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Bundesdeutsche 
Chemle-St6rfille 1977 

Köln, 4. Januar 
Lkw-Unfall. 600 Liter Lösungsmittel 
liefen aus. 

Bremerhaven, 11. Januar 
Auf einem Schiff brannten Chemika­
lien. Dämpfe breiteten sich über den 
Hafen. 3 Tote, 2 Schwerverletzte. 

Stolberg, 20. Januar 
In einer Fabrik wurden 1000 Liter Säure 
falsch umgefüllt. Giftgase gefährdeten 
Wohngebiet. 45 Verletzte. 

Dormagen, 12. März 
Beschädigung einer Rohrleitung bei 
Bayer. 8 Betriebsangehörige erlitten 
Verletzungen. 

Ludwigshafen, 22. März 
Explosion bei BASF. I Arbeiter tot, 2 
schwer verletzt. 

Lampertheim, 3. Mai 
Dämpfe entwichen aus einem Pflanzen­
schutzmittelwerk. 7 Arbeiter verletzt. 

Amberg, 11. Mai 
Ammoniakwolke über der Stadt führte 
bei der Bevölkerung zu Atembeschwer­
den und starkem Hustenreiz. 

Lünen, 13. Juli 
Beim Umfüllen von Flußsäure gelangten 
ca. 18Tonnen der toxischen Substanz in 
die Luft. Schwere Verätzungen bei der 
Bevölkerung. 

Brunsbüttel, 4. August 
Explosion bei Bayer. 1 Toter, 2 Schwer­
verletzte. 

Usingen, 7. August 
Ausströmendes Gas in einer chemischen 
Fabrik. 1 Toter, 2 Verletzte. 

Krefeld, 24. November 
Behälter mit 5000 Liter Flüssigchlor 
platzte. Mindestens 50 Verletzte. 
(QueUe: Buch .Seveso ist ü~rall., Verlag Kiepen­

heuer &: Witsch, Köln) 

Abb.5 

Die Qualität der verschiedenen bauli­
chen Schutzsysteme wird also aufgrund 
ihrer Resistenz gegen den Spitzendruck 
einer Druckwelle eingeteilt. 

• Schutzräme 
Schutzes: 

des verstärkten 

müssen einem Spitzendruck von minde­
stens 3 bar standhalten und bewahren 
den Menschen weitgehend auch im Wir­
kungszentrum vor Schäden. 

• Grundschutzräume: 
Für diesen Schutzraumtyp ist nach den 
bautechnischen Grundsätzen keine 
Druckstoßresistenz gefordert. Für die 
bauliche Hülle kann jedoch eine Druck­
stoßresistenz von etwa 1 bar angenom­
men werden. Somit schützen Grund­
schutzräume nur außerhalb dem der 
Druckgrenze von 1 bar entsprechenden 
Abstand vom Wirkungszentrum. 

• Teilschutzräume: 
gewähren Trümmer-, Brand-, Strahlen­
oder chemischen Schutz. Zum Teil wer­
den auch Kombinationen dieser Teil­
schutzarten erstellt. Der Schutz gegen 
mechanische Wirkungen beschränkt 
sich auf den Trümmerschutz, die Be­
ständigkeit gegen Druckwellen ist bei 
ca. 0,3 bar anzusetzen. Teilschutzräume 
schützen also nur in größerem Abstand 
zum Wirkungszentrum, wo keine oder 
nur geringe Druckstoßwirkungen zu er­
warten sind. 

• Behelfsschutzräume: 
sind mit Behelfsmitteln verbesserte 
Wohn- und Kellerräume, die einen an­
teiligen Schutz gegen Trümmer, Brand, 
Strahlen oder gefährliche Stoffe bieten. 

4.2. Schutzumfang von 
Schutzräumen 

In der Abb.10 wurden die Schutzlei­
stungen der einzelnen Schutzsysteme 
der Gaußsehen Verteilung für die Aus­
breitung von Schadwirkungen zugeord­
net. Dabei wurden Abschätzungen von 
H. Schwarzlose (Zivilverteidigung Nr. 
2/ 1981) über die Gesamtzahl an Ver­
lusten unter der ungeschützten Zivilbe­
völkerung infolge einzelner Kriegsein ­
wirkungen verwendet. Aus der Lei­
stungsfähigkeit der einzelnen Schutzsy­
sterne, die im wesentlichen mit der Qua­
lität des Baukörpers identisch sind, läßt 
sich dann der Schutzumfang ab­
schätzen. 

Die Zahlen lassen erkennen, daß der 
verstärkte Schutz (Vollschutz) bei ent­
sprechender Waffenstärke für 98 % der 
Betroffenen Schutz bietet. 

Auch der Grundschutz bietet aufgrund 
seiner baulichen Qualitäten noch für 
83 % der Betroffenen Schutz. 



Beim Teilschutz fällt der Schutzumfang 
bereits stärker ab. Bei identischer Aus­
führung (Summe der 4 Teilschutzmaß­
nahmen = Grundschptz) kann aller­
dings ein kombinierter Teilschutz aus 
Baukörper und Schutzluftanlage den 
Schutzumfang des Grundschutzes nahe­
zu erreichen. 

Der Behelfsschutz schließlich bietet 
unter Zugrundelegung der derzeitigen 
baulichen Ausführung von Wohn- und 
Kellerräumen nur noch für ca. 5 % der 
Betroffenen Schutz. 

Die in den »Empfehlungen für di e 
Selbstschutzausstattung in Wohnstät­
ten « angeführte persönliche Ausstattung 
besteht im wesentli chen aus dem Atem­
und Körperschutz (siehe auch Abb.8). 
Diese Ausstattung ersetzt keine bau­
lichen Schutzvorkehrungen, bewahrt 
aber den Träger kurzzeitig auf dem Weg 
zum Schutzraum oder bei dessen Ver­
lassen vor den abgeschwächten Waffen ­
wirkungen im Randbereich. 

Eine wichtige Ergänzung stellt das 
durch den Bundesverband für den 
Selbstschutz vermittelte Wissen über 
das richtige Verhalten bei überraschen­
den Schadenseinwirkungen und die 
Durchführung von kurzfristig noch 
möglichen baulichen Behelfsschutzmaß­
nahmen dar. Ohne dieses Wissen käme 
es im Kriege oder bei Katastrophen zu 
größeren Verlusten bei der Bevölkerung 
und zu höheren Sachschäden. 

s. Kosten-Nutzen-Analyse 
der Schutzraumsysteme 

In den vo rstehenden Ausführungen 
wurde deutlichgemacht, daß ei n wirksa­
mer Schutz gegen die Schadwirkungen 
im Katastrophen- und im Verteidi­
gungsfall nur durch einen Schutzraum 
möglich ist. 

Dieser Schutzraum müßte folgenden 
Forderungen genügen : 

• ausreichende mechanische Festigkeit 
des Bauwerkes gegen Explosionen und 
Trümmerbelastung sowie thermische 
Beständigkei t gegen Brandeinwir­
kungen ; 

• ausgestattet mit ei nem einfachen Be­
lüftungssystem , das schwerpunktmäßig 
in der Lage ist, chemische Giftstoffe 
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und radioaktive Partikel über einen län­
geren Zeitraum zurückzuhalten und 
während dieser Zeit die Versorgung mit 
atembarer Luft sicherzustellen. 

Dabei wird auf die Forderung eines 
» 1 00 % igen Schu tzes« verzichtet,. da 
dies technisch in vollem Umfang nicht 
möglich ist und kostenmäßig auch nicht 
zu tragen wäre. 

Eine Abschätzung für die unter 4.1 auf­
geführten Schutzsysteme kommt pro 
Schutzplatz und pro Person zu folgen­
den Kosten: 

• verstärkter Schutz: DM 3 600,-
• Grundschutz: DM 400,-
• Teilschutz-Kombination 
aus Trümmer- und 
chemischen Schutz: DM 350,-

Bei die~er Abschätzung wurde von der 
Auflage kostengünstiger Serien ausge­
gangen, die von den Fachfirmen aller­
dings nur bei Abnahmegarantien aufge­
legt werden würden. Bei Einzelerstel­
lung von Schutzräumen in Verbindung 
mit unzureichender Fachkenntnis von 
Architekt und Baufirma können die Ko-
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sten um ein Mehrfaches über den vorge­
nannten Ansätzen liegen. 

Setzt man nun die Kosten mit dem in 
der Abbildung 10 dargestellten Schutz­
umfang in Relation, ergibt sich ein aus­
geprägtes Optimum beim Grundschutz. 

Ohne daß der verstärkte Schutz eine 
vollständige Abschirmung gegen alle 
Schadwirkungen gewährleisten kann, 
sind seine Kosten ca. 10mal so hoch wie 
die im Grundschutz. 

Auch der Behelfsschutz sollte nicht mit 
Priorität betrieben werden, da bei einer 
Investition von ca. DM 150,- pro 
Schutzplatz nur ein Schutzumfang von 
ca. 10 % erreicht wird. Da es sich hier­
bei jedoch um Maßnahmen handelt, die 
zum Teil auch noch kurzfristig durchge­
führt werden können und einen, wenn 
auch geringen Schutzgewinn bedeuten, 
sollten dafür geeignete Vorschriften er­
arbeitet werden. 

Bei Anwendung der Kosten-Nutzen­
Analyse könnte ein Schutzbaupro­
gramm, das in Friedenszeiten bauliche 
Systeme zum Schutz gegen Katastro-

VOLLSCHUH 98 7, 

GRUNDSCHUTZ 83 :'\ 

TE Il 

TE LSCHUTZ LÜFTUNG 30 r 

SELBST SCHUTZ Abb. l0 

phen und gegen WaHenwirkungen im 
Verteidigungsfall schaffen soll, nur zwi­
schen Grundschutz und einer geeigne­
ten Kombination von Teilschutzmaß­
nahmen entschieden werden. 

Es soll noch einmal betont werden, daß 
die im Grundschutz realisierte Kombi­
nation aller 4 Teilschutzforderungen be­
züglich einer Kosten-Nutzen-Analyse 
optimal ist. 

Einzelne oder mehrere Teilschutzmaß­
nahmen schützen mehr oder weniger 
gegen extreme Wirkungen in Katastro­
phen oder im Kriege oder gegen be­
stimmte Schadens- bzw. Waffenkompo­
nenten. 

Der Schutzplatz wird billiger unter Ver­
zicht auf Schutzumfang. Zwar lassen ge­
wisse Entwicklungen weltweit eine Ver­
stärkung der konventionellen WaHensy­
sterne erkennen, die eine Verringerung 
des Umfanges in verschiedenen Teil­
schutzkomponenten erlauben würden, 
wenn sichergestellt wäre, daß dafür an­
dere Systeme durch Abrüstung auf den 
Stand Null reduziert werden würden. 



Da dies aber noch nicht der Fall ist, 
kann ein ausgewogener Schutz nur 
durch die Kombination eines mecha­
nisch und thermisch stabilen Baukör­
pers mit einer Schutzluftversorgung er­
reicht werden. 

Das Konzept des Grundschutzes, das in 
geringen Variationen in verschiedenen 
Ländern Europas im Schutzraumbau 
angewandt wird, kann ohne erhebliche 
Verluste an Schutzumfang bei der gel ­
tenden Gefährdungszene nicht verlassen 
werden. 

6. Zusammenfassung 

Da ungeschützte Menschen durch die 
Schadwirkungen bei Katastrophen oder 
durch Waffen im Verteidigungsfall ver­
letzt oder getötet werden können, müs­
sen zur Abwehr passive Schutzvorkeh­
rungen erstellt werden. Die Schutzein­
richtung bewahrt das Individuum vor 
Schmerzen oder Tod, die Gesellschaft 
vor dem Verlust volkswirtschaftlichen 
Vermögens, den jeder Mensch aufgrund 
seiner Investitionskosten und seines 
Leistungsvermögens darstellt. 

Die Bewahrung vor Schadwirkungen 
stellt also sowohl für das Individuum als 
auch für die Gesellschaft einen Vorteil 
dar, an dem beide Seiten in gleicher 
Weise interessiert sein müßten. Aus die­
sem Grunde sollte zuerst nach techni­
schen und politischen Möglichkeiten ge­
sucht werden, diesen Schutz zu realisie­
ren und die Werte in Gefahrenzeiten zu 
bewahren . Erst danach wäre darüber zu 
diskutieren, ob nur das Individuum 
oder der Staat, oder beide zu ausgewo­
genen Teilen die Kosten dafür tragen. 
Dabei müssen neue technische und ko­
stengünstigere Lösungen berücksichtigt 
werden, die einem für Katastrophen­
und den V-Fall wahrscheinlichen Scha­
densbild in hohem Umfang gerecht 
werden. 

Nur durch die Ergänzung mit passiven 
Schutzvorkehrungen kann die Qualität 
unserer aktiven Schutzmaßnahmen 
glaubhaft und wirksam werden. 

Dafür sollten die vorstehenden Ausfüh­
rungen einige Begründungen und Anre­
gungen geben . • 

Regionale 
und 

kOllllllunale 
E ERGIEP 

Uwe Eckener 

Zur rationellen Nutzung der verfügba­
ren Energiequellen hat Dornier in den 
vergangenen zehn Jahren wesentliche 
neue Wege erschlossen. Dabei wurden 
Erfahrungen gewonnen und Instrumen­
tarien entwickelt, die in der gegenwärtig 
vordringlichen Aufgabe der regionalen 
und kommunalen Energieplanung zum 
Tragen kommen. 

Ziele der Energieplanung 

D ie wirtschaftliche und sichere Ener­
gieversorgung - heute und in der Zu­
kunft - ist eine fundamentale Forderung 
der Planungsbehörden wie der Öffent­
lichkeit. 

Die konventionelle Energieversorgung 
durch private, kommunale und regiona­
le Versorgungsgesellschaften hat diese 
Forderung bisher zufriedenstellend er­
füllt und wird auch weiterhin die tra­
gende Säule der Energieversorgung dar­
stellen. Die begrenzte Verfügbarkeit der 
Ressourcen, die zunehmenden und ver­
stärkt in das Bewußtsein gerückten Um­
weltbelastungen sowie die veränderten 

. wirtschaftlichen und politischen Gege­
benheiten zwingen darüber hinaus zu 
einer übergreifenden Planung von Ener­
gieversorgungskonzepten, um das Zu­
sammenwirken der verschiedenen Ener­
gieträger zu optimieren. In diese Rich-

tung zielt u. a. das Energieprogramm 
der Bundesregierung, nach dem eine 
Reihe von Planvorhaben gefördert und 
in verallgemeinerbaren Ergebnissen ver­
öffentlicht wird. 

Die Energieplanung muß den örtlichen 
und regionalen Siedlungsstrukturen 
einerseits sowie den langfristig erwarte­
ten Energieszenarien andererseits Rech­
nung tragen. Die Hauptziele der Ener­
gieplanung sind: 

• Versorgungssicherheit und System­
sicherheit 

• Verminderung der Abhängigkeit von 
importierten Energieträgern 

• rationelle Nutzung der verfügbaren 
Energieq uellen 

. Einbeziehung bisher ungenutzter 
Energieq uellen 

• Verminderung der Umweltbelastung 

• Anpaßbarkeit an sich ändernde Ener-. . 
gleszenanen 

• Anpaßbarkeit an zeitliche Randwerte 

• Sinnvolle Begrenzung des Investi­
tionsaufwandes 

• kostengünstige und bequeme Versor­
gung aus der Sicht der Verbraucher. 

Diese Ziele sind unterschiedlich gewich­
tet und zum Teil einander gegenläufig. 
Die gleichzeitige Erreichung der Ziele 
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Energieplan ung 

ist also naturgemäß nicht möglich. Eine 
ausgewogene Energieplanung schafft die 
Voraussetzungen für die optimale Errei­
chung der Einzelziele, sie ist die not­
wendige Leitlinie für die investiven und 
administrativen Maßnahmen. 

Erfahrungen und 
Instrumentarien 

Dornier kann für die Energieplanungs­
aufgaben auf weitreichende Erfahrun­
gen zurückgreifen, die aus folgenden 
Arbeitsschwerpunkten resultieren: 

• Energieversorgungskonzepte ' für In­
dustrie- und Siedlungsgebiete 

• regionale und kommunale Planung 

• rationelle Energieverwendung in In­
dustriebetrieben 

• Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 

• Beurteilung der Umweltverträglich­
keit von Planungsalternativen 

• thermodynamische und hydrodyna­
mische Berechnung und Auslegung 

• ingenieurmäßige Planung und Bau­
überwachung von Energieanlagen . 

Eine Reihe von effizienten EDV-ge­
stützten Rechen- und Darstellungsver­
fahren wurde im Zuge dieser Arbeiten 
entwickelt und steht als erprobtes In­
strumentarium zur Verfügung: 

• »Instrumentarium zur raumbezoge­
nen Planung« zur Aufnahme, Verknüp­
fung und Darstellung raumbezogener 
Information, insbesondere zur regiona­
len Umwelt- und Ressourcenplanung. 

• "Programmsystem KNAPSYS« zur 
Beurteilung der Kostenwirksamkeit von 
Planungsmaßnahmen. 

• "Programmsystem THESA« zur 
Auslegung und Optimierung thermody­
namischer Systeme, z. B. Wärme­
quellen/Fernwärmesystem/Wärmever­
braucher. 

• "Projektplanungssystem PPS« zur 
Planung, Organisation, Überwachung 
und Steuerung von Großprojekten. 

Entscheidende Gemeinsamkeit dieser 
Instrumentarien ist, daß sie aufgrund 
ihres Aufbaus der jeweiligen Problem­
stellung angepaßt werden können, so 
daß übersichtliche Handhabung und 
prägnante Ergebnisdarstellung erreicht 
werden. 
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Vorgehensweise 

Die Entwicklung tragfähiger Energie­
versorgungskonzepte erfordert folgende 
drei Arbeitsphasen : 

• Feststellung und Interpretation der 
Ausgangssituation einschließlich der 
wahrscheinlichen Trends 

• Ausarbeitung von Planungsalternati ­
ven, Bewertung und Vorauswahl 

• Optimierung der höchstbewerteten 
Konzepte, Festschreibung und Empfeh­
lung. 

In der ersten Phase werden Aussagen 
zur Energiebedarfsstruktur, zur Pla­
nungssituation, zu den Verwaltungs­
strukturen, zur juristischen Situation, 
zur gegenwärtigen Versorgungsstruktur 
und zu den zusätzlich nutzbaren Ener­
giequellen gewonnen. Beschaffung, 
Aufbereitung, Verknüpfung und Dar­
stellung der Information, insbesondere 
flächenbezogener Information, nimmt 
hier die zentrale Stelle ein. 

Es ist wichtig, daß die Erarbeitung der 
Informationsbasis nicht durch eine vor­
gefaßte Konzeptvorstellung eingeengt 
wird. Die Entwicklungstrends der tech­
nischen Möglichkeiten und die unter­
schiedlichen prognostizierten Energie­
pfade fließen in die Informationser­
hebung ein. Ergebnis der ersten Phase 
ist eine breite Basis aufbereiteter Infor­
mation als Arbeitsgrundlage für die Pla­
nungsbehörden und -firmen. 

In der zweiten Phase werden die sinn­
voll machbaren Konzepte erarbeitet. Sie 
ist als Iterationsschleife zu sehen, in der 
die Planungsalternativen nach einem 
Katalog von Bewertungskriterien beur­
teilt, variiert und in ihrer Zahl reduziert 
werden. Um den Aufwand dieser Ar­
beitsstufe überschaubar zu halten, wer­
den die Konzepte nur so weit ausgelegt, 
daß das Bewertungsverfahren aussage­
kräftig angewandt werden kann. Das 
Bewertungssystem ergibt sich zunächst 
aus den eingangs zusammengefaßten 
Hauptzielen. Die Einzelziele und die 
daraus abzuleitenden Bewertungskrite­
rien sind jedoch für den Planungsraum 
spezifisch zu differenzieren. 

Ergebnis der zweiten Arbeitsphase sind 
bewertete, hinsichtlich ihrer Machbar­
keit mit den Planungsbehörden, Versor­
gungsinstitutionen und Herstellern ab­
gestimmte Planungsalternativen. Es hat 
sich gezeigt, daß zu diesem Projektzeit-

punkt besonderer Wert auf eine prä­
gnante Gegenüberstellung der Pla­
nungsalternativen und eine nachvoll­
ziehbare Dokumentation der Argumen­
tation und Beurteilung gelegt werden 
muß. Für die auf politischer Ebene zu 
treffenden Entscheidungen ist eine klare 
Darstellung der vorgeschlagenen Maß­
nahmen und der Konsequenzen hin­
sichtlich Investitions- und Zeitrahmen, 
Wirtschaftlichkeit, Versorgungssicher­
heit und Entwicklungsplanung erfor­
derlich . . 

Die dritte Arbeitsphase setzt eine Ent­
scheidung für ein Energieversorgungs­
konzept voraus, wobei begrenzte 
Handlungsspielräume für Konzeptva­
rianten bis zu späteren Entscheidungs­
punkten erhalten bleiben. Kernpunkt 
dieses dritten Arbeitsschrim ist die Op­
timierung des ausgewählten Versor­
gungskonzepts nach technischen und 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten; er 
bereitet die Durchführung unmittelbar 
vor. 

Durch die Vorgehensweise in einer di­
vergenten, einer kreativen und einer 
konvergenten Phase wird einerseits die 
für ein zukunftssicheres System uner­
läßliche Universalität und andererseits 
die zur zügigen Umsetzung erforderli­
che Durchdringungstiefe und Praxisnä­
he der Energieplanung erreicht. 

Quelle : Dornier POS! 

Die Kosten für die ZIVIL­
VERTEIDIGUNG sind laufend 
gestiegen. 

Wir haben über Jahre hin den 
Bezugspreis trotzdem gehalten, 
und wir wollen dies auch weiter­
hin tun. 

Wir bitten deshalb um das Ver­
ständnis unserer Leser, wenn wir 
den Umfang reduzieren müssen, 
um die Preissteigerungskosten 
aufzufangen. 

ZIVIL VERTEIDIGUNG 
erscheint ab Jahrgang 1983 mit 
68 Seiten Umfang, vierteljährlich 
wie bisher, zum gleichen Preis 
von DM 64,- für dasJahres­
abonnement. 

OSANG VERLAG GmbH 



An der Universität Zürich wurde am 25.126. Februar 1982 ein Blockkurs 
abgehalten, aus dem wir für ZIVILVERTEIDIGUNG die Ausführungen von 
Herrn Prof Dr. Ro/f Lanz zur Veröffentlichung bringen. Der Autor ist unseren 
Lesern bekannt aus Beiträgen über Katastrophenmedizin nach Einsatz von 

Massenvernichtungsmitteln (Nr. 4/80 und Nr. 1/81). 

Individualmedizin -

Massenmedizin 

K atastrophenmedizin ist die Lehre 
über die Massenversorgung von Ver­
wundeten und Kranken mit beschränk­
ten Mitteln und dem Zwang zur Selek­
tion. In der konzentrierten Form eines 
Blockkurses werden wir Ihnen die Be­
sonderheiten der medizinischen Aspek­
te beim Massenanfall darlegen und Sie 
mit vielfältigen nicht-medizinischen 
Problemen der Katastrophe konfrontie­
ren. Denn neben fachlichen Aufgaben 
müssen auch technische und organisato­
rische Fragen zur Sprache kommen. 

Blockkurs = Basisinformation 
"Wissen « 

Das Programm sieht neben der Behand­
lung der Grundbegriffe, der Bedro­
hungsformen, der psychischen Auswir­
kungen auch die Taktik und Technik 
der Wundbehandlung vor. Dabei müs­
sen wir Ihre Kenntnisse der Notfallhilfe 
voraussetzen . 

Notfallhilfe = technische Grundaus­
bildung "Können « 

Unterricht in 
Katastrophenmedizin 
bisher nur 
in den Ost staaten 
obligatorisch 

Sie werden aber unverzügl ich feststel ­
len, daß grundsätzliche Unterschiede 
bestehen in dem, was Sie können und 
ausgebildet sind, und in dem, was Sie 
nicht können und unter harten Bedin­
gungen der Katastrophe beherrschen 
sollten . Der Kurs etzt bewußt Akzente 
und Schwerpunkte. Er appelliert an Ihre 
Freiwilligkeit: Denn Unterricht in Kata­
strophenmedizin ist bisher nur in den 
Oststaaten obligatorisch. 

Blockkurs 

Katastrophen­
medizin 

Universität 
Zürich 

Einführung 
und 

Grund­
begriffe 

Ralf Lanz 

Katastrophen und ihren Sonderfall 
Krieg hat es immer gegeben. Wieso hat 
nun in den letzten Jahren das Interesse 
an ihrer Bewältigung überall zugenom­
men? Ich glaube, daß im wesentlichen 
folgende Tatsachen dazu geführt haben: 
Die fortschreitende Technisierung und 
Motorisierung unserer immer mehr in 
Großagglomerationen lebenden Wohl­
standsgesellschaft haben das Katastro­
phenrisiko qualitativ und quantitativ 
fortlaufend erhöht. Menschliches Versa­
gen als häufigste Ursache technisch be­
dingter Katastrophen führt zu einem 
Ausmaß an Zerstörung, das den Natur­
katastrophen in nichts mehr nachsteht. 
Aber auch die Katastrophenempfind­
lichkeit hat zugenommen. Unsere äuße­
ren Lebensbedingungen sind von der 
Technik völlig abhängig geworden. Be­
denken Sie zum Beispiel die Folgen 
eines Unterbruchs von Elektrizität und 
Wasser in der Versorgung un erer Indu­
striegesellschaft. Im militärischen Sek­
tor schließlich hat die moderne totale 
Kriegführung - sei es in der aktuellen 
subversiven Form oder in einer künfti ­
gen mit der Anwendung von Massen­
vernichtungsmitteln - unvorstellbare 
Bedrohungen dauernd in den Bereich 
des Möglichen gerückt. Bereits im 
Zweiten Weltkrieg starben 29 Millionen 
Zivilisten und 26 Millionen Soldaten . In 
einem Zukunftskrieg würden die Verlu ­
ste der Zivilbevölkerung ganz erheblich 
höher sein als diejenigen der Armee. Die 
Gefährdung unserer Bevölkerung liegt 
besonders in der Dichte unserer Mittel­
landbesiedlung. 

Katastrophenbewußt­
sein hat deutlich 
zugenommen 

Parallel mit dem Risiko hat aber auch 
das Katastrophenbewußtsein in den 
letzten Jahren deutlich zugenommen. 
Die weltweite Präsenz dei Massenme­
dien mit ihren heutigen Übermittlungs-
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Blockkurs 

techniken und die Sensationslust des 
modernen Menschen haben zu seiner 
Verbreitung beigetragen. Anderseits ha­
ben auch die Möglichkeiten, eine Kata­
strophe zu bewältigen, eine sprunghafte 
Entwicklung durchgemacht. 

Das Wort Katastrophe stammt aus dem 
Griechischen und bedeutet » Umkeh­
rung«, also sinngemäß eine Umkehrung 
der bestehenden Verhältnisse . Katastro­
phal wäre demnach gleichbedeutend wie 
»verheerend, vernichtend, verhängnis­
volk Der Begriff Katastrophe wird 
heute besonders in den Massenmedien 
im allgemeinen unrichtig gebraucht. Die 
Terminologie sollte unterscheiden zwi­
schen »Unfall« und »Katastrophe«. 
Wenn ein Personenauto aus einer Kurve 
hinausfährt und mit seinen Insassen in 
einen Fluß stürzt, liegt ein Unfall vor: 
also ein häufiges Schadenereignis mit 
begrenztem Umfang. 

Unfall 

Begrenztes Schadenereignis, mit den 
vorhandenen Mitteln zu bewältigen. 

Wenn bei einem Erdbeben gleichzeitig 
ein Großbrand die halbe Stadt eIn­
äschert, liegt eine Katastrophe vor. 

Katastrophe 

Außergewöhnliches Schadenereignis, 
mit den vorhandenen Mitteln nicht zu 
bewältigen; zusätzliche Hilfe not­
wendig. 

Die Grenzen zwischen 
Unfall und Katastrophe 
sind fließend 

Die Bedeutung, welche dem Wort »Ka­
tastrophe« zugemessen wird, ist unter­
schiedlich. Wir möchten die Katastro­
phe als außergewöhnliches Ereignis defi­
nieren, das so viele Schäden und Ausfälle 
verursacht, daß die Hilfsmittel der be­
troffenen Gemeinschaft nicht mehr aus­
reichen und zusätzliche Hilfe notwendig 
wird. Ohne diese Hilfe von außen, von 
der Peripherie her, kommt es zur Des­
organisation, Ratlosigkeit und Ver­
zweiflung. Die Grenzen zwischen Un­
fall und Katastrophe si nd fließend und 
die Abgrenzung von der Beurteilung der 
Lage abhängig. Die Leistungsfähigkeit 
unserer Unfallhilfe ist begrenzt, und 
trotzdem muß sie die Basis der Kata­
strophenhilfe darstellen, auf der wir die­
se aufbauen müssen. Wenn zum Beispiel 
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15 Schwerverletzte in ein mittelgroßes 
Spital eingeliefert werden, so besteht be­
reits eine akute Überlastung der beste­
henden personellen und materiellen 
Möglichkeiten, die außergewöhnliche 
Maßnahmen zur Bewältigung erfordert. 
Und wenn in der nächsten Stunde nur 
500 Personen in Zürich notfallmäßig 
hospitalisiert werden müßten, würden 
ebenfalls erhebliche Schwierigkeiten 
auftreten. Sie sehen daraus, daß die Vor­
stellung über das Ausmaß einer Kata­
strophe oft falsch ist. Denn das Ausmaß 
der eintretenden Krisensituation wird 
ganz wesentlich bestimmt durch den äu­
ßeren Rahmen, durch die Infrastruktur, 
durch das vorhandene oder zerstörte so­
ziale und wirtSchaftliche Gefüge der be­
troffenen Bevölkerung. 

Infrastruktur und Sozialgefüge bestim­
men die Möglichkeiten der Katastro­
phenhilfe. 

Die Grundleistungen, die von unseren 
Akutspitälern in der Schweiz im Werk­
tagsdurchschnitt erbracht werden, sind 
folgende: 

Jeder 2000. Einwohner (0,5 %0) wird 
täglich hospitalisiert, und dadurch wer­
den 5-10 % der Akutbetten belegt. 

Jeder 4000. Einwohner (0,25 %0) muß 
täglich operiert werden, was 3-6 % der 
Akutbetten entspricht. 

Jeder 10000. Einwohner (0,1 %0) muß 
täglich als Kranker oder Verletzter im 
Krankenwagen transportiert werden. 

Auf dieser Infrastruktur des zivilen Spi­
talwesens haben wir die Katastrophen­
hilfe aufzubauen. In unserem Lande ob­
liegt diese Aufgabe den zivilen Behör­
den von Kanton und Gemeinde. 

Wirksame 
Katastrophenhilfe 
muß geplant sein 

Mit Katastrophenhilfe werden jene 
Maßnahmen bezeichnet, die getroffen 
werden müssen, um in einem Katastro­
phenfall die Schäden zu begrenzen und 
zu beseitigen. Wenn Katastrophenhilfe 
wirksam sein soll, so muß sie geplant 
sein. Im Zentrum steht die Führungsor­
ganisation mit Kommandoordnung, 
Meldesystem und Einsatzplänen . Füh­
rung heißt laufende Lagebeurteilung, 
Entschluß und Einsatz der verfügbaren 
Mittel. Der Laie meint irrtümlicherwei­
se, daß diese Aufgabe von den Spitälern 

geleistet werden könnte: Polizei , Feuer­
wehr und Zivilschutz stehen dafür der 
zivilen Behörde zur Verfügung. 

Die Aufgabe des Arztes in der Katastro­
phenhilfe umfaßt alle. Maßnahmen, um 
bedrohtes Leben zu retten, Gesund­
heitsschäden zu begrenzen oder zu hei ­
len, und besonders auch alle Fragen der 
Prophylaxe. Dieser Teil der Katastro­
phenhilfe wird heute unter die Begriffe 
Katastrophensanitätshilfe oder Katastro­
phenmedizin zusammengefaßt. Sie sind 
so wichtig und augenfällig, daß vielfach 
unter Katastrophenhilfe nur gerade die­
se Sanitätshilfe verstanden wird . Wie 
steht es nun mit dieser Katastrophenme­
dizin, die uns Ärzte angeht? 

Die Besonderheiten der Katastrophen­
medizin 

• Massenanfall von Verletzten oder 
Kranken 
• Mißverhältnisse in der möglichen 
Hilfeleistung 
• Kompromisse und Improvisationen 
• Schaffung von Prioritäten durch die 
Triage 
• Etappenweise Versorgung mit Ver­
zögerung von Behandlung und Trans­
port 
• Panik und andere psychische Aus­
wirkungen 
• Epidemie als wichtigste Sekundärer­
scheinung 
• Nukleare, biologische und chemi­
sche Schäden 

Darf ich Ihnen eInIge Besonderheiten 
der Katastrophenmedizin darlegen? 

Zum Wesen der Katastrophe gehört der 
Massenanfall an Verletzten oder Kran ­
ken. Dadurch werden sch lagartig vö llig 
ungewohnte physische und psychische 
Leistungen vom einzelnen Arzt ver­
langt. Es entsteht ein gewaltiges Miß­
verhältnis zwischen Notwendigem und 
Möglichem. Kompromisse und Impro­
visation werden unvermeidlich. Haupt­
aufgabe ist das Erhalten des Lebens 
möglichst vieler Verletzten. Am wich­
tigsten ist die Schaffung von Prioritäten. 
Die schwierigste und wichtigste Aufga­
be des Arztes in Krieg und Katastrophe 
ist deshalb die Sortierung der Patienten, 
die Triage. Vereinfachend könnte man 
sagen, daß die Triage dafür zu sorgen 
hat, daß Leichtverletzte sich selbst be­
handeln, Hoffnungs lose isoliert werden 
und alle Verletzten mit einer Über­
lebenschance mit den Mitteln, die zur 



Verfügung stehen, zeitgerecht behandelt 
werden. Triage verlangt fachtechnisches 
Urteilsvermögen, Diagnostik mit ein­
fachsten Mitteln, Mut zur Verantwor­
tung und rasche Entscheidungen. Sie ist 
Hauptaufgabe des Erfahrensten an Ort 
und Stelle, und wenn es sich um Ver­
letzte handelt, des erfahrensten Chirur­
gen. Diese machen aber nur 7 % aller 
Ärzte in der Schweiz aus. Die Unter­
ordnung der Individualmedizin unseres 
Alltages unter die Notwendigkeit der 
Selektion beim Massenanfall ist ethisch 
die schwierigste Aufgabe der Katastro­
phenmedizin. 

Panik macht blind 
gegenüber der Realität 

Ohne Ausbildung in dieser zentralen 
Frage werden gewaltige Opfer in Kauf 
genommen werden müssen. Es ist eine 
Illusion, zu glauben, daß wir Ärzte für 
die Bewältigung dieser Aufgabe genü­
gend vorbereitet seien. In Studium und 
Alltagspraxis werden wir dauernd und 
fast ausschließlich konfrontiert mit der 
I71dividualmedizin nach Maß. Massen­
medizin dagegen verlangt eine völlige 
Umstellung von uns all en. Beschränkte 
Mittel, zeitlich und räumlich gestaffelte 
Versorgung einer Unzahl ungewohnter 
Verletzungen und Erkrankungen zwin­
gen zur Schaffung von Prioritäten, zur 
Anwendung neuer Behandlungstakti­
ken und Techniken . Die etappenweise 
Versorgung und damit die Verzögerung 
des Transportes in die definitive Be­
handlungsstelle hat für die Mehrzahl der 
Betroffenen Rückwirkungen auf die 
Prognose. Bedenken Sie nur die klassi­
sche 6-Stunden-Grenze der Wundver­
sorgung nach Friedrich. Die psychische 
Reaktion auf die Katastrophe ist erfah­
rungsgemäß oft nicht voraussehbar und 
kann zu Fehlentscheidungen und Fehl­
leistungen auf jeder Stufe führen. Die 
psychologischen Probleme der Kata­
strophenmedizin werden meist unter­
schätzt. Panik macht blind gegenüber 
der Realität und kann jede noch mög­
liche Hilfe verunmöglichen und zum 
Chaos führen. Unter den Sekundäraus­
wirkungen der meisten Katastrophen ist 
wohl die Epidemiegefahr die wichtigste. 
Ihre Prophylaxe oder Eindämmung 
muß geplant und gelehrt werden. Wer 
sich schließlich nie oder ungenügend 
mit den Einwirkungen von nuklearen, 
biologischen oder chemischen Schäden 

auf den menschlichen Körper auseinan­
dergesetzt hat, wird im größten der 
möglichen Katastrophenfälle, im Krie­
ge, keine richtigen Entscheide zu treffen 
in der Lage sein. 

Katastrophenmedizin muß also ihre 
Substanz ganz konkret aus der Chirur­
gie, Reanimation, Anästhesie, Medizin, 
Präventivmedizin (bedenken Sie die 
Sorglosigkeit unserer Bevölkerung im 
Impfschutzbereich), der Epidemiologie, 
Hygiene, Psychiatrie, Pharmakologie 
beziehen . Sie geht uns alle an und darf 
keine neue Subspezialität für wenige 
werden. 

Das Verbindende in dieser Aufgabe in­
mitten einer sich immer stärker in Spe­
zialitäten aufsplitternden Medizin ist 
gleichzeitig auch das Faszinierende. 

Ich möchte die Probleme der Katastro­
phenhilfe nach folgenden drei Aspekten 
analysieren: 

Zeit 
Raum 
Führung 

Der Zeitfaktor im Katastrophenablauf 

Im zeitlichen Ablauf einer Katastrophe 
unterscheiden wir drei Phasen, aus de­
nen sich Konsequenzen für die Hilfelei­
stung mit ihren Prioritäten für Ausbil­
düng und Organisation ergeben. 

Zeitablauf der Katastrophe 

1. Phase »Überleben « Minuten 

2. Phase »Retten« Stunden 

3. Phase »Wiederherstellen « Tage 

Wenn wir den zeitlichen Ablauf einer 
Katastrophe analysieren, wird uns auch 
klar, wo die Schwerpunkte aus medizi­
nischer Sicht zu setzen sind: 

Jedermann muß Erste 
Hilfe kennen und 
anwenden können 

In der ersten Phase entscheiden Minu­
ten, ob wir überleben. In dieser kurzen 
Zeit der Isolation gibt es keine zusätzli­
che Hilfe von außen. Die Schweizeri­
sche Ärztekommission für Notfallhilfe 
und Rettungswesen (SAzK) hat 1964 
den kantonalen Erziehungsdirekroren 
vorgeschlagen, die gesamte Lehrerschaft 
und die älteren Schüler in Erster Hilfe 
auszubilden. Inzwischen haben einige 
Kantone diesem Vorschlag Folge gelei-
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stet. Die Ubiquität des Unfall- und Ka­
tastrophengeschehens macht es drin­
gend notwendig, daß jedermann diese 
Erst-Hilfe-Maßnahmen kennt und an­
wenden kann. Entscheidend ist dabei 
meines Erachtens die Instruktion ein­
fachster Hilfsmaßnahmen wie Blutstil­
lung, Bergung, richtige Lagerung, aber 
auch richtiges Verhalten am Schadenort. 
Die Popularisierung dieser Maßnahmen 
muß in unserer technisierten Welt noch 
bedeutend verstärkt werden. 

In der zweiten Phase der Rettung von 
Menschen durch organisierte ärztliche 
Hilfe ist die Kenntnis der lebensretten­
den oteingriffe (Blutstillung, Intuba­
tion, Beatmung, Schockbekämpfung -
der Schock ist die wichtigste Verlet­
zungsfolge im Krieg und in der Kata­
strophe) und die erste ärztliche Triage 
für das Weiterleben absolut entschei­
dend . Der erste Arzt auf dem Katastro­
phenplatz bestimmt die notwendigen 
Dringlichkeiten und Prioritäten nur 
dann richtig, wenn er in diesem schwie­
rigen Metier ausgebildet ist. Er hat aber 
außer über die Transportfähigkeit der 
Verletzten auch über den Ort, wohin 
der Verletzte kommen soll, zu entschei­
den. Denn das nächstgelegene Spital ist 
nicht immer das leistungsfähigste. 
Außerdem bestimmt nicht, wie die 
Krankenambulanzfahrer oftmals mit ih­
rer Lärm- und Signaleinrichtung irrtüm­
lich glauben, die Transportzeit, sondern 
der Zustand, in dem die Verletzten das 
Transportziel erreichen, über das weite­
re Schicksal der Verletzten. In diesem 
Zusammenhang muß auf die Pionierar­
beit unserer Anästhesisten, besonders 
der initiativen Zürcher Schule mit Prof. 
Hossli, hingewiesen werden, die mit 
Nothelferkursen seit Jahren auch Ret­
tungsärzte ausbilden und im Armeesani­
tätsdienst eine moderne Wiederbele­
bungskonzeption realisiert haben. 

Es darf hier auch darauf hingewiesen 
werden, daß es in der Sowjetunion heu­
te eine halbe Million Ärzte und eine 
halbe Million »Feldscherer« gibt, die 
zwischen Arzt und Schwester stehen. 
Diese »Feldscherer« - das deutsche 
Wort wurde von der russischen Sprache 
übernommen - können in einer Notfall­
situation Infusionen anlegen und mit 
bescheidenen Mitteln Anästhesie durch­
führen. Auch die Weltgesundheitsorga­
nisation (WHO) hat neuerdings die 
Heranbildung von »Feldscherern« emp­
fohlen, etwa auf dem Niveau der ausge-
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bildeten Spezialschwestern für Anästhe­
sie und Intensivtherapie. 

In der dritten Phase, derjenigen der 
'Wiederherstellung, kommt es zur An­
wendung der Prinzipien der Katastro­
phen- und Kriegschirurgie mit Debride­
ment, offener Wund behandlung, verzö­
gertem Wundverschluß in den Spitälern. 
Die Kenntnis der besonderen Biologie 
dieser Wunde zeigt, daß das wichtigste 
Instrument des Arztes im Krieg das 
Messer, das gefährlichste aber der fried­
liche Nadelhalter ist. Die Vorbildung 
für diese besondere operative Tätigkeit 
erhalten die Ärzte in der Unfallchirur­
gie. Es ist dabei entscheidend, daß der 
Mehrfachverletzte primär nicht von 
einem Organspezialisten übernommen 
wird. Die klinische Gesamtveranrwor­
tung muß auch in Zukunft ein breitbasig 
ausgebildeter Allgemeinchirurg tragen . 
Er kann sekundäre spezialisierte Repa­
raturaufgaben delegieren, sobald die Vi­
talfunktionen dies zulassen. Für die 
Weiterbildung in Katastrophenchirurgie 
ist außerdem die Bereitschaft der Behör­
den und Klinikchefs notwendig für Ein­
sätze von Ärzten in Auslandmissionen, 
sei es unter dem Patronat des Internatio­
nalen Komitees vom Roten Kreuz 
(IKRK) oder schweizerische Freiwilli­
genkorps der Katastrophenhilfe im Aus­
land, das dem Eidg. Politischen Depar­
tement untersteht. Es scheint mir aber 
norwendig, daß die Ärzte, die sich für 
solche Aufgaben zur Verfügung stellen, 
bereits über eine solide Basisausbildung 
verfügen. Denn man kann einem unter­
entwickelten Land in einer Katastrophe 
nicht mit noch unterentwickelten Ärzten 
dienen. Die Auslandeinsätze sollten ver­
mehrt möglich sein und eine immer grö­
ßere Zahl von Ärzten die entscheiden­
den Unterschiede zwischen Unfall- und 
Katastrophenmedizin praktisch erleben 
lassen. 

Räumlicher Ablauf 
der Katastrophenhilfe 

Auch der räumliche Ablauf der Kata­
strophenhilfe läßt sich in drei Abschnit­
te unterteilen: 

Katastrophenraum 
Transportraum 
Hospitalisationsraum 

Im Katastrophenraum herrschen primär 
Unsicherheit und Chaos. Das wichtigste 
Führungsziel muß sein, das Chaos auf 
den Katastrophenraum zu beschränken 
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und nicht auf die Umgebung übergrei ­
fen zu lassen. Verantwortlich für die 
M eisterung der Katastrophenlage sind 
die zivilen Behörden. Sie werden mit 
den ihnen dafür zur Verfügung stehen­
den Mitteln möglichst rasch diesen 
Raum abriegeln, Verbindungswege si­
cherstellen und die Übersicht gewinnen 
müssen. Je nach Infrastruktur wird im 
Ablauf einer Katastrophe häufig nur in 
dieser Schaden zone eine Katastrophen­
situation im eigentlichen Sinne beste­
hen. Am Rande der Katastrophe werden 
zweckmäßig sanitätsdienstliche Auf­
fanglager eingerichtet, in denen lebens­
rettende Sofortmaßnahmen d urchge­
führt werden und die Transportfähig­
keit hergestellt wird. 

Aufgabe des Chefs im Bereich Transpor­
te ist es, dafür zu sorgen, daß die Ver­
letzten, ohne umgeladen zu werden, an 
die richtige Endbehandlungsstelle trans­
portiert werden. Nach Maßgabe der Ka­
pazitäten im Hospitalisationsraum muß 
entsprechend disponiert werden. Ein 
ständiger Kontakt zwischen dem sani­
tätsdienstlichen Einsatzleiter im Kata­
strophengebiet und dem Disponenten 
im Hospitalisationsraum ist für dieses 
reibungslose Funktionieren von ent­
scheidender Bedeutung. Die Organe der 
Verkehrsregelung haben mit aller Kon­
sequenz durchzugreifen und die vor­
handenen Möglichkeiten einzusetzen. Je 
nach noch vorhandener oder zerstörter 
Infrastruktur (Brücken, Tunnels, Erd­
beben, Krieg) bestehen in diesem Ver­
antwortungsbereich Katastrophenbe­
dingungen oder nicht. 

Vorsorgliche 
Planungsarbeit 
ist erforderlich 

Die Spitäler stehen im Zentrum der Ka­
tastrophenhilfe und stellen den Kern der 
Endbehandlung dar (Hospitalisations­
raum). Die Kenntnis der Kapazitäten 
dieser Infrastruktur ist von entscheiden­
der Bedeutung für die Führungsorgane. 
Die Umstellung des Spitals selbst auf 
Katastrophenbetrieb erfordert vorsorg­
liche Planungsarbeit. Eine dem Hospi­
talisationsraum vorgeschobene zweck­
mäßig eingerichtete und mit dem erfah­
rensten Chirurgen dotierte Aufnahme­
organisation hat dafür zu sorgen, daß 
die Verwundeten nach den Gesichts­
punkten der Behandlungsdringlichkeit 

sortiert werden. Erfahrungsgemäß zei­
gen sich im Hospitalisationsraum Eng­
pässe: Aufnahme, Triage, Reanimation , 
Schockbehandlung, Röntgen und nicht 
zuletzt das Prestigedenken der moder­
nen spezialisierten Medizin. Aus diesem 
Grunde ist eine Klassifizierung der Spi­
täler ·nach Kapazitäten unbedingt anzu­
streben. 

Führung und Organisation 

Jede Krisensituation erfordert eine klare 
Führung. Ein Chaos läßt sich nicht 
durch spontanen Helferwillen und 
durch das Strohfeuer der Humanitas 
ordnen. Gemeinsamkeiten in der Aus­
wirkung und im zeitlichen Ablauf der 
Katastrophe ermöglichen eine vorsorgli­
che Planung. 

Verantwortlich für die Katastrophenhil­
fe sind die zivilen Behörden. Aufgrund 
der bestehenden politischen Strukturen 
(Gemeinde, Bezirk, Kanton) haben 
Führungsstäbe aufgebaut zu werden. 
Die Leistungsfähigkeit eines solchen 
Stabes bestimmt in der Regel der betref­
fende Chef. Die Mittel, die der zivilen 
Behörde zur Verfügung stehen, haben 
wir bereits erwähnt: Polizei, Feuer­
wehr, öffentlicher Gesundheitsdienst, 
Zivilschutz. 

Die Planungsaufgaben lassen sich in drei 
Gruppen unterteilen : 

1. Vorsorgliche Maßnahmen 

Zu den vorsorglichen Maßnahmen ge­
hören vor allem die Alarmorganisation 
und Einsatzpläne. Der Katastrophen­
plan der Spitäler hat die ärztlichen, pfle­
gerischen, administrativen und techni­
schen Bereiche zu umfassen und ist pe­
riodisch durchzuspielen. Einzubeziehen 
sind dabei besonders auch die vorhande­
nen unterirdischen Anlagen sowie ein 
stetes Bemühen für eine bessere und 
zweckmäßigere Normierung der einge­
lagerten Materialien nach dem Prinzip: 
kleine Auswahl in großen Mengen . In 
vielen Staaten ist die vorsorgliche Kata­
strophenplanung der Spitäler eine Vor­
aussetzung für die staatliche Subventio­
nierung. Auf diese Weise lassen sich 
sehr rasch und gründlich die notwendi­
gen Fortschritte erzielen! 

2. Sofortmaßnahmen 

Die Sofortmaßnahmen umfassen die Er­
mittlung der Katastrophenerkundung, 
die Alarmierung, insbesondere auch der 
Spitäler, den Ordnungsdienst, Siche-



rungsmaßnahmen und alle Aufgaben 
der Transportorganisation. Letztere 
kann nur regional gelöst werden . Eine 
regionale RettungsleitsteIle hat die Mit­
tel der drei Verantwortungsbereiche 
»Katastrophenraum «, »T ransportorga­
nisation« und »Hospitalisationsraum« 
laufend zu koordinieren . 

3. Wiederherstellung 

Unter der Wiederherstellung schließlich 
verstehen wir die Behebung der Schäden 
an Infrastrukturen und Sozialgefüge. 

Wir möchten abschließend betonen, daß 
jede Planung etwas Kontinuierliches 
darstellen muß. Sie hat laufend Wider­
stände zu beseitigen und einen dauernd 
erzieherischen Charakter auf alle Betei­
ligten auszuüben. Eine zielstrebige und 
kraftvolle Katastrophenhilfe schlußend­
lich ist nur gewährleistet, wenn in einer 
Gesellschaft klare Vorstellungen über 
die Grundsätze der Hilfeleistung herr­
schen, wenn Führung und Alarmierung 
sowie die Zusammenarbeit vorbereitet 
und eingeübt sind. Zusätzliche Improvi­
sationen und Einfallsreichtum sowie der 
energische Überlebenswille sind die be­
sten Voraussetzungen zum Erfolg. 

Abschließend noch einige zusammen­
fassende Bemerkungen aus der Sicht des 
Chirurgen über die 

Chirurgie unter Katastrophenbedin­
gungen 

Chirurgie unter Katastrophenbedingun­
gen umfaßt alle operativen Maßnahmen 
bei einem Massenanfall von Verwunde­
ten, bei dem die vorhandenen personel­
len und materiellen Mittel nicht mehr 
genügen und deshalb chirurgische Tak­
tik und Technik den veränderten Um­
ständen angepaßt werden müssen. Die 
wesentlichste Besonderheit liegt wohl 
darin, daß die gewohnte chirurgische I n­
dikation nicht mehr angewendet werden 
kann und darf. Der Zwang zur Indika­
tion nach Prioritäten und besserer 
Überlebenschance stellt die genaue Um­
kehr der normalen ärztlichen Gewohn­
heiten dar und muß das Gesetz, zuerst 
für die Schwerverletzten zu sorgen, be­
wußt verletzen. An der Zahl der Über­
lebenden und nicht an der Zah l der 
durchgeführten großen Operationen 
wird der Erfolg der Chirurgie unter Ka­
tastrophenbedingungen gemessen. 

Die Besonderheiten der Verletzungsfol­
gen, Verzögerung in Behandlung und 

Transport implizieren zudem Therapie­
richtlinien und Meth9den, die von den 
gewohnten unfallchirurgischen abwei­
chen. Andere Normen sind überall not­
wendig, damit unter dem dauernden 
Zeitdruck und dem ununterbrochenen 
Zustrom von Verletzten ein neuer durch 
die Umstände erzwungener Behand­
lungs-Standard erreicht werden kann. 
Ohne diese Unterordnung unter die 
völlig veränderten Verhältnisse würden 
Chaos und Regellosigkeit die noch im­
mer mögliche Hilfe verunmöglichen. 
Auch unter schwierigsten Verhältnissen 
muß der Chirurg Leben retten und 
Glieder erhalten. 

Etappenweise 
chirurgische 
Versorgung 
ist die Regel 

Im Gegensatz zu der gewohnten Unfall­
versorgung mit einem raschen und un­
gestörten Transport des Verletzten in 
das operative Endbehandlungszentrum 
ist beim Massenanfall die etappenweise 
chirurgische Versorgung die Regel. 

Das Ziel der primären Behandlung auf 
jeder Stufe muß darin bestehen, mög­
lichst günstige Voraussetzungen für die 
nächste zu schaffen. Die klassischen 
Etappen von der Versorgung her lassen 
sich nach ihrer Aufgabe wie folgt glie­
dern : 

Erste Hilfe 
Erste ärztliche Behandlung 
Erste chirurgische Behandlung 
Definitive oder Nachbehandlung 

Erste Hilfe 

Im Mittelpunkt der Maßnahmen steht 
ohne Zweifel der Kampf gegen den Ver­
blutungstod. Die Hand ist im Krieg und 
in der Katastrophe der ersten Verband. 
Im weiteren sind Bergung und adäquate 
Lagerung des Verletzten entscheidend. 

Blutstillung 
Bergung 
Lagerung 

Erste ärztliche Beh andlung 

Sie umfaßt die lebensrettenden Sofort­
maßnahmen, Schock-, Schmerz- und 
Infektionsbekämpfung sowie Erstellen 
der Transportfähigkeit. 
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Der Schock ist die wichtigste und häu­
figste Verletzungsfolge in der Katastro­
phe. Das Dilemma seiner adäquaten Be­
handlung wird Ihnen zeigen, daß auch 
logistische Probleme die medizinischen 
Indikationen bestimmen können . 

Schmerz 
Schock 
Infektion 

Die intravenöse Morphin-Atropin­
Mischspritze ist die wichtigste menschli­
che und medizinische Aufgabe zur 
Schmerzbekämpfung unter Katastro­
phenbedingungen. Mangel an Anästhe­
sisten , Narkosemitteln und Geräten 
verpflichten die Chirurgen vermehrt zur 
praktischen Anwendung der Lokalanäs­
thesie auch unter normalen Bedingun­
gen. Die Lokalanästhesie muß vermehrt 
wieder in die chirurgischen Ausbil­
dungsprogramme aufgenommen 
werden. 

Trotz der stürmischen Entwicklung auf 
dem Sektor der Chemotherapie ist die 
Infektion das zentrale Problem des Ver­
letzten im Krieg und in der Katastrophe 
geblieben: Jede Wunde ist primär kon­
taminiert. Ungünstige Wundverhältnis­
se durch ausgedehnte Devitalisation, 
Fremdkörper, Sequester, Kavitationen 
bei Schußverletzungen, unsachgemäße 
Notverbände und ungenügende Ruhig­
stellungen, große Muskelwunden und 
Gefäßverletzungen mit Hämatomen, se­
kundäre Verschmutzungen bestimmen 
das bakteriologische Milieu . Das Zeitin­
tervall bis zur chirurgischen Versorgung 
bestimmt die Entwicklung der Wundin­
fektion in der bereits primär kontami­
nierten Wunde. Bakteriologisch finden 
sich vor allem pyogene Kokken, colifor­
me Darmbakterien und anaerobe Spo­
renbildner. 

Die erste chirurgische Behandlung 

a. Die 2phasige chirurgische Wund be­
handlung mit primärem Wunddebride­
ment und verzögertem Wundverschluß 

b. Die primäre Frakturbehandlung (Fi­
xation) 

c. Die operative Blutstillung 

d. Die primäre Amputation 

Die definitive oder Nachbehandlung 

Ihre Prinzipien unterscheiden sich im 
Gegensatz zur ersten chirurgischen Be­
handlung nicht von der Unfallchirurgie. 
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Der 
nachträgliche Einbau 
von 
Hausschutzräumen 
Grundlagen der 
Spritzbetonbauweise 

Als Baustoff für tragende Bauteile von Hausschutzräumen 
wird in erster Linie Stahlbeton eingesetzt. Während beim 
Entwurf eines Neubaus die Berücksichtigung der zusätzli­
chen statischen Anforderungen an Hausschutzräume durch 
die Wahl größerer Decken- bzw. Wandquerschnitte möglich 
ist, bereitet die Verstärkung bereits bestehender Stahlbeton­
Konstruktionen in der Regel größere Schwierigkeiten . Der 
Verbund von Stahl und Beton setzt voraus, daß die Kon­
struktionsteile in einem Arbeitsgang hergestellt werden. 

Beim nachträglichen Einbau eines Schutzraumes in beste­
hende Kellerräume muß deshalb die vorhandene Substanz so 
verstärkt werden, daß alter und neuer Teil der Konstruktion 
wie aus einem Guß wirken. Die Erfü llung dieser Forderung 
ist nach dem heutigen Stand der Technik nur im Spritzbe­
tonverfahren nach DIN 18 551 sicherzustellen. Dieses Ver­
fahren bietet sowohl in technischer Hinsicht (Herstellung 
eines Verbundquerschnittes unter Einbeziehung vorhande­
ner Bausubstanz) als auch unter wirtschaftlichen Gesichts­
punkten (weitgehende Schonung von Gebäude und Außen­
anlagen durch Schlauchtransport sowie Verzicht auf Rüst­
und Schalarbeiten) eine Reihe von Vorzügen und kann bei 
allen vorgegebenen Abmessungen und in jedem geeigneten 
Kellerraum angewandt werden. 

Vorbereitung der Altsubstanz, 
Einbau der Bewehrung 

Die konstruktive Ausbildung nachträglich eingebauter 
Hausschutzräume richtet sich nach den »Bautechnischen 
Grundsätzen für Hausschutzräume des Grundschutzes«. Im 
folgenden sollen deshalb nur die bei Anwendung der Spritz-
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Deckenverstärkun g mit Spritzbeton 

Einbau der Zusatzbewehrung 

betonbauweise zum nachträglichen Einbau von Schutzräu­
men zu beachtenden besonderen Punkte aufgeführt werden. 
Sie ergeben sich im wesentlichen aus der Anwendung der 
Richtlinien des Deutschen Ausschusses für Stahlbeton für 
Ausbesserung und Verstärkung von Betonbauteilen mit 
Spritzbeton. 

Voraussetzung für die Verbundwirkung zwischen vorhan­
denem Bauwerk (Kellerdecke, Wände) und dem einzubrin­
genden Verstärkungsbeton ist eine ausreichende Haftung in 
der Anschlußfuge. Zunächst müssen all e Anstriche restlos 
entfernt werden; ungeeigneter Beton ist bis auf den gesun­
den Kern abzustemmen. Für die Befestigung der erforderli­
chen Verbügelung zwischen erster und zweiter Bewehrungs­
lage ist in der Regel die vorhandene Deckenbewehrung 
stellenweise freizustemmen. 

Vor dem Auftrag des Spritzbetons ist die vorhandene Beton­
oberfläche durch Sandstrahlen gründlich zu säubern und 
aufzurauhen. Durch das Sandstrahlen werden die im Beton 



e!1thaltenen Poren aufgerissen. Weiterhin ist es wichtig, den 
vorhandenen Beton ausreichend anzufeuchten, damit dem 
später einzubringenden Spritzbeton nicht das zum Erhärten 
erforderliche Wasser entzogen wird. 

Aus konstruktiven Gründen ist in vielen Fällen für den neu 
eingebauten Spritzbeton die nachträgliche Herstellung von 
Deckenauflagern erforderlich. Häufig reicht die nach DIN 
1045 erforderliche Mindestfeldbewehrung im Auflagerbe­
reich der vorhandenen Decke nicht aus, in anderen Fällen ist 
die Dicke der evtl. gleichzeitig durchzuführenden Verstär­
kung der Kellerwände für eine genügende Auflagertiefe 
nicht ausreichend. Hier werden durch Ausstemmen mit 
Preßluftwerkzeug die konstruktiv erforderlichen Auflager 
geschaffen. Dieses Nachstemmen von Deckenauflagern ist 
eine kostenaufwendige und mühselige Angelegenheit, so daß 
man bei genügendem Raumangebot die Herstellung dickerer 
Wände bevorzugen sollte. Vor Beginn der Stemm arbeiten ist 
in jedem Falle zu prüfen, ob zur Aufnahme der evtl. vorhan­
denen Geschoßlasten eine Hilfsabstützung der Kellerdecke 
während des Bauzustandes notwendig wird. 

Entsprechend den Plan unterlagen ist nunmehr die erforder­
liche Bewehrung als Matten- oder Rundstahlbewehrung ein­
zubauen. Obere und untere Bewehrungslage sind ausrei­
chend zu verbügeln. Das erfordert bei Platten mindestens 
4 S-Haken pro m 2 Fläche. Die Bewehrung muß so bemessen 
sein, daß der Abstand der einzelnen Bewehrungsstäbe 
sowohl in Längs- als auch in Querrichtung nicht kleiner als 
5 cm ist, um eine Entmischung des Betons sowie sog. Spritz­
schatten zu vermeiden. 

Einbau, Oberflächenbearbeitung, 
Nachbehandlung 

Das Herstellen und Einbringen des Spritzbetons hat nach 
DIN 18 551 »Spritzbeton« zu erfolgen. Die Dicke der in 
einem Arbeitsgang aufzuspritzenden Schicht beträgt etwa 
3 bis 5 cm. Größere Auftragsstärken sind in mehreren Lagen 

DIE RETTUNGS-KETTE 

Entnommen dem Faltblatt »Notfallrettung« des 
Bundesministeriums für Verkehr: 

Den Ablauf einer Rettungsaktion nennt man auch Rettungs­
kette. Wie Glieder einer Kette greifen die Hilfeleistungen 
ver chiedener Personen und Einrichtungen ineinander, um 
den Notfallpatienten zu retten. 

Das erste Glied sind die Sofortmaßnahmen am Notfallort. 
Bei einem Verkehrsunfall etwa beginnen diese mit der Absi­
cherung der UnfallsteIle. Dann muß die unmittelbare 
Lebensbedrohung für den Verletzten abgewendet werden , 
durch Stillung starker Blutungen, Seitenlagerung und 
Bekämpfung des Schocks. 
Zweites Glied der Rettungskette ist die Notfallmeldung. Per 
Telefon 110 oder 112 oder zum Beispiel über Polizeimelder, 

Hausschutzräume 

herzustellen. Der bei den Spritzarbeiten anfallende Rück­
prall ist charakteristisch für das Betonspritzverfahren und 
nicht vermeidbar. 

In den Spritzbeton können Halfenschienen eingebaut wer­
den, um Einbauteile, wie Betten oder Installationen, aufzu­
hängen. 

Beim Schutzraumbau werden in der Regel ebene und glatte 
Oberflächen gefordert. Hierzu wird wie folgt vorgegangen: 
Nach Abziehen der letzten Betonschicht auf Lehren wird in 
einem nochmaligen Arbeitsgang eine Feinschicht aufge­
spritzt und diese sauber mit dem Holzbrett abgerieben. Die 
fertige Betonoberfläche kann anschließend noch mit markt­
üblichen Anstrichen versehen werden. 

Wie bei jedem Beton, so ist auch beim Spritzbeton die 
Nachbehandlung eine wesentliche Voraussetzung für die 
spätere Betonqualität. Durch ständiges Feuchthalten muß 
während der Haupterhärtungszeit (ca. 1 Woche) ausrei­
chend Wasser nachgeführt werden. Eine Oberflächenbe­
handlung mit Schutzfilmen ist dagegen nicht so sinnvoll; 
hierdurch wird zwar die Verdunstung nach außen hin unter­
bunden, es fehlt aber die Möglichkeit, nach hinten in den 
Altbeton abwanderndes Wasser zu ersetzen. 

Technische Grundlagen 

1. Bautechnische Grundsätze für Hausschutzräume des 
Grundschutzes (s. auch Schutzbaufibel des Bundesver­
bandes für den Selbstschutz) 

2. DIN 1045, Beton und Stahlbeton 

3. DIN 18551, Spritzbeton 

4. Richtlinien für Ausbesserung und Verstärkung von 
Betonbauteilen mit Spritzbeton (Deutscher Ausschuß für 
Stahlbeton). 

Quelle: Deutsche Schutzbaugemeinschaft e. V. , Weinheimer Str. 54, 
6806 Viernheim 

Notruftelefon und Notrufsäule wird der Rettungsdienst 
benachrichtigt. Neben der Standortmeldung kommt es dabei 
vor allem auf die Fragen an: Wo ist es passiert und was ist 
passiert? 

Das dritte Glied ist die Erste Hilfe am Notfallort. Nachdem 
die akute Gefahr für den Verletzten durch die Sofortmaß­
nahmen beseitigt wurde, versorgt ihn die Erste Hilfe bis der 
Rettungswagen eintrifft. 

Der Rettungsdienst, das vierte Glied der Kette, beginnt mit 
der Annahme des Notrufs durch die Leitstelle. Er umfaßt 
die Fahrt des Rettungsfahrzeugs zum Notfallort, die qualifi ­
zierte Hilfe durch Notarzt oder Rettungssanitäter und den 
Transport des Patienten in die Klinik. 

Das Krankenhaus mit seinen perfekten Behandlungsmög­
lichkeiten bildet den Abschluß der Rettungskette. Durch die 
Notaufnahmestation kommt der Patient direkt in den Ope­
rationssaaloder auf die Intensivstation. Hier wird er behan­
delt, bis die Heilung eingesetzt hat und er in eine normale 
Station verlegt werden kann. 
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·A 
Helmut Stelzmüller 

Die Aufrüstung im atomaren, biologischen und chemischen Bereich hat das 
bisherige Bedrohungsszenario entscheidend verändert. Die atomare Aufrüstung 
insbesondere im Bereich der nuklearen taktischen und nuklearen strategischen 
Waffen wird in der Öffentlichkeit in Ost und West publiziert und diskutiert. 

Wenig Beachtung findet die biologische und chemische Aufrüstung. Dieser Teil 
der militärischen Bedrohung hat aufgrund der Kampfstoffentwicklung in Ost 
und West neue Möglichkeiten der Abschreckung oder Kriegführung eröffnet. 

I . Die ABC-Bedrohung 

Im Bereich der Nuklearwaffen wird 
nicht nur in Ost und West aufgerüstet. 
Eine Reihe von Schwellenländern ist 
zwischenzeitlich in der Lage, nuklear­
taktische Atomwaffen herzustellen und 
sie mit entsprechenden Trägersystemen 
einzusetzen. Für den Bereich der nu­
klearen Gefechtsfeldwaffen wurde die 
Herstellung der Neutronenbomben in 
Ost und West beschlossen. 

Bei den biologischen Waffen ist auf­
grund von Unfällen, wie 1979 in Swerd­
lowsk, anzunehmen, daß der Entwick­
lung von bakteriologischen Waffen und 
Toxinwaffen verstärkte Bedeutung 
durch die Wehrforschung zukommt. 
Der Einsatz von Mykotoxin iil Afghani­
stan zeigt den feldmäßigen Test der 
wehrwissenschaftlichen Fors.cher auf 
diesem Gebiet. 

In den letzten Jahren wurden Kampf­
stoffe in Laos, Kambodscha, Länder­
dreieck Burma, Afghanistan, Volksre­
publik Jemen und Äthiopien eingesetzt. 
Die Kampfstoffentwicklung in Ost und 
West im Bereich der binären Waffen mit 
ihren einsatztaktischen Vorteilen und 
den wesentlichen Vorteilen bei der Her­
stellung, Lagerung und Versorgung hin­
sichtlich der Ungiftigkeit der getrennten 
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Komponenten erhöht die Bedrohung in 
erheblichem Umfang. Das globale Risi­
ko der verstärkten Produktion von Ner­
venkampfstoffen auf binärer Basis liegt 
im Herstellungsverfahren. Alle Länder, 
die in der Lage sind, für den landwirt­
schaftlichen Bereich Insektizide zu pro­
duzieren, können auf den gleichen Pro­
duktionsanlagen moderne Nerven­
kampfstoffe auf binärer Basis herstellen. 

Die Sowjetunion verfügt zur Zeit über 
350000 t der herkömmlichen chemi­
schen Kampfstoffe und 350000 t neue 
chemische Kombinationen: Die US-Be­
vorratung liegt bei ca. 10 % der sowjeti­
schen (Zahlenangaben entsprechend 
amerikanischen Quellen). Davon die 
Hälfte »Senfgas« und der Rest Nerven­
kampfstoff. Beide Staaten verfügen über 
flüchtige und seßhafte Nervenkampf­
stoffe. Verstärkt werden auch die Psy­
chokampfstoffe produziert. Beachtet 
werden müssen die Blutkampfmittel. Sie 
reagieren sehr schnell und die Wirkung 
wird schnell abgebaut. Sie eignen sich 
zum Einsatz mit angreifenden Ver­
bänden. 

Seßhafte Nervenkampfstoffe sind ge­
plant, mit sowjetischen Flugkörpern 
(Raketen, Flugzeuge, usw.) auf Militär­
flughäfen, Seehäfen, Nachschubdepots 
und andere arbeitsintensiven Zielen ein­
zusetzen. Auf westlicher Seite sollten 
die Hinweise der Mykotoxine in Laos, 

Kambodscha und Afghanistan beachtet 
werden. Die wichtigsten Wirkungen 
waren extremes Jucken der Haut und 
häufiges Erbrechen. 

Die Warnungen von sowjetischer Seite 
sind zu beachten, da der kombinierte 
Einsatz von Mykotoxinen und Nerven­
kampfstoffen die persönliche Schutz­
ausrüstung umgehen könnte. Alle 
NATO-Truppen, die nicht in Sammel­
schutzeinrichtungen (Panzer, gepanzer­
te Fahrzeuge mit ABC-Schutzbelüf­
tungsanlage) ihren Kampfauftrag aus­

. führen, wären nur noch bedingt einsatz­
fähig. Beim Heer könnten Grenadiere 
nicht mehr ihre Schützenpanzer verlas­
sen (absitzen). 

Die sowjetischen Kampfpanzerbesat­
zungen sind mit persönlichen Schutz­
ausrüstungen ausgestattet, obwohl die 
Panzer mit ABC-Schutzbelüftungsanla­
gen im Einsatz sind. Die · sowjetischen 
Taktiker erwarten einen gemischten 
Einsatz von herkömmlichen Waffen mit 
Druckwellenerzeugung und chemischen 
Waffen. D urch diese Kombination ist 
eine Innenkontamination des Panzer­
raumes bei geschlossenem Panzer und 
eingeschalteter Schutzbelüftungsanlage 
möglich . 

Panzerabwehrhubschrauber wären nur 
noch mit kurzen Einsatzzeiten einsatz­
fähig. Neue Pilotenschutzanzüge für die 
Luftwaffe würden erforderlich. Das 



Erbrechen unter der Schutzmaske läuft 
zeitlich verzögert ab und zwingt zum 
Ablegen der Schutzmaske. Danach kann 
der in der F lugzeug- oder Hubschrau­
berkanzel vorhandene Nervenkampf­
stoff oder Psychokampfstoff wirken. 
Die sowjetischen Schutzanzüge sind 
dichter als die westlichen Schutzanzüge. 
Die Ausbildung der sowjetischen Solda­
ten unter scharfen chemischen Bedin­
gungen nimmt dem Soldaten die Angst 
vor dem Einsatz und steigert die Effek­
tivität unter chemischer Kriegführung. 

Die Ausrüstung, Ausbildung und Aus­
stattung der NATO-Streitkräfte sind 
nicht auf die chemische Überlegenheit 
der sowjetischen Streitkräfte ausgerich­
tet. General B. W. Rogers, alliierter 
Oberbefehlshaber Europas, warnt vor 
der konventionellen chemischen Über­
rüstung der UdSSR. Chemische Kampf­
stoffe sind im Westen entwickelt, kön­
nen jedoch nicht eingeführt werden, so­
lange die Verteidigungssysteme des We­
stens nicht darauf ausgelegt sind. Für 
Abrüstungsverhandlungen kann der 
Westen keine vergleichbaren Mengen 
Zur Verfügung stellen. Die Produk­
tionskontrolle ist für neue Toxine un­
möglich. Die Verhandlungen müssen 
die Schutzmaßnahmen deshalb mit ein­
beziehen. Dies wird politisch nicht 
durchsetzbar sein. In den USA ist die 
Produktion von binären und trinären 
Kampfstoffen durch den Kongreß ge­
nehmigt worden . 

Funktionierende und verfahrenssichere 
ABC-Abwehr ist ein Gebot der glaub­
würdigen Abschreckung. Die Lücken 
gegen die aktuelle Bedrohung müssen 
geschlossen werden , damit der Einsatz 
von chemischen Waffen nie Wirklich­
keit wird. Nur wenn das Wirkungs­
spektrum von chemischen Waffen sich 
nicht entfalten kann und der potentielle 
Feind mit einem chemischen Gegen­
schlag rechnen muß, werden chemische 
Waffen in dem Depot bleiben. 

ABC-Abwehr 

2. Stand der ABC-Abwehr 

Die Einzelschutzmaßnahmen und Sam­
meischutzmaßnahmen in Ost und West 
haben aufgrund ihrer Ausstattung einen 
unterschiedlichen Stand. 

UdSSR 

Für die chemische Kriegführung haben 
die Landstreitkräfte der UdSSR über 
80000 ausgebildete und ausgerüstete 
Soldaten, die als Teil der Kampfunter­
stützungstruppen die Kriegführung un­
ter ABC-Bedingungen der Sowjet­
Streitkräfte ermöglichen. Die Dekonta­
minationskapazitäten der C-Truppen 
sind entsprechend hoch ausgelegt. Zum 
Einsatz kommen für den Bereich der 
Dekontamination direkt bei den 

Kampfverbänden einfache Dekontami­
nationsgeräte, zur behelfsmäßigen De­
kontamination . Im Rahmen der sowjeti­
schen »Chemischen Truppen« wird für 
die Großgerätedekontamination das 
Turbostrahl-Dekontaminierungsgerät 
TMS-65 eingesetzt; für die Personende­
kontamination als Hauptgerät die mobi­
le Desinfektions- und Duschanlage 
DDA-53 . 
Die Vorteile des Dekontaminierungsge­
rätes TMS-65 liegen in der hohen Mobi-
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ABC-Abwehr 

Tabelle t - Bakteriologische und Biologische Kampfstoffe 

Hauptgruppe Untergruppe 

Bakterielle Krankheiten Milzbrand, Pest, Brucellosen, Thyphus, Ruhr 

Rickettsien und Bedsonien Queenslandfieber, Rocky Mountain spotted 
fever, Fleckfieber 

Viren Gelbfieber, Pocken, Enzephalitis 

Pilze Coccidiomykose, Blastomykose 

Toxine Botulinus, Staphylokokken, Mykotoxine 

Tabelle 2 - Chemische Kampfstoffe 

Kampfstoffgruppe 

Nervenkampfstoffe 

Hautkampfstoffe 

Lungenkampfstoffe 

Blutkampfstoffe 

Psychokampfstoff 

Reizstoffe 

Hauptvertreter (US-Abkürzung) 

Tabun, GA 
(Dimethylaminocyanphosphorsäureäthylester) 
Sarin, GB 
(Methylfluorphosphorsäureisopropylester) 
Soman, GD 
(Methylfluorphosphorsäurepinakolester) 
V-Kampfstoff, VX 
(Äthyl-S-Dimethylaminoäthylmethyl­
phosphonothiolat) 

S-Lost, HD 
(2,2' -Dichlordiäthylsulfid) 
N -Lost, HN 
(2,2' -Dichlordiäthylamin) 
Lewisit, L 
(aliphatische Dichlorarsine) 

Phosgen, CG 
(Karbonylchlorid), 
Chlorpikrin, PS 
(Trichlornitromethan) 

Blausäure, AC 
(Zyanwasserstoff) 
Chlorcyan, CK 
(Halogenzyane ) 
Arsenwasserstoff, SA 

Lysergsäure-Diäthylamid, LSD 
Phenylglykolat-Ester, BZ 
(3 -Chinuklidinol) 

Chloracetophenon, CN 
2-ChlorbenzyLidenmalondinitril, CS 
Adamsit, DM 
(Diphenylaminoarsinchlorid) 

lität, kurzen Rüstzeiten und damit 
frontnahem Einsatz und Bereitstellung 
von hoher Dekont-Kapazi tät entspre­
chend dem Kampfgeschehen. 

Der Nachteil des Gerätes liegt im hohen 
Restrisiko für Soldaten ohne Schutzbe­
kleidung. 

Verfahrenstechnisch handelt es sich um 
ein physikalisch-chemisches Verfahren 
einer Heißgas-/Heißdampfdekontami­
nation mit Zusatz von Dekont-Chemi­
kaLien. 
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Bei der A-Dekontamination werden die 
Radionuklide durch den Heißdampf 
nicht von der Oberfläche entfernt. Es 
erfolgt eine Einsedimentierung in die 
Oberfläche des Waffensystems. Der 
Dekontaminationsfaktor liegt bei 

10-40 %. Die Reststrahlung ist so hoch, 
daß eine weitere Gefährdung für Solda­
ten in der Nähe des Waffensystems be­
steht. 

Die B-Dekontamination wird durch den 
Zusatz von Desinfektionsmitteln und 
die hohe Temperatur des Turbinen­
strahis sowie den Transport des Des­
infektionsmittels im Dampfstrahl gut 
beherrscht. Die C-Dekontamination 
funktioniert nur teilweise. Bei Fahrzeu­
gen und Waffensystemen, die nicht 
durch geländespezifische Verschmut­
zungen kontaminiert sind, ist im Be­
reich der Seitenflächen eine befriedigen­
de Dekontamination gewäh rleistet. Es 
erfolgt eine Nachdiffusion des in den 
Lack eingedrungenen Kampfstoffs an 
den ausgebesserten Lackstellen mit un­
terschiedlicher Lackdicke, weiterhin 
eine Nachdiffusion des Kampfstoffs aus 
Dichtungsmaterialien und den stark ver­
fetteten Stellen (Lagerfette, Diesel- und 
sonstige Treibstoffablagerungen). 

Bei Waffensystemen, die geländespezifi­
sche Verschmutzung aufweisen (Sand, 
Lehm, Staub, Löß, usw.), ist das Rest­
risiko erheblich größer, da der Kampf­
stoff im geländespezifischen Schmutz 
eingelagert ist und teilweise unter dem 
Schmutz in den Lack diffundiert ist. 
Dieses System hat aufgrund seiner kon­
struktiven Auslegung und Verfahrens­
festlegung erhebliche Mängel bei den 
schwer hydrolisierbaren und tempera­
turstabilen Nervenkampfstoffen. Die 
Entwicklung der neuen VX-Kampfstof­
fe der Vereinigten Staaten ist deshalb 
eine konsequente Rüstungsmaßnahme 
zur Umgehung der ABC-Abw~hrmaß­
nahme der Sowjetunion. 

Die Dekontchemikalien sind nicht spe­
ziell der Kampfstoffentwicklung ange­
paßt und bringen deshalb keinen we­
sentlichen Beitrag zur Verfahrenssicher­
heit. 

Die Personendekontamination mit der 
Desinfektions- und Duschanlage DDA-
53 hat ebenfalls den einsatztaktischen 
Vorteil der hohen Mobilität, um die 
Dekontkapazität entsprechend dem 
Kampfgeschehen einzusetzen. Der 
Nachteil liegt im Verfahren. Das Du­
schen über Duschanlagen im konventio­
neHen Sinne führt zur zeitweisen Erhö­
hung der Gefährdung durch Einwa­
schen der Radionuklide in die Poren der 
Haut. Die Kampfstoff tröpfchen auf der 
Hautoberfläche werden durch einen 



normalen Waschvorgang verteilt und 
führen zu einem stärkeren Eindringen 
des Kampfstoffs in die durch Warmwas­
ser aufgeweichte Haut. 

Die Geländedekontaminationsverfahren 
stellen verfahrensspezifisch keine hohen 
Forderungen und werden deshalb durch 
die ausgebildeten chemischen Truppen 
beherrscht. 

Die Verfahren zur Bekleidungs- und 
Ausrüstungsdekontamination wurden 
bisher nicht weiterentwickelt und haben 
verfahrensmäßig erhebliche Mängel ana­
log den Verfahren im Westen. 

Die Dekontaminationsverfahren und 
-mittel werden innerhalb des Warschau­
er Paktes energisch weiterentwickelt. 
Nicht korrosive Dekontmittel-Ent­
wicklungen (Oxime, mineralische Ton­
adsorber) haben hierbei Vorran g. Das 
Restrisiko wird bei den sowjetischen 
Truppen höher angesetzt als im Westen . 

USA 

Di~ Vereinigten Staaten haben in den 
70er Jahren begonnen, die einge­
schränkten Aktivitäten im Bereich der 
chemischen Abwehr verstärkt wieder 
au~zubauen. Die ABC-Abwehr hat 
zwischenzeitlich ca. 4000 Soldaten und 
ist damit dem ausgebildeten ABC-Per­
sonal der chemischen Truppen der So­
wjetunion erheblich unterlegen. Die 
Ausrüstung für Materialdekontamina­
tion, Personendekontamination, Gelän­
de- und Bekleidungsdekontamination 
ist diesen geringen Dekontkapazi täten 
angepaßt. 

Aufgrund der Aufrüstung im chemi­
schen Bereich innerhalb des Warschauer 
Paktes wird im U.S. Army Chemical 
Center and School, Alabama und Che­
mical Systems Laboratory, Aberdeen 
umfangreiche Forschungsarbeit für die 
ABC-Abwehr betrieben. 

Die Ausstattung bei der Truppe bezieht 
sich auf die DS2-Lösung. Es handelt 
sich hierbei um ein Alkoholat-Amin­
Gemisch. Diese Dekontaminationslö­
Sung wird über KleinentgiItungsgeräte 
ausgebracht. Der Nachteil liegt im nied ­
rigen Flammpunkt von 79,6 °C. Die 
Materialbeschädigung, Korrosion bei 
einer Reihe von Metallen, Aufweichung 
des Farbanstriches, Beschädigung von 
Dichtungsmaterialien wird in Kauf ge-

Dipl.-Ingenieur (FH) H. Stelzmüller. 
Geb. 3.4. 1947. Studium Maschinenbau 
an der Fachhochschule Esslingen. Seit 
1978 bei Firma Alfred Kärcher, Winnen­
den, zuständig für den Bereich Sonder­
kunden In- und Ausland. Seit 1980 wer­
den von ihm Beratungen auf dem Ge­
biet der ABC-Abwehr für verschiedene 
Staaten der NATO und neutrale Staaten 
durchgeführt. 

nommen. Eine gründliche Nachwäsche 
mit warmem Wasser, nach Möglichkeit 
im Hochdruckbereich, ist spätestens 
nach 30 Minuten notwendig. Die Groß­
gerätedekontamination erfolgt · durch 
wäßrige Calciumhypochloritlösungen 
mit dafür umgerüsteten Fahrzeugen. 
Die Viskosität der Calciumhypochlorit­
lösung wird durch Zusatz von Zitronen­
säure verbessert. 

Das Verfahren birgt erhebliche Unsi­
cherheit hinsichtlich der Nachdiffusion 
des Kampfstoffes aus den Lacken und 
Dichtungsmaterialien. Die Nachteile für 
Planen, Optik usw. sind bekannt. Es 
wird deshalb erwartet, daß die NATO­
Emulsion (Entwicklung Bundesrepu­
blik Deutschland) ebenfalls bei den US­
Streitkräften eingeführt wird. Die A­
Materialdekontamination ist ebenfalls 
nur bedingt. Es handelt sich nur um 
Abwaschverfahren, bei denen die De­
kontaminationswerte im Bereich von 
10-30 % liegen. Nach dieser Dekonta­
mination ist das Restrisiko für die Sol­
daten erheblich. 

ABC-Abwehr 

Für die Materialdekontamination wer­
den ebenfalls Versuche mit einer Turbi­
ne gefahren. Beachtet werden muß, daß 
feldmäßige Bedingungen wesentlich an­
dere Dekontergebnisse bringen als La­
borversuche mit im Labor kontaminier­
ten Testblechen. Eine Systemanalyse 
des sowjetischen Turbinenstrahlsystems 
ist zweckmäßig. 

Eine Reihe von weiteren Verfahren wie 
Schutzdispersionsauftragung wird ge­
testet und entwickelt. Aufgrund der 
vorhandenen fachlichen Kapazität wird 
erwartet, daß die Ausstattungslücken 
bei den US-Streitkräften in den nächsten 
Jahren geschlossen werden. 

Bei der Personendekontamination wer­
den Feldduschen eingesetzt, die Nach­
teile im Verfahren und der Handhabung 
sind bekannt. Niederdruck-Durchlauf­
erhitzer erwärmen das Duschwasser für 
die Dekontamination. 

Die Geländedekontamination wird 
ebenfalls mit Chlorabspaltern oder 
chlorhaItigen Produkten durchgeführt 
(Calciumhypochlorit). 

Für die Bekleidungs- und Ausrüstungs­
dekontamination werden außer behelfs­
mäßigen Kleingeräten bisher keine Pro­
blemlösungen angeboten. 

Großbritannien 

Die ABC-Abwehr im Vereinigten Kö­
nigreich konzentriert sich auf die per­
sönlichen Schutzmaßnahmen der Solda­
ten. Hier wird innerhalb der NATO im 
Bereich der Schutzanzüge und der per­
sönlichen Dekontaminationsausrüstung 
Pionierarbeit geleistet. Die Grundlagen 
hierfür werden im Defence NBC Cent­
re, Winterbourne Gunner und im Che­
mical Defence Establishment, Porton 
Down, erarbeitet. 

Für die Großgerätedekontaminacion 
werden nur einfache, behelfsmäßige 
Mittel angeboten (DS2-Lösung in Be­
hältern, usw.). Der Grund für die bishe­
rige Ablehnung von automatisierten 
Großdekontaminationssystemen liegt in 
der Erkenntnis, daß die bisher in Ost 
und West bekannten Dekontamina­
tionsverfahren erhebliche Verfahrens­
nachteile bergen. Die Aspekte der 
Nachdiffusion des Kampfstoffes aus 
Dichtungsmaterialien, Lacken, Ritzen 
und die nachträgliche Gefährdung von 
Soldaten, die ohne Schutzkleidung mit 
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ABC-Abwehr 

den Waffensystemen in Berührung 
kommen, haben bisher die Ablehnung 
der Großdekontsysteme bewirkt. 

Die Ausbildung der britischen Streit­
kräfte ist deshalb auf einen »schmutzi­
gen Kampf« ausgerichtet. 

Die Personendekontamination ent­
spricht dem bekannten Duschverfahren 
mit den schon aufgeführten Nachteilen. 
An einem Containerduschsystem wird 
gearbeitet. 

Für die Geländedekontamination wer­
den keine Spezialverfahren gegenüber 
den bekannten Verfahren eingesetzt. 

Die Bekleidungs- und Ausrüstungsde­
kontamination ist bisher ebenfalls nur in 
einem behelfsmäßigen Zustand gelöst. 
Die Dekont-Kapazität von Beklei­
dungs- und Ausrüstungsgegenständen 
für größere Verbände muß noch ent­
wickelt werden. Der Trend geht hin­
sichtlich der persönlichen Schutzklei­
dung zur Ausstattung der Soldaten mit 
mehreren Overgarments. 

Absorbierende Pulver (Fuller-Erde) 
kommen ebenfalls zum Einsatz. 
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Es wird eine höhere Gefährdung für die 
Soldaten in Kauf genommen, da man 
nicht bereit ist, hohe Dekontamina­
tionskapazitäten bereitzustellen. 

Die Sowjetunion kann C-Kampfstoff in 
unterschiedlicher Tröpfchengröße aus­
tragen. Die großen Tröpfchen durch­
dringen den Overgarment (Schutzfak­
tor 0). Sichere Dekontaminationsverfah­
ren müssen deshalb auch im Vereinigten 
Königreich entwickelt werden. 

Frankreich 

Die ABC-Abwehr wurde seit dem 
2. Weltkrieg in Frankreich weiterent­
wickelt. Die Grundlagenarbeit wird im 
Centre de Defense Nucleaire, Biologi­
que et Chimique in Zentral-Frankreich 
durchgeführt. Für die Materialdekonta­
mination ist bei den französischen 
Streitkräften ein Einachsanhänger-De­
kontaminationsgerät eingeführt, das mit 
Kaltwasser, Hochdruck und Dekont­
Chemikalien die Dekontamination 
durchführt. Das Fahrzeug hat ein Fas­
sungsvolumen von 600 I für Dekontami-



nations lösungen, eine Hochdruckpum­
pe, die bis 40 bar arbeitet, und einen 
Benzinmotor, 8 PS. Mit diesem Gerät 
soll die chemische, biologische und nu ­
kleare Dekontamination von Personen, 
Ausrüstung und Räumen erfolgen. Wei ­
tere Entwicklungen, die Verfahrensver­
besserungen bringen, können aus 
Frankreich erwartet werden, da hervor­
ragende Entwicklungsfachleute für die 
ABC-Abwehr zur Verfügung stehen. 

Die Personendekontamination wird 
ebenfalls mit obigem Gerät durchge­
führt. Eingeführt sind auch Feld­
duschen, die für die behelfsmäßige Per­
sonendekontamination verwendet wer­
den können. 

Die Geländedekontamination Ist den 
anderen Ländern angepaßt. 

Für die Bekleidungs- und Ausrüstungs­
dekontamination stehen behelfsmäßige 
Möglichkeiten zur Verfügung. 

Durch die Intensivierung der For­
schungsarbeit ist mit Verbesserungen im 
Bereich der ABC-Abwehr der französi­
schen Streitkräfte zu rechnen. Die 
Schwerpunkte li egen auf dem Gebiet 
der Hochdruck-Dampfstrahler mit ver­
besserten Dekontaminationschemika­
lien . 

Bundesrepublik Deutschland 

Durch das Bedrohungspotential des 
Warschauer Paktes und den möglichen 
Einsatz von taktischen Nuklearwaffen 
und chemischen Waffen bei zukünftigen 
Kampfhandlungen wurde bei der Grün­
dung der Bundeswehr der Bundesrepu­
blik Deutschland ein differenzierter 
ABC-Schutz aufgebaut. Der ABC­
Schutz umfaßt alle Ebenen bis zu selb­
ständigen ABC-Abwehrbataillonen, die 
als Teil der Kampfunterstützungstrup­
pen große Dekont-Kapazitäten auf dem 
Haupt-Entstrah I un gs-Entseuch u ngs­
Entgiftungs-Platz (HEP) zur Verfügung 
stellen. 

Die Dekontamination erfolgt mit den 
TEP-Fahrzeugen (Truppen-Entstrah­
lu ngs-Entseuch ungs-En tgiftungs-Platz­
Fahrzeugen) im Rahmen der ABC-Ab­
wehr aller Truppen . Der Lkw 5-Tonner 
ist ausgestattet mit 1,5 m 3_ Tank, einem 
Durchlauferhitzer, diversen Rüstsätzen 

für Gelände- , Personen-, Ausrüstungs­
und Bekleidungsdekontamination. Die 
bisherigen Verfahren der Niederdruck­
Dekontamination bringen keine Verfah­
renssicherheit, insbesondere im Bereich 
der A-Dekontamination haben die Ver­
fahren erhebliche Nachteile. 

Die Weiterentwicklung wird durch 
Fachleute der Wehrwissenschaftlichen 
Dienststelle energisch vorangetrieben. 
Grundlage für die zukünftigen Ent­
wicklungen bilden die Forderungen der 
ABC-Abwehr-Truppen entsprechend 
den Bedrohungsanalysen. Der defensive 
Teil der ABC-Abwehr ist in der Bun­
desrepublik Deutschland am stärksten 
ausgebaut. 

Die C-Dekontamination wurde verfah­
rensmäßig verbessert durch die NATO­
Emulsion (entwickelt durch die Wehr­
wissenschaftliche Dienststelle Munster). 
Die verfahrensmäßigen Nachteile hin­
sichtlich der Gerätetechnik werden ent­
sprechend den militärischen Forderun­
gen beseitigt. 

Die Nachteile des Dekontfahrzeuges 
liegen im Einsatzkonzept und der nicht 
vorhandenen Verfahrenssicherheit bei 
Mischkontamination. Hohe Rüstzeiten 
mit ei nem großen Personalaufwand sind 
erforderl ich, bis das Fahrzeug einsatz­
bereit ist. Die Wintereinsatzfähigkeit 
und Nachteinsatzfähigkeit ist bedingt 
gegeben. Der Aufbau der Duschzelte 
für die Personendekontamination er­
möglicht nicht den Einsatz des Fahr­
zeugs entsprechend den möglichen zu­
künftigen Kampfhandlungen. Ein hoher 
Wasserbedarf durch das Niederdruck­
system läßt einen autarken, zeitweiligen 
Betrieb des Fahrzeuges nicht zu. Die 
Niederdruckdekontamination mit viel 
Wasser hat erhebliche Verfahrensnach­
teile bei der Entstrahlung. Die Nieder­
druck-Dampfstrahler auf dem HEP 
werden ersetzt durch die Hochdruck­
Dampfstrah ier. 

Die Fahrzeuge sind im Einsatz sehr per­
sonalaufwendig und bringen auch für 
die Bekleidungs- und Ausrüstungsde­
kontamination keine Verfahrenssicher­
heit. An der Verfahrensverbesserung 
entsprechend den einsatztaktischen For­
derungen wird intensiv gearbeitet. 

ABC-Abwehr 

r----------Anzeige 

5. 5Eherwalth IimbH 
Ludwigshöhe 3 

6603 Sulzbach-Altenwald 

Telefon : 06897/ 8046 

FaEhfinna für 5Ehutuaumbau 

Planung, Lieferung und Montage 
von 

Be- und Entlüftungsanlagen 
SChutzraumabschlüssen wie 
Türen und Tore in 

gasdichter 
schocksicherer 
strahlengeschützter und 
druckfester Ausführung 

Schutzraumeinrichtungs­
gegenständen 

EU 3-Filtern für Schutzluft 
EU 3-Filtern für Normalluft 

Durch das Grundlagenwissen um die 
Verfahren zur Entstrahlung, Entseu­
chung, Entgiftung ist für den TEP und 
HEP mit erheblichen Kampfwertsteige­
rungen und Verfahrensverbesserungen 
mit der Umstellung auf Hochdruck­
systeme zu rechnen. 

Es wurde frühzeitig die Weiterentwick­
lung der Systeme vorangetrieben, um 
die führende Rolle der ABC-Abwehr 
innerhalb der NATO auch in Zukunft 
beizubehalten. 

Beitrag wird In ZIVILVERTEIDIGUNG 2/ 83 
fortgesetzt. 

Quelle: Alfred Kärcher GmbH 
7057 Winnenden 
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Planung 
Ausführung 
IiraßSEhulzröumen 

in Tiefgaragen 

Neue technische Unterlagen und 
Änderungen 

D ie in Heft IV 182 erwähnten Unter­
lagen 

• 4. Ergänzung zum Arbeitsblatt 
"Ausführung, Prüfung und Abnahme 
von lüftungstechnischen Einbauteilen 
in Schutzräumen" - Fassung Juni 1975 

• Berichtigung zum Anhang "Nach­
weis der Schocksicherheit von Einbau­
teilen in Schutzräumen" - Fassung Juni 
1981 

• Anhang "Abnahme von Schutz­
räumen (Vollständigkeits- und Funk­
tionsprüfung)" - Fassung Mai 1982 
wurden inzwischen in die Vereinba­
rungsmuster eingearbeitet. Die Ände­
rungen der Vereinbarungsmuster sind 
vom Bundesminister der Finanzen mit 
Erlaß vom 3. 12. 1982 - VI C 2 - VV 
2515 - 30/82 bekanntgegeben worden. 

Ich würde es als positiv ansehen, wenn 
die vorstehenden Unterlagen, soweit 
nach dem Baugeschehen noch möglich, 
mit Zustimmung des Zuwendungs­
empfängers auch noch bei bereits ab­
geschlossenen Vereinbarungen durch 
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entsprechende Ergänzungen berück­
sichtigt werden. Hierdurch könnte ins­
besondere die Abnahme der Groß­
schutzräume baldmöglichst nach einem 
einheitlichen System durchgeführt 
werden . 

Als wesentliche Änderungen wurde in 
die Vereinbarungsmuster folgendes 
aufgenommen: 

• Anstelle der Vorlage der für den 
Schutzraum erforderlichen statischen 
Berechnungen genügt nunmehr in Ab­
schnitt II Nr. 1.5.1 "derfür den Schutz­
raum erforderliche Prüfbericht des Prüf­
ingenieurs für Baustatik - oder gleich­
wertig" . 

• Der Bauherr ist nach den geänderten 
Mustern bei allen Großschutzräumen 
(auch mit weniger als 1000 Schutz­
plätzen) verpflichtet, die technischen 
Anlagen des Schutzraumes (Lüftungs­
und zugehörige Elektroanlagen) auf 
seine Kosten vom Technischen über­
wachungsverein/Staatlichen Techni­
schen überwachungsamt (TüV/TüA) 
abnehmen zu lassen (Vollständigkeits­
und Funktionsprüfung). Die übrigen 
Teile werden von der Oberfinanzdi­
rektion abgenommen . 

und 

von 

Teil UI 

Torü berstände 

In Heft IV 182 wurden die erforderlichen 
Tordicken und -überstände für innen 
angebrachte Tore dargestellt. Diese 
Anbringung ergibt im allgemeinen un­
günstigere Versionen bezüglich der 
Breite der Torüberstände. 

Günstigere Lösungen hinsichtlich der 
Torüberstände ergeben sich bei außen 
befestigten Toren, wenn seitlich Tor­
kästen oder Lisenen aus Stahlbeton 
angebracht werden (siehe Bilder 1 bis 4). 
Wie aus den Bildern ersichtlich, sind 
dann lediglich noch vergrößerte über­
stände der Tore bei einer Anordnung 
nach Bild 3 erforderlich. Hierbei ist 
folgende Situation gegeben: Keine 
trümmersichere Decke außerhalb des 
Schutzraumes im Torbereich vorhanden, 
Verstrahlung und Brandbelastung un­
mittelbar am Tor möglich . 

Hinsichtlich der Bemessung der Tore 
besteht zwischen der äußeren und der 
inneren Anordnung derTore kein Unter­
schied. Es muß in beiden Fällen nachge­
wiesen werden, daß die Tore und die 
Verankerungen die in den BGT 79 vor­
gesehenen Belastungen aufnehmen 
können. Es sind daher in der Praxis 
beide Lösungen möglich. 
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Tiefgaragen 

Bemessung der Tore 

Bei der Bemessung von Toren sind die 
Rechenwerte der Betondruckfestigkeit -
anstelle der Angabe in Heft IV /82 
Seite 64 - mit folgenden Werten zu be­
rücksichtigen: 

B 25 ßR = 17,5 MN/m2 = 17,5 N/mm2 

B 35 ßR = 23 MN/m2 = 23 N/mm2 

B 45 ßR = 27 MN/m2 = 27 N / mm2. 

Die Berechnung der Tore für den Lastfall 
Schockbelastung (Sicherheit v = 1) als 
Bruchlast kann unter Zugrundelegung 
der Ersatzlast in Heft III/82, die sich aus 
der Forderung in Nr. 5.6 der BGT 79 
ergibt, bei 

Beton B 25 
BSt 420/500 

wie folgt durchgeführt werden'. 

Bild 5: Lastbild Tor 

Horizontale Ersatzlast (siehe Bild 5): 

FE = DFL · amax . m 

FE = 1,6 . 6,3 . g' m 

FE = 1,6 · 6,3·9,81 . m 

["; . kg ] 
s 
[=N] 

FE = 1,6·6,3·9,81· m/ l000 [kN] 

FE = m [kN] 
10 

Vorgeschriebene Masse des Tores 
(Nr. 5.4.3 BGT 79): 

m = 0,40 · 2500 = 1000 kg/m2 

Horizontale Ersatzlast: 

FE = 1000/ 10 =100 kN/m2 

Maximales Feldmoment 
(einachsig vertikal gespannt): 

M = 100.2,502/8 = 78,1 kNm/ m 
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Die Tabelle - Bild 8 in Heft IV/82 
wurde auf der Grundlage folgender Di­
mensionen berechnet: 

h[mm] 
kh = ::::;--;========; 

M [kpm/ m] 
b[m] 

f k,· M [kpm/ m] [ 2/ ] e, = cm m 
h [mm] 

(k,-Werte aus Bild 8, Heft IV/82 Zeile 
6,7 oder 9) 

Bei dem obigen Beispiel ergibt sich da­
nach folgende (beidseitige) Bewehrung: 

370 
kh = \ffi = 4,19 -+ 3,25 

7810 
1,0 

k, = 0,24 (Bild 8, Heft IV/ 82, Zeile 7) 

fe, = 7810 · 0,24 = 5 07 cm2/m 
370 ' 

Um eine Anpassung an die einschlägige 
Fachliteratur (cm, kN) z. B. im Beton­
kalender - Bemessung von Stahlbeton­
teilen - zu erhalten, ist in Bild 6 die 
Tabelle Bild 8 aus Heft IV /82 auf 
folgende Dimensionen umgerechnet 
worden: 

k 
h [cm] 

h = ::::;--;:::::=========; 
M [kNm/ m] 

a, = 

b[m] 

k,· M [kNm/m] [cm2/ m] 
h [cm] 

(k, kann aus Bild 6 entnommen werden) 

Nach obigem Beispiel errechnet sich die 
Bewehrung dann wie folgt: 

kh = VW
37

,0 = 4,19-+ 3,25 
78,1 
1,0 

k, = 2,4 (siehe Bild 6) 

a, = 78,1 ' 2,4 = 507 cm2/m 
37 ' 

gew.: 

0 10; e = 15 cm (5,24 cm2/ m) 
innen und außen (gem. Belastungsbild 5) 
Verteiler 3 0 8/m 

Bei Betonstahlmatten ergibt sich fol­
gende Bewehrung: 

kh = 4,19-+ 3,25 

k, = 2,2 (siehe Bild 6) 

a = 78,1' 2,2 = 464 cm2/m 
, 37 ' 

gew.: R513 (5,13/1,13) 
oder 150.300.7,od ·6,5 (5,13/1,10) 

Wie man hieraus erkennt, ist der Beweh­
rungsanteil bei Betonstahlmatten in die­
sem Fall infolge der vorgegebenen Quer­
schnitte bei Lager- oder Listenmatten 
nur unwesentüch niedriger als bei BSt 
420/500. Betonstahlmatten sind grund­
sätzlich nur dann wirtschaftlicher, wenn 
die Mehrkosten für die Matten geringer 
sind als die Kosten für das Schneiden und 
Verlegen von Stabstählen. 

Staubfilter 

Staubfilter sind nach der Definition im 
Arbeitsblatt "Ausführung, Prüfung und 
Abnahme von lüftungstechnischen Ein­
bauteilen in Schutzräumen" - Fassung 
Juni 1975 - (TGLü 75) Einrichtungen 
zur Reinigung der Außen- und Umluft 
von Stäuben. 

In Nr. 7.5.4.3 der BGT 79 ist bezüglich 
der Ausführung ledigüch der Hinweis 
enthalten, daß sie diesem Arbeitsblatt 
entsprechen müssen und daß die Staub­
filter für den Schutzluftvolumenstrom 
strahlungsgeschützt einzubauen sind . 

In Ergänzung der Zusammenstellung 
in Heft I (82) - Seite 66 - über die 40 cm 
dicken Wände, die zur Strahlungsmin­
derung erforderlich sind, sind nach 
Nr. 7.5.4.3 und den Anlagen 8 bis 11 
der BGT 79 jeweils eines der beiden 
Staubfilter mit einer Strahlungsab­
schirmung gern. Nr. 5.4 (siehe Anlagen 
8 bis 11) bzw . Nr. 5.4.4 (siehe NT. 
7.5.4.3) aufzustellen. Dabei ist hinsicht­
lich der Anordnung und evtl. Abwin­
kelung von Rohrleitungen davon auszu­
gehen, daß eine Verstrahlung lediglich 
von den Staubfiltern aus möglich ist . 
Sofern die Staubfilter entsprechend an­
geordnet werden, ist keine Abwinkelung 
der Rohrleitungen zu den Aufenthalts-



Bild 6: Bemessungstabelle für den Rechteckquerschnitt (Biegung) 

Richtwerte k. (Erschöpfungszustand ) 

Betonfestigkeitsklasse - 1:, 11:. BSt 220/340 

B25 B 35 (%0) 

5,44 4,74 0,5/5,0 

3,25 2,81 0,9/5,0 

2,37 2,09 1,3/5,0 

1,96 1,71 1,8/5,0 

1,74 1,52 2,2/5,0 

1,61 1,39 2,6/5,0 

1,52 1,33 3,0/5,0 

1,45 1,26 3,3/5,0 

1,42 1,26 3,5/5,0 

1,39 1,20 3,5/4,5 

1,36 1,17 3,514,0 

1,33 1,14 3,5/3,5 

l~* 1,30 1,11 3,5/3,0 

räumen o.ä. hin oder keine zusätzliche 
Verstärkung der Wände erforderlich. 
(siehe Bilder 7 und 8) . Es muß lediglich 
dafür gesorgt werden, daß die angren­
zenden Aufenthaltsräume o.ä. vom 
Staubfilter aus nicht verstrahlt werden 
können. 

Nach den Bildern 7 und 8 ist der Einbau 
von Staubfiltern sowohl in der Ansaug­
leitung als auch in Zwischenwänden 
möglich. 

ß. = 300 
N/mm2 

k. k. 

0,09 0,97 3,5 

0,15 0,95 3,5 

0,21 0,93 3,6 

0,26 0,91 3,7 

0,31 0,88 3,8 

0,34 0,87 3,9 

0,37 0,85 3,9 

0,40 0,84 4,0 

0,41 0,83 4,0 

0,44 0,82 4,1 

0.47 0,81 4.1 

0,50 0,79 4,2 

0,54 0,79 4,3 

Filterklassen nach DIN 24185 Teil 21
) 

Mittlerer Mittlerer 

Filter-
Abscheidegrad Wirkungsgrad 

klasse 
gegenüber gegenüber 

synthetischem atmosphärischem 
Staub in % Staub in % 

EU3 80 ~ A m < 90 -
EU4 90~ Am -

I) Die Lufrfilter- Klasseneinteilung nach DIN 24 185 
Teil 2 entspricht der vom EUROVENT be­
schlossenen europäischen Klasseneinteilung, 
die zur weiteren Beratung an die ISO weiter­
geleitet wird (EUROVENT - Europäisches 
Komitee der Hersteller von lufttechnischen 
und Trocknungsanlagen, Lyoner Straße 18, 
6000 Frankfurt/Main 71) . 

Während nach Nr. 7.5.4.1 der BGT 
79 Staubfilter der "Filterklasse B 2" und 
nach Nr. 10.1.2 der TGLü 75 der 
"Leistungsstufe A 2" einzubauen sind, 
werden nunmehr im Anhang "Typen­
prüfung von Staubfiltern" - Fassung 
Oktober 1981 -, bekanntgegeben im 
Bundesanzeiger Nr. 41 vom 2. 3. 1982, 
Staubfilter gefordert, die mindestens der 
"Filterklasse EU 3" nach DIN 24 185, 
Teil 2, vom Oktober 1980 entsprechen. 
Dort ist folgende Klassifizierung an­
gegeben: 

Die Forderungen bezüglich der Staub­
filter richten sich somit einmal nach 
Nr. 10.1 der TGLü 75, wobei der erste 
Satz in Nr. 10.1.2 nicht mehr zutrifft, 
da sich die Leistungsstufe entsprechend 
der Norm geändert hat und die genann-
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Beiwerte k. bei 

BSt420/500 BSt 500/550 
ß. variabel ß." 470 

N/mm2 

k. ß. 

2,3 450 2,2 

2,4 450 2,2 

2,4 450 2,3 

2,5 450 2,3 

2,6 445 2,3 

2,7 425 2,4 

2,9 405 2,5 

3,0 400 2,5 

3,0 400 2,5 

3,0 400 2,6 

3,1 400 2,6 

3,2 400 2,7 

3,2 400 2,7 

ten Richtlinien nicht mehr gültig sind. 
Ergänzend dazu sind in dem o.g. 
Anhang - Fassung Oktober 81 - For­
derungen enthalten, die sich insbeson­
dere auf das Brennverhalten der T rocken­
filtermatten, die Prüfung des Anstrichs, 
die Maßhaltigkeit, die Schock- und Luft­
stoßsicherheit, jedoch auch auf die 
Dichtigkeit und Leistung beziehen . Alle 
diese Forderungen müssen für Staub­
filter erfüllt sein, die eine Verwendungs­
bescheinigung erhalten haben. 

Bisher wurden Verwendungsbeschei­
nigungen vom Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städte­
bau für folgende Staubfilter ausgestellt 
-Stand 31. 12. 82: 

Bauart EGA Größen 1,2,3,4 und 5 
bis einschließlich Regelprüfklasse 
RK 0,63/ 6,3 Bescheinigung Nr. 022182 
vom 10.11. 1982 für 
Delbag Luftfilter GmbH 
SchweidnitzerStr. 11- 16, 1000 Berlin 31, 
Tel. 030 / 43810 . 
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Typ "Lumat" (Füterklasse EU 3) 
bis einschließlich RegelprüfkJasse 
RK 0,63/ 6,3 Bescheinigung Nr. 020/81 
vom 3.8.1981 
für Luwa Gerätetechnik GmbH 
Postfach 36 09, 6000 Frankfurt 1 
Tel. 06 11 / 403 50 

Typ SRF-S und SRF-N, EU 3 
bis einschließlich Regelprüfklasse 
RK 0,63/6,3 Bescheinigung Nr. 040/82 
vom 30.8.1982 für 
S. Scherwarth GmbH 
Ludwigshöhe 5, 
Postfach 1408 
6603 Sulzbach-Altenwald 
Tel. 06897 / 8046-47 

Raumfilter 

Raumfilter dienen nach der Definition 
in Nr. 10.3.1 derTGLü 75 zur Retnigung 
der atmosphärischen Luft von ABC­
Kampfmitteln. 

Die Forderungen hinsichtlich der Aus­
führung der Raumfilter sind in 
Nr. 7.5.4.2 der BGT 79 sowie in Nr. 10.3 
der TGLü 75 enthalten. 

Unabhängig von einer Typenprüfung 
der Raumfilter in den Herstellerwerken 
müssen gern. dem Anhang "Abnahme 
von Schutzräumen (Vollständigkeits­
und Funktionsprüfung)" - Fassung 
Mai 1982 - folgende Eigenschaften der 
Raumfilter bzw. Unterlagen bei der 
Abnahme der Schutzräume überprüft 
werden: 

• Äußere Beschädigungen 

• Plombierung 
.• Messung des Luftvolumenstromes je 

Raumfüter (Einbau eines Wider­
standszwischenstückes) 

• Schocksichere Befestigung in über­
einstimmung mit derjenigen, die bei 
ErteLlung der Verwendungsbeschei­
nigung zugrunde lag 

• Bedienungs- und 
Wartungsan weisung 

• Druckdifferenz 

• Dichtigkeit des Gehäuses 

• Gasdichter Einbau des Aktivkohle­
filterteLIes. 

Eine solche überprüfung muß durch­
geführt werden, wenn die Abnahme 
nach dem o.g. Anhang verbindlich 
vereinbart wurde. 
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Bei flüchtiger Betrachtung scheint es sich 
bei der Typenprüfung und bei der Ab­
nahmeprüfung um eine Doppelprüfung 
zu handeln. Wenn man sich jedoch 
vorstellt, daß beim Transport oder beim 
Einbau Beschädigungen durch Stöße, 
Undichtigkeit etc. entstehen können, 
welche die Wirkung des RaumfLlters be­
einträchtigen oder gar völlig herabsetzen 
können , so daß das Filter unbrauchbar 
und die Funktionsfähigkeit nicht mehr 
gegeben ist, erkennt man schnell den 
Sinn dieser ganzen überprüfungen: Ein­
grenzung des Zeitpunktes eines Scha­
denseintrittes im Hinblick auf eine 
Schadensbeseitigung oder Ersatzbe­
schaffung. Eine bloße Sichtprüfung 
reicht somit bei etner Abnahme nach 
dem o.g. Anhang nicht aus. 

Neben der Abnahmeprüfung ist die 
Wartung der Raumfilter von Bedeutung. 
Hierbei kann sehr wohl zwischen Sicht­
und Funktionsprüfung unterschieden 
werden, die jeweils in bestimmten Inter­
vallen durchgeführt werden müßten. 

Bisher wurden für folgende Raumfilter 
R 0,75, R 1,5, R 3,0 und R 10 Verwen­
dungsbescheinigungen des Bundes­
ministers für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau erteilt- Stand 31. 12. 82: 

R 0,75; R 1,5 und R 3,0 
für Grundschutz und verstärkten Schutz 
in Verbindung mit dem Schockteller des 
entsprechenden kombinierten Normal­
und Schutzlüftungsgerätes 
bis einschI. Regelprüfklasse RK 2,5/25 
Bescheinigung Nr. 015179 vom 16. 5. 79 
für Auergesellschaft GmbH 
Friedrich-Krause-Ufer 24 
1000 Berlin 65 

R0,75; 1,5 und3,0 
für Grundschutz und verstärkten Schutz 
bis einschI. Regelprüfklasse RK 2,5125 
Bescheinigung Nr. 001/78 vom 18. 4. 78 
für Drägerwerk AG 
Postfach 13 39 
2400 Lübeck 1 

R 0,75; R 1,5 und R 3,0 
für Grundschutz und verstärkten Schutz 
in Verbindung mit dem Schockteller des 
entsprechenden kombinierten Normal­
und Schutzlüftungsgerätes 
bis einschI. Regelprüfklasse RK 2,5125 
Bescheinigung Nr. 031 /79 vom 24. 9. 79 
für Luwa GmbH 
Postfach 36 09 
6000 Frankfurt 1 

Grundriß 

A 

StF 

SVF 

Bild 7: Staubfilter - in der Leitung eingebaut 

RF 

Bild 8: Staubfilter - in einer Wand eingebaut 



RIO 
für Grundschutz und in Verbindung mit 
dem Schockisolationsgestell der Firma 
Luwa, Frankfurt, für den verstärkten 
Schutz 
bis einschl. Regelprüfklasse RK 2,5/25 
Bescheinigung Nr. 014/79 vom 14. 5.79 
für Auergesellschaft GmbH 
Friedrich-Krause-Ufer 24 
1000 Berlin 65 

R 10 
für Grundschutz und in Verbindung mit 
Schockisolationsgestellen mit Verwen­
dungsbescheinigung für den verstärkten 
Schutz 
bis einschl. Regelprüfkla se RK 2,5/25 
Bescheinigung Nr. 047/ 82 vom 12 . 10.82 
für Drägerwerk AG 
Moislinger Allee 53/55 
2400 Lübeck 1 

RIO 
für Grundschutz und in Verbindung mit 
dem Schockisolationsgestell für den 
verstärkten Schutz 
bis einschl. Regelprüfklasse RK 2,5/25 
Bescheinigung Nr. 004/ 79 vom 14. 3. 79 
für Luwa GmbH 
Frankfurt 36 09 
6000 Frankfurt 1 

Bilder 9-15 siehe nächste Seite 

Prallplatte vor der 
L uftansa ugöffn ung 

Die Größe und der Abstand der Stahl­
platte vor einer Ansaugöffnung sind in 
Anlage 12 der BGT 79 dargestellt . Die 
Bemes ung der Platte und der Stege muß 
gem. Nr. 5.1 d) erfo lgen. Der Anschluß 
der Platte an die Stege ollte so vorge­
nommen werden, daß eine Abnahme der 
Platte zur Erneuerung des Korrosions­
schutzes ohne großen Aufwand möglich 
ist. 

Liegt die Ansaugöffnung unter der Erd­
gleiche, ist keine Prall platte erforderlich 
(siehe Bild 9). 

Belastung erdberührter 
Umfassungswände 

Die Belastung solcher Wände ist in 
r. 5.1 und r. 5.1 b) der BGT 79 ange­

geben. 

Nach Nr. 5.1 letzter Absatz ist einmal 
der aktive Erddruck (Bild 10), ggf. bei 
entsprechendem Grundwasserstand der 
Wasserdruck (Bild 11) - im Zweifelsfall 

Daten zum Zivilschutz 
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in vo ll er Geschoßhöhe - und der zusätz­
liche E rddruck aus einer evtl. Verkehrs­
last (Bild 12) zu addieren, wobei als 
Verkehrslast vereinfachend nur diejenige 
berücksichtigt werden muß, die ständig 
wirkt, d.h. die bei der Belegung des 
Schutzraumes aller Wahrscheinlichkeit 
nach vorhanden ist. Im Zweifelsfalle 
wählt man den zusätzlichen Erddruck 
aus der vollen Verkehrsla t. 

Zum anderen kommt noch die Belastung 
aus Nr . 5.1 b) hinzu. Für diese Ersatz­
last gibt es 3 Alternativen (Bilder 13, 
14, 15): 

• oberhalb des Grundwassers 
7,5 k 1m2 (Bild 13) 

• im Grundwasser (ggf. auch nur teil­
weise) 10 k 1m2 (Bild 14) 

• Erddruck aus Trümmerlast (Bild 15) 
(dieser Wert kommt bei kah = 0,3 erst 
etwa ab 5 bzw. 7 Geschossen bei 
Mauerwerksbauten oder bei 10 Ge­
schossen und mehr bei Stahlbeton­
skelettbauwerken in Frage). 

Die endgültige Belastung der erd be­
rührten Umfassungswände erhält man 
durch Superposition der Belastungs­
bilder 10, ggf 12,ferner 13 oder 14 oder 
15. 

Schutzbaumaßnahmen 
Haushaltssoll1982 im Vergleich zu 1981 

(in Millionen DM) 
Art der Steigerung 

1982 1981 In% Aulwendungen 
EInzeiplan 36 (Zivile Verteidigung) des Bundesheushalts HausschutzrAume 9.00 7.00 + 28.6 Planung '83 

Nutzbarmachung 29.00 26.10 + 11 ,1 Haushalt '82 (SI.nd 28.10.821 
MIoOM 'Y. MioOM % Mehrzweckanlagen 

(U·BahnhOle, 
ZV·Berelch des Tlelgaragen elc.) 45,84 29.84 + 53,6 
Bundesministers des Innern Sonstiges 5,40 5,21 + 3,6 

Ortllche Einrichtungen des Warndienstes 24,8 3,23 25,7 3,25 
Insgsaml 89,24 68,15 + 30.9 

Warndienst 65,2 8,50 66,6 8.43 

Erweiterung des Katastrophenschutzes 243.0 31 ,68 251 .0 31 ,77 

Technisches Hilfswerk 36.7 4.78 36,5 4,62 
Öffentlich geförderte Schutzplätze Öffentlich geförderte Schutzplätze 

Schutzbaumaßnahmen 89,2 11 .63 97,8 12,38 (Stand: De2ember 1981) - aufgeschlüsselt nach Bundesländern -

Maßnahmen zum Schutz der Gesundheit 42.5 5,54 43.1 5,46 
Schulzbauan lenlQ im Bau In Planung 

(Stand De2ember 1981) 

Schutz von Kulturgut 3,4 0,44 3,6 0,46 
144.247 

Schleswig .H~stein 29.527 
Mehrzweckbauten 138.082 145.512 

Katastrophenschutzschule des Bundes 4,7 0,61 4,7 0,59 Hamburg 82.329 
Schutzbauwerke aus 

Wasserwirtschaftllche dem 11. INellkrieg Bremen 145.039 
VorsorgemaBnahmen 4,1 0,54 5.1 0,65 a} Instandsetzung 99.733 - - Niedersachsen 160.228 
$onsllges im Bereich BMIIBZS 99,4 12.96 98.4 12.45 b) Nulzbarmachung 661 .158 80241 100.268 NOfdrheln·lNesllalen 492.787 
Akademie für zivile Verteidigung 1,6 0,21 1,8 0,23 Stollenanlagen 6.430 - - Aheinland·Pfalz 63.862 
Bundesverband 10r den Selbslschutz 54,8 7,14 55.7 7,05 Hausschutzraume 105.204 46.229 32.533 Hessen 123.302 

Zwischensumme 669,4 87,26 690,0 87,34 (Wohnungen. Schulen) 
Saarland 97.604 

ZV·Bereiche anderer Ressorts 97,7 12.74 100,0 12,66 BehördenSChutzraume 587.708 435 16.673 
Baden·WOrttemberg 201 .222 

Zivile Verteidigung Insgesamt 767,1 100,00 790,0 100,00 Insgesamt 2.164.453 Schutzplälze Bayern 144.014 
Davon Zivilschutz 656,8 85,62 676,5 85,63 = Schutzplatzangebot tur 3.51 % der BevOlkerung 

Berlln 19.723 
Bund ' LAnder 604.816 
und nachgeordn. Dienst bereich 

Q uelle: Bundesamt für Zivilschutz 
Insgesamt 2.164.453 
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Bild 9: Ansaugung unter Erdgleiche 

Bild 10: Erddruck 
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Bild 11: Wasserdruck 
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Peter Watson 
PSYCHO-KRIEG 
Möglichkeiten, Macht und Mißbrauch 
der Militärpsychologie 
ECON Verlag, Düsseldorf, 1982 
geb., 464 Seiten, DM 48,-

Dem kundigen Betrachter ist eine enorme 
Aufbruchsentwicklung der Militärpsy­
chologie in allen Teilen der Welt nicht 
verborgen geblieben. Eine zunehmende 
Ausweitung der traditionellen Einsatz­
ebenen über die Auswahl der Soldaten, 
deren Vertrautmachen mit Waffen und 
Gerät, sowie die Vorbereitung auf Spe­
zialaufgaben hinaus auf »paramilitärische 
Angelegenheiten~ hin kann beobachtet 
werden. 

So ehrgeizig, umfassend und umstritten 
viele dieser psychologischen Waffen und 
Methoden auch sind, so gering ist ihre 
Beachtung in den Medien. Selbst. in 
fachpsychologischen Zeitschriften smd 
Details dazu Mangelware. 

Um so bedeutender ist Watsons Analyse, 
die sich als umfassende und grundlegende 
Studie darstellt, wobei ein weiteres Ver­
dienst in der Aufbereitung von Gefähr­
lichkeit und Bedeutung dieser neuen 
Waffengattung für ein bis dato nicht in­
formiertes Publikum liegt. 

Das Buch ist bis zum Rand gefüllt mit 
erschreckenden Beispielen dafür, auf 
welche unvorstellbare Weise man Er­
kenntnisse der Psychologie ihrem huma­
nen Ziel entfremden und für militärische 
Zwecke mißbrauchen kann . 

Kaum ein Bereich des militärischen Le­
bens, in den die Psychologie nicht bereits 
Einzug gehalten hätte. Nur wenn be­
kannt ist in welchem Ausmaß die Psy­
chologie ~chon in das Milit.~rwesen inte­
griert ist, werden sinnvolle Uberlegungen 
über die Rolle der Psychologie zur 
Kriegsverhütung und Friedenssicherung 
möglich werden. »Psycho-Krieg. gehört 
in die Reihe der Bücher, die dem Frieden 
dienen. Re 

GEGEN NUKLEA R E ER PR ESSUNG 

Etwas Ungeheuerliches ist möglich ge­
worden: 

- Verbrecher 
- technisch begabte Wirrköpfe 
- Politextremisten 
- Terroristen 
- Agenten und 
- Erpresser 

können eine Atombombe bauen und da­
mit Regierungen, Banken, Organisatio­
nen oder Privatpersonen erpressen ... 
Allein in den USA gab es bis dato 68 aku­
te Fälle von Atom-Erpressung/ Drohung 
gegen amerikanische Städte (vorzugswei­
se New York, Boston, Los Angeles, San 
Franzisko) und Institutionen . 

Die heißeste Erpressung lief bereits im 
Juli t 975 gegen N. Y., als Erpresser um­
gerechnet 80 Mio DM Lösegeld forderten 
- dem Erpresserbrief war eine Zeichnung 
der selbst konstruierten Bombe beigelegt, 
präzise, ausgefeilt, offenbar von einem 
Kenner der Kernphysik. Damals ging 
noch alles gut ... 

Zu diesem Zeitpunkt existierte in Ameri­
ka bereits eine Super-Geheimorganisa­
tion - eine atomare Feuerwehr, von de­
ren Existenz selbst der Kongreß jahrelang 
nichts erfuhr. 

»NEST« - Nuclear Emergency Search 
Team -, inzwischen mit umgerechnet 
150 Mio DM Jahresetat, ist eine Spe­
zialmannschaft, die nukleare Drohungen 
untersucht, primitive oder verunglückte 
Kernwaffen ortet und identifiziert, sie 
unschädlich macht und mithilft, radioak­
tive Trümmer zu beseitigen. 

NEST 
Dienstzentrale 

.- Las Vegas 

"-
Flughafen »Mc 
Carran«, beste 

Wetterbedingen ... 

Luftwaffenstütz-
punkt »Andrews~ 

~ 
(Washington) 

Los Alamos 
(New Mexico) 

'--

--- -- -----

SPEKTRUm 

Wie funktioniert NEST? 

Die Befehlszentrale befindet sich in Ger­
mantown/ Maryland, mit direkten Tele­
fon- und Telexstandleitungen zum CIA, 
FBI, zum amerikanischen Außenministe­
rium und zum Pentagon, Abt. Nationale 
Sicherheit. 

Hochsensible Geigerzähler sind in der 
Lage, selbst kleinste Strahlungseinheiten 
von Uhrzifferblättern im Großstadtge­
wühl zu orten . Spezialelektronik und 
Werkzeuge für die Lokalisierung und 
Entschärfung der Atombombe steht in 

Livermore 

... (Kalifornien) 

L- Albuquerque 
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großem Umfang »containerweise« auf je­
dem Stützpunkt zur Verfügung. 

In jedem Stützpunkt stehen zwei Düsen­
maschinen, Typ King Air 100, und zwei 
Transportmaschinen CHI bereit, um die 
Spezialtruppe, inkl. umfassendem Aus­
rüstungsmaterial, umgehend zum näch­
sten Flugplatz der erpreßten Region ein­
zufliegen. 

NEST fand übrigens auch den 1978 in 
Nordkanada abgestürzten russischen Sa­
telliten KOSMOS 954, der mit einer 
Atombatterie ausgerüstet war. Allerdings 
dauerte die Suche im schneebedeckten 
Ödland fast zehn Tage. 

Natürlich gab es auch Alarmstufe I bei 
NEST, als sich der weltweit bekanntge­
wordene Reaktorunfall von Three Mile 
Islands ereignete. 

NEST ist bestens ausgerüstet . Riesige 
fahrbare Werkstattcontainer, Strahlungs­
detektoren jeder Art und Größe, instal­
lierbar und zu verstecken in Postautos 
oder LKWs, bis hin zu Kleinausführun­
gen für Kosmetik- oder Kamerakoffer. 
Die kleinsten Geigerzähler lassen sich in 
Frühstückspaketen oder Tabaksbeutel in­
stallieren. 

Da es nach einer amerikanischen Studie 
schwer, aber möglich ist, Plutonium oder 
hochangereichertes Uran zu steh len und 
eine Bombe zu bauen, sind höchste Si­
cherheitsvorkehrungen notwendig. Zwar 
gibt es It. Aussage von Jack Doyle, dem 
augenblicklichen Direktor von NEST, 
. mehr Chancen, den Bombenbau zu ver­
masseln, als es richtig zu machen . , 
aber . .. es ist möglich. Collegestudenten 
haben es in einem Planspiel bewiesen: sie 
haben eine funktionsfähige Atombombe 
gebaut. .. 

Survival News 17/ 82 

Dr. Heinz Nilges berichtet: 

Die Hanns-Seidel-Stiftung in München 
veranstaltete in der Zeit vom 27. bis 
29. Oktober 1982 in Wien unter dem 
Tagungsthema . Massenpsychologische 
Probleme des Zivil- und Katastrophen­
schutzes « eine internationale Konferenz 
für zivile Gefahrenabwehr, humanitäre 
Hilfe und Flüchtlingsproblematik . 

In die Moderation teilten sich General 
Marchand, Frankreich, Dr. Müller, 
Schweiz, und Dr. Kalb, Bundesrepublik 
Deutschland. 

Die fachliche Leitung der Tagung lag in 
den Händen von Dr. Kolb , Präsident des 
Bundesamtes für Zivilschutz, Bonn. 

Dr. Guggenbühl, Schweiz, stellte in sei­
nem Vortrag das Phänomen der Angst 
und die menschlichen Verhaltensweisen 
in der Masse in den Vordergrund . Dabei 
behandelte er diese Problematik in einem 
grundsätzlichen Ansatz und erörterte sie 
im Hinblick auf alle Katastrophen, da 
diese - ob im Frieden oder im Krieg - den 
Menschen in eine existentielle Ausnah­
mesituation versetzen. Er machte dabei 
die unterschiedlichen psychischen Aus­
gangspunkte für Reaktion und Steue­
rungsverhalten klar. Seine erste Grund­
frage befaßte sich mit den verschiedenen 
Auswirkungen der Angst . 

Die zweite Grundfrage kreiste um die 
Notwendigkeit und die Möglichkeiten, 
eine einfache und wirkungsvolle Metho­
de der psychischen Ersten Hilfe für Men­
schen in Katastrophen zu erarbeiten. 

Guggenbühl arbeitete heraus, daß der 
von einer Katastrophe überraschte bzw. 
bedrohte Mensch seelisch mit Angst, 
Furcht und Schrecken reagiert und damit 
seine rationale Steuerfähigkeit weitge­
hend, z. T. sogar völlig, verlieren kann. 
Dies führe dazu, daß Mechanismen her­
vortreten, die ohne bewußte Steuerung 
ablaufen und dadurch nur noch sehr ein­
geschränkt zur Abwendung der konkre­
ten Gefahr taugen. Diese Verhaltenswei­
sen wirkten in einer Gruppe ansteckend, 
könnten zu Panikreaktionen führen und 
potenzierten dadurch die Gefährdung. 
Der Referent suchte die psychischen 
Hintergründe dieser Verhaltensweisen zu 
ergründen und nach Möglichkeiten, den 
betroffenen Menschen wieder die Fähig­
keit zu geben, in der konkreten Gefah­
rensituation überlegt und zielgerichtet zu 
handeln . 

Dr. Schuh, BRD, stellte die Aspekte in 
den Vordergrund, die die Helfenden, ins­
besondere die Einsatzleiter, zu bewälti­
gen haben . Er stellte zwar auch seiner­
seits die verschiedenen Teilaspekte der 
Katastrophenreaktion bei den Betroffe­
nen dar, gab dann aber korrespondierend 
dazu in gewissem Rahmen eine Verhal­
tensanweisung für Katastrophensituatio­
nen. Er betonte die Wichtigkeit einer 
vorbereitenden Information der Bevölke­
rung über die Möglichkeit und Erschei­
nungsformen von Gefahren, um jeden 
lähmenden Überraschungseffekt aufzu­
fangen und den Menschen darauf einzu­
stellen, in einer irritierenden Bedro­
hungssituation Auswege und Hilfe zu er­
kennen . 

Praktische Erfahrungsberichte über Ab­
läufe und Probleme von Katastrophener­
eignissen gaben aus ihrer spezifischen 
Sicht General Marchand, Frankreich, der 
sich u. a. mit der Problematik des Zusam­
mentreffens von zurückflutenden Flücht­
lingsströmen mit in das Kampfgebiet vor­
rückenden Truppen befaßte, sowie Ge­
nera'l Bernard, verantwortlicher Einsatz­
leiter der italienischen Armee bei der Hil­
feleistung nach der Erdbebenkatastrophe 
in Süditalien. Diese Berichte stellen die 
Rückkoppelung zu den Vorträgen von 
Guggenbühl und Schuh dar. 

Speziell mit der Problematik gegnerischer 
Störversuche und Desinformationen im 
Zusammenhang mit Bevölkerungsbewe­
gungen im Verteidigungsfall befaßte sich 
Oberst Hauschild, BRD. 

Einen temperamentvollen und die vielfäl­
tigen Möglichkeiten der humanitären 
Hilfen im Kriegs- und Katastrophenfall 
behandelnden Beitrag brachte der Gene­
ralsekretär des DRK, Dr. Schilling . Er 
befaßte sich mit Grundfragen des Kata­
strophenschutzes und des Zivilschutzes 
in der Bundesrepublik Deutschland und 
stellte nuanciert und kritisch Möglichkei­
ten dar, wie die humanitären Hilfsorgani­
sationen ihren Beitrag zur Katastrophen­
bewältigung im Frieden und in einem 
Verteidigungsfall steigern könnten . 

Der Mensch kann leben: 

10 Tage ohne Nahrung 
1 Tage ohne Wasser 
1 Minuten ohne Atem­

luft 



DEUTSCH-JAPAN ISCH ER 
HUBSCHRAUBER BK 1/7 

Der zweimotorige Mehrzweckhub­
schrauber BK 1 17, ein Gemeinschafts­
projekt der Firmen Me serschmitt-Böl­
kow-Blohm GmbH (MBB) und Kawasa­
ki Heavy Industries Limited (KHI), Ja­
pan, ist vom deutschen Luftfahrt-Bun­
desamt (LBA) nach den Vorschriften 
FAR Part 29, Category A, einschließlich 
Amendment 16, für VFR (Sichtflug) zu ­
gelassen. 

Damit wurde zum ersten Male ein Hub­
schrauber in deutsch-japanischer Part­
nerschaft entwickelt und gebaut. Erste 
Kontakte zwischen den beiden Firmen 
wurden im Jahre 1974 geknüpft. 

Die BK I 17 wird im . Single-Source.­
Verfahren hergestellt, das heißt, beide 
Firmen produzieren die von ihnen ent­
wickelten Komponenten und Baugrup­
pen selbst und tauschen diese dann aus. 
Die Endmontage der Hubschrauber er­
folgt in zwei Montage-Straßen, eine im 
MBB-Werk Donauwörth und eine im 
KH I-Werk Gifu . 

Der Mehrzweck-Charakter der BK I 17, 
der, wie schOR bei der bewährten 
BO 105, durch die Verfügbarkeit zahlrei-

cher Sonderausrüstungen ein ungewöhn­
lich vielfältiges Einsatzspektrum erlaubt, 
findet das besondere Interesse der Kun­
den. So wird die BK 117 in zahlreichen 
Ländern als der .ideale Rettungshub­
schrauber. gesehen. 

MESSERSCHMITI-BÖLKOW­
BLOHMGmbH 

Robere Aeberhard 

VOM LUFTSCHUTZ ZUM ZIVIL­
SCHUTZ 

Aus der Geschichte des pas iven (blauen) 
Luftschutze und des Zivilschutzes 

Verlag Vogt-Schild AG, Solothurn 1982, 
200 Seiten, 252 Bilder, davon 78 farbig, 
Fr. 39,50 

Ein hervorragender Kenner der Materie 
des schweizerischen Zivilschutz, Infor­
mationschef Robert Aeberhard, ist Autor 
des vorliegenden Werkes. 

Ungefähr vor einem Vierteljahrhundert 
wurde der . moderne Zivil chutz« ge­
schaffen. Neben der Chronik des .alten 
passiven Luft chutzes« widmet der 
Autor einen zweiten Teil seines Buches 
zeitgenössischen Strukturformen de Zi-

vilschutzes. Während der historische Teil 
Werden unJ Wachsen aufzeichnet, bietet 
die Analyse des modernen Zivilschutzes 
über die Beschreibung des Ist-Zustandes 
hinaus Ausblicke auf Ziele, zukünftige 
Entwicklungen und den Weiterausbau in 
den kommenden Jahren . 

• Die Geschichte zeigt es, und die Gegen­
wart beweist es, daß Katastrophen, Kri­
sen, Konflikte und Kriege zu den Realitä­
ten gehören, mit denen wir uns auseinan­
derzusetzen haben. In immer stärkerem 
Maße wird heute die Zivilbevölkerung 
durch solche Ereignisse direkt betrof­
fen . , schreibt der Direktor des Schweizer 
Bundesamtes für Zivilschutz, Hans Mu­
menthaler, dazu . RE 

DIE KAPAZITÄT VON LA HAGUE 
WIRD ERWEITERT 

Frankreich wird bis 1990 Investitionen in 
Höhe von rund 30 Millionen Franc für 
Modernisierung und Vergrößerung des 
Wiederaufbereitungswerkes für Kern­
brennstäbe in La Hague vornehmen. In 
dieser Anlage auf der Halbinsel Cotentin 
wurden bisher über 500 Tonnen abge­
brannte Kernbrennstäbe aus angereicher­
tem Uran und damit mehr als in der 
westlichen Welt zusammen aufbereitet. 

Die radioaktiven Rückstände kamen aus 
französischen und ausländischen Atom­
kraftwerken. Selbst wenn das französi­
sche Atomkraftprogramm gedrosselt 
werden sollte, ist die Erweiterung der 
Anlagen in La Hague notwendig. Allein 
die radioaktiven Rückstände der franzö­
sischen Kernkraftwerke werden 1990 
1000 bis 1400 Tonnen betragen, weit 
mehr, als die heutige Kapazität des Wer­
kes in La Hague ausmacht. 

Neben dem eigenen Anfall von . Atom­
müll . soll das Werk jedoch auch ver­
stärkt abgebrannte Kernbrennstäbe aus 
andflren Ländern bearbeiten. 

FAZ vom 18. 10.82 

6S 
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Werner Heierli 
ÜBERLEBEN IM ERNSTFALL 
Verlag Vogt-Schild, Solothurn, 
128 Seiten mit Illustrationen, Fr. 14,80 

Der Titel des Buches hat einem weiten 
Bereich der öffentlichen Diskussion in 
unserem Land eines voraus : er bleibt 
nicht im schulterzuckenden und augen­
schließenden . Alles-Sinnlos« stehen, 
sondern setzt sich das Überleben gerade 
in schwierigster Lage zur Aufgabe. 

Wie wird dieses Überleben möglich? 

Das Buch von Dr.-Ing. W. Heierli gibt 
Antworten auf die Frage, was alles erfor­
derlich ist, um in einem Schutzraum An­
griffe und Katastrophen auch tatsächlich 
überstehen zu können. Wieviel Platz, 
wieviel Luft, wieviel Wasser braucht der 
einzelne, welche Temperatur und Feuch­
tigkeit im Schutzraum hält er noch aus, 
wie richtet er seine Toilette ein, wenn 
kein Wasser mehr fließt, welche Medika­
mente und Hilfsmittel braucht er, usw. 
Lange und sorgfältige Erfahrungen und 
Studien sowie die Kenntnis der in- und 
ausländischen Literatur ermöglichen dem 
Autor eine exakte und fundierte Be­
schreibung der Bedingungen, die das Le­
ben in einem von der Außenwelt abge­
schlossenen Schutzraum während Tagen 
oder Wochen bestimmen. 

Mindestens gleichrangig daneben steht 
die Frage nach dem psychischen Verhal­
ten des Menschen. Wie verhält er sich im 
Ernstfall? Droht der Mensch irre zu wer­
den oder verfällt er in Apathie? Bricht 
gar, wie oft behauptet, eine unkontrol­
lierbare, chaotische Panik aus? U nabhän­
gig davon, daß die grundlegenden psy­
chischen Verhaltensmuster der Menschen 
über lange Zeiträume konstant geblieben 
sind, zeigt die Erfahrung der Vergangen­
heit, wie gering die Gefahr einer Panik 
überhaupt ist. (Man vergleiche dazu auch 
die Forschungsergebnisse des Kieler Ka­
tastrophensoziologen Wolf R. Dom­
browsky in den Heften III und IV /82 der 
ZIVILVERTEIDIGUNG. ) 

Im zweiten Teil der Untersuchung läßt 
der Autor aufgrund wissenschaftlich be­
legter Kriegs- und Katastrophenberichte 
keinen Zweifel darüber, daß bei richtiger 
Vorbereitung auch ein moderner Krieg 
nicht einfach in Verzweiflung und Panik 
stürzt. 

Ein einigermaßen vorbereitetes Volk 
kann enorme Kräfte für das Durchstehen 
im Kriege mobilisieren. Das ist Heierlis 
Bekenntnis zu einer starken Gesamtver­
teidigung. 

Für diejenigen Menschen, Institutionen 
und Organisationen, die sich über die 

Abwendung der Auswirkungen eines 
möglichen Kriegs Gedanken machen und 
Verantwortung tragen, liegt mit dieser 
Broschüre ein Standardwerk des Zivil­
schutzes vor, deren Kernaussagen einmal 
mehr bewahrheitet: Zivilschutz Ist not­
wendig und sinnvoll! Re 

Arnoldshainer Schriften 
zur Interdisziplinären Ökonomie Band 3 
Philipp Sonntag (Hrsg.) 
RÜSTUNG UND ÖKONOMIE 
Haag + Herchen, Frankfurt 
270 Seiten, DM 28,80 

Die -Arnoldshainer Schriften" verstehen 
Ökonomie nicht als »reine. Wirtschafts­
theorie, vielmehr werden andere Fachge­
biete möglichst schon im ökonomischen 
Ansatz berücksichtigt. Diesen interdiszi­
plinären Zugriff wenden die Autoren 
auch auf den Zusammenhang von Rü­
stung und Ökonomie an . Ausgangspunkt 
dieses Sammelbandes, zu dem Rüstungs­
planer ebenso beitragen wie Friedensfor­
scher, Industrielle ebenso wie Gewerk­
schafter, sind die Sachzwänge der Rü­
stungsentwicklung. 

In drei Hauptkapiteln werden Rüstungs­
planung und Rüstungsentwicklung, die 
ökonomischen und politischen Einflüsse 
auf die Rüstungsentwicklung und die ak­
tuellen Veränderungen und ihre Alterna­
tiven in den unterentwickelten Ländern 
und den Industrieländern analysiert. 

In einem Beitrag . Aufwand und Ertrag 
bei der Zivilverteidigung. setzt sich der 
Herausgeber mit der Effektivitäts-Kalku­
lation auseinander. . Kann überhaupt. , 
so fragt der Autor, »eine ökonomische 
Sichtweise angesichts der zur Verfügung 
stehenden 12,- DM pro Person und Jahr 
sinnvoll durchgeführt werden? Aber 
auch wenn wesentlich mehr Geld für die 
Zivilverteidigung ausgegeben würde, wä­
re eine . Ertragsrechnung. praktisch un­
möglich. Welche Größenordnung läßt 
sich sinnvoll diskutieren? Ein oft wieder­
holtes Klischee -Im Atomkrieg ist sowie­
so alles aus. erweist sich vor dem Hinter­
grund der Erfahrungen von Hiroshima 
und Nagasaki als falsch: -Es wird deut­
lich, daß auch für den nicht überlebens­
fähigen, dahinsiechenden Menschen jedes 
lindernde Medikament, jeder Verband 
usw. sehr willkommen ist. Die oft gehör­
te Kritik, Zivilverteidigung sei Kriegs­
vorbereitung ist in dieser vereinfachen­
den Form nicht haltbar . • 

Fazit des Autors : 

. Für Zivilverteidigung wird nur etwa ein 
Fünfzigstel des Betrages für den Wehr­
etat ausgegeben. Investitionen bei der Zi-

--------------

SPEKTRUm 
0 .. Megaln der Zlvttverteldlgung 

vilverteidigung könnten sich in bezug auf 
sehr verschiedene Krisen, Katastrophen 
und Kriege im nachhinein als willkom­
men erweisen: 

- Eine Milliarde DM staatlicher Aufwand 
für Bevorratung von Ressourcen kann 
größere Krisenstabilität und Sicherheit 
gegen Erpressung bewirken als eine wei­
tere Milliarde DM für Rüstung. Die be­
stehenden Vorräte sind teils beachtlich, 
jedoch sicher sinnvoll erweiterbar. De­
zentrale Vorräte sind auf Grund ihrer 
Verfügbarkeit besonders ökonomisch. 
Das gilt insbesondere auch für die Vorrä­
te bei der Zivilbevölkerung. Ihre Förde­
rung ist nicht zuletzt ein politisches Pro­
blem. 

Die Hilfsorganisationen haben sich selbst 
unter schwersten Katastrophenbedingun­
gen bewährt. Sie sollten mit neuen und 
leistungsfähigeren Geräten und Fahrzeu­
gen versehen werden, wie es einem mo­
dernen Industriestaat angemessen ist. 
Auf eine kurze Formel gebracht: Das 
Beste ist vielleicht gut genug. 

- Die wichtigste Komponente ist der 
Selbstschutz, die Vorbereitung in der 
breiten Bevölkerung. Während der Nut­
zen im ökonomischen Sinn in einer Kata­
strophe am stärksten zur Geltung käme, 
muß offen bleiben, inwieweit die verant­
wortlichen Regierungen den Mut auf­
bringen, die Realitäten ohne Verharmlo­
sung zu nennen. 

- Auch teuere Linderungsmaßnahmen 
können die Tatsache und das Ausmaß der 
Zerstörung bei einer atomaren Katastro­
phe nicht ungeschehen machen. Aber be­
reits improvisierte Linderungsmaßnah­
men können die Auswirkung auf den 
Menschen merklich verringern (im Detail 
siehe Sonntag t 981). 

- Eine stärker ökologisch fundierte Wirt­
schaftspolitik wäre ein wichtiger Beitrag 
zur Überlebensfähigkeit. Sie würde vor 
allem Konzepte der gewaltsamen Siche­
rung von Rohstoffen von vorneherein als 
unsinnig erscheinen lassen und auf die­
sem Wege die Kriegsgefahr herabsetzen .• 


